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Das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR 
gab folgende neue 
Postwertzeichen heraus: 

Technische Denkmale — Straßenbahnen 

10-Pf-Wert: Dresdener Pferdebshn 1886 

Von diesem Fahrzeugtyp wurden 1886 von der Waggonfabrik 
Brill, Philadelphia/USA, 14 Stück für die in Dresden betriebene 
Pferdebahn der damaligen „Tramways Company of Germany 
Limited" (Sitz in London) geliefert. Der Wagen hat insgesamt 
28 Plätze, davon zwölf als Längssitze im Wageninneren ange¬ 
ordnete Sitzplätze. Die Länge des Wagenkastens beträgt 
6100 mm, der Achsabstand 1430 mm. Charakteristisch für die 
damals vorherrschende Bauweise ist die kleine Fensterteilung. 

20-Pf-Wert: Leipziger Straßenbahn 1896 

Das Fahrzeug gehört zu einer von der „Breslauer AG für Eisen¬ 
bahnwagenbau, Breslau (heute Wrocfaw, VR Polen), Lokomo- 
tiv- und Wagenbauanstalt Linke-Hofmann" für die „Große Leip¬ 
ziger Straßenbahn" gelieferten Serie von 135 Triebwagen. Der 
8500 mm lange Triebwagen (Achsabstand 1800 mm) hat insge¬ 
samt 34 Plätze, davon 20 Sitzplätze (Längssitze) im Wagenin- 
nern. Die Bauart des Wagenkastens mit offenen Plattformen, 
Umsetzgittern an den Einstiegen, kleiner Fensterteilung, Längs¬ 
sitzen und Laternendach über dem Wageninnenraum weist 
noch wesentliche Merkmale der Pferdebahnwagen auf. 

40-Pf-Wert; Berliner Straßenbahn 1910 

Aus dem Streben nach Fahrzeugen mit einer größeren Beförde¬ 
rungskapazität entstanden die dargestellten vierachsigen Stra¬ 
ßenbahntriebwagen, von denen die Waggonbauanstalt Falken¬ 
ried Hamburg in den Jahren 1908/10 an die „Straßenbahnen der 
Stadt Berlin" 115 Stück lieferte. Mit dieser Bauart konnten der 
Wagenkasten auf 10 900 mm verlängert und ein Platzangebot 
von 24 Sitzplätzen (Quersitze) und 18 Stehplätze erreicht wer¬ 
den. Die Wagenkasten mit offenen Plattformen, Umsetzgittern, 
kleiner Fensterteilung und Laternendach ist noch nach dem 
gleichen Prinzip wie die zweiachsigen Straßenbahnwagen um 
1900 und die Pferdebahnwagen gestaltet. 

70-Pf-Wert: Hallesche Straßenbahn 1928 

Der zweiachsige Triebwagen wurde 1928 von der damaligen 
Waggonfabrik Lindner, Halle Ammendorf, an die „Städtische 
Straßenbahn Halle" geliefert. Die Serie umfaßte 1925/31 insge¬ 
samt 91 Triebwagen und dazu 50 Beiwagen gleicher Wagenka¬ 
stenbauart. Die Fortschritte in der Konstruktion der Fahrgestell¬ 
rahmen ermöglichten einen Achsabstand von 2800 mm und da¬ 
mit eine Wagenkastenlänge von 10 150 mm. Mit 24 Sitz- und 25 
Stehplätzen wurde ein beachtliches Platzangebot erreicht. 

(W. Höfer, Berlin) 


Ausgabetag: 20. Mai 1986 




125 Jahre Zoo Dresden 


Schon seit der Eröffnung des Zoo Dresden im Jahre 1861 wurde 
mit der Affenhaltung begonnen; der erste Menschenaffe kam 
1873 in den Zoo. Noch heute gilt dieser älteste Zoologische Gar¬ 
ten in der DDR als „Primatenzoo", d. h., daß insbesondere Halb¬ 
affen, Tieraffen und Menschenaffen seinen Tierbestand prä¬ 
gen. In der Geschichte des Dresdner Zoos wirkten zwei Direkto¬ 
ren, die sich besonders durch ihre Veröffentlichungen über die 
Biologie des Orang-Utans verdient gemacht haben: Prof. Dr. 
Gustav Brandes und Prof. Dr.-Wolfgang Ullrich. 

10-Pf-Wert: Orang-Utan (Pongo pygmaeus abeli) 

Zwei Unterarten bilden diese von den südasiatischen Inselbe¬ 
wohnern als „Waldmenschen" (Orang-Utan) bezeichnete Men¬ 
schenaffen aus: Borneo-Orang-Utan als Nominatform, die dun¬ 
kel gefärbt und gedrungener gebaut sind, und die auf der Brief¬ 
marke dargestellten, im Zoo Dresden bereits in der zweiten Ge¬ 
neration gezüchteten Sumatra-Orang-Utans als hellfarbige 
Unterart. 

20-Pf-Wert: Guereza (Colobus guereza caudatuo) 

Diese schmucke, zu den Schlankaffen gehörende Art, ist ein 
Bergwaldbewohner Ostafrikas. Ihre Verwandten, die wegen der 
Rückbildung des Daumen als Colobusaffen (Kolobus = gr. 
Stummel) bezeichnet werden, bewohnen andere Teile des afri¬ 
kanischen Kontinents. Alle Vertreter der Schlankaffen ernähren 
sich vorwiegend von verschiedenen Blättern ihrer Wohnbäume. 

50-Pf-Wert: Mandrill (Mandrillus sphinx) 

Die grelle Färbung von Gesicht und Afterregion der männlichen 
Mandrille brachte dieser Pavianart den Ruhm ein, zu den drei 
buntesten Säugetieren zu gehören. In der Erregung erscheinen 
auch Brust und Armbeugen in blauer bzw. roter Farbe. Sie wir¬ 
ken gegenüber Freßfeinden als Schockwaffe. Die bunte After¬ 
region hat gegenteilige Funktion - wird einem Konkurrenten 
die Rückfront zugekehrt, so ist er beschwichtigt und läßt ab 
vom Kampf. 

70-Pf-Wert: Katta (Lemur catta) 

Kattas sind von allen Halbaffen für den Tiergärtner deshalb so 
attraktive Ausstellungsobjekte, da es sich um sehr lebendige, 
tagaktive Makis aus Madagaskar handelt. Alle anderen Vertre¬ 
ter der Gattung leben ebenfalls auf der Insel Madagaskar, mit 
ihren vielen lebenden Fossilien, zoologischen Kostbarkeiten 
und einmaligen Lebensräumen. Hierher drangen keine progres¬ 
siven Primaten vor, aber auch keine Freßfeinde. 

(Dipl.-Biol. H.-J. Herrmann, Dresden) 

Ausgabetag: 27. Mai 1986 
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dDP-NOTIZEN 


• „Im Post- und Fern meldewesen ist 
die Elektronisierung nachrichtentechni¬ 
scher Anlagen fortzuführen. Es sind 
rechnergestützte Systeme zur Vorberei¬ 
tung und Durchführung der Nachrich¬ 
tenverkehrsprozesse durchgängig anzu¬ 
wenden. Geplant ist, mindestens 
300 000 Fernsprechhauptanschlüsse ein¬ 
zurichten und das Netz von öffentlichen 
Münzfernsprechern für den Selbstwähl¬ 
fernverkehr auszubauen. Die Versor¬ 
gung mit Hörfunk- und Fernsehsendun¬ 
gen soll durch die Modernisierung und 
Rekonstruktion der Sender sowie durch 
Erweiterung des Netzes der Fernseh¬ 
kleinsender qualitativ verbessert wer¬ 
den. Im Post- und Zeitungswesen sind 
die Laufzeiten der Postsendungen zu 
verkürzen. Größere Postämter werden 
mit Schalterterminals zur weiteren Ra¬ 
tionalisierung geldwirtschaftlicher Pro¬ 
zesse ausgerüstet." 

(aus der „Direktive des XI. Parteitages 
der SED zum Fünfjahrplan für die Ent¬ 
wicklung der Volkswirtschaft der DDR 
in den Jahren 1986 bis 1990, ND v. 20. 
April 1986) 

• In der „Umschau", einer Sendung 
des Fernsehens der DDR, wurden am 
11. März 19 Uhr die neuen Terminal- 
Postschalter der Deutschen Post vorge- 
stellt. Auf diese Weise sind diese attrak¬ 
tiven Aggregate zur Verbesserung ins¬ 
besondere des Geldverkehrs an unseren 
Schaltern einem sehr breiten Publikum 
bekanntgeworden. Wie überhaupt fest¬ 
zustellen ist, daß dort, wo solche Anla¬ 
gen in Betrieb gehen, die Bürger ihr gro¬ 
ßes Interesse an ihnen bekunden und 
sich über die nun raschere Bedienung 
freuen. 

• Mit einem Ehrenkolloquium würdigte 
die Hochschule für Verkehrswesen 
„Friedrich List" Dresden anläßlich des 
60. Geburtstages von Prof. Dr. sc. oec. 
Gerhard Rehbein am 21. Mai 1986 das 
langjährige, verdienstvolle Wirken die¬ 
ses weit über^ie Grenzen unseres Lan¬ 
des hinaus bekannten sozialistischen 
Leiters, Hochschullehrers, Erziehers 
und Forschers. In der Laudatio unterstri¬ 
chen der Rektor der HfV, Prof. Dr. Peter 
Gräbner, und der Stellvertreter des Mi¬ 
nisters für Post- und Fernmeldewesen, 
Dr. Heinz Aull, den hervorragenden Bei¬ 
trag des Jubilars zur Herausarbeitung 
der Ökonomie des sozialistischen Nach¬ 
richtenwesens als Wissenschaftsdiszip¬ 
lin im Rahmen der internationalen 
Schule der sozialistischen Verkehrsöko¬ 
nomie. Schüler von Professor Rehbein 
beschäftigten sich in ihren Vorträgen 
mit dem Nachrichtenverkehr aus der 
Sicht der Informatik und der Praxisbezo¬ 
genheit der Ökonomie des Nachrichten¬ 
verkehrs und ihrer Widerspiegelung im 
Lehrprozeß. Beratungsgegenstände wa¬ 


ren ferner die Einbeziehung der Ökono¬ 
mie und Organisation der Leistungspro¬ 
zesse mit Zirkulationscharakter in die 
Wissenschaftsdisziplin Ökonomie des 
Nachrichtenwesens sowie spezifische 
Wirkungsrichtungen der industriellen 
und bauwirtschaftlichen Prozesse im 
Post- und Fernmeldewesen. 

t 

• Anläßlich des 60. Geburtstages von 
Prof. Dr. rer. oec. habil. Reinhard Gött- 
ner würdigten die Hochschule für Ver¬ 
kehrswesen „Friedrich List" Dresden 
und die Ingenieurhochschule Mittweida 
Ende April 1986 mit einem Ehrenkollo¬ 
quium das langjährige Wirken dieses 
verdienstvollen Hochschullehrers, For¬ 
schers und sozialistischen Leiters. Der 
Jubilar wirkte von 1955 bis 1968 als 
Fachmann auf dem Gebiet der Ökono¬ 
mie des Nachrichtenwesens, Studiendi¬ 
rektor des Industrie-Instituts und Pro¬ 
rektor für Studienangelegenheiten an 
der HfV, war danach bis vor wenigen 
Jahren Rektor der Ingenieurhochschule 
Mittweida und ist seitdem wieder als 
Professor an der Hochschule für Ver¬ 
kehrswesen erfolgreich tätig. 

• Kollegin Oberassistent Irene Hoff- 
mann. Zustellerin bei der Poststelle 
Hirschfeld, PFA Freiberg, Mutter von 
zwei Kindern, hat am 22. Januar 1986 
während des Dienstes zwei kleine Mäd¬ 
chen vor dem Ertrinken bewahrt. Ob¬ 
wohl sie Nichtschwimmer ist, hat sie 
unter Einsatz ihres Lebens die Kinder 
gerettet. Nach einer medizinischen Be¬ 
handlung - beide Kinder befanden sich 
kurze Zeit in der Kinderklinik in Freiberg 
- kehrten sie gesund zu ihren Eltern zu¬ 
rück. Als Dank und Anerkennung wur¬ 
den der Kollegin Hoffmann in der Feier¬ 
stunde anläßlich unseres Ehrentages 
eine Belobigung, verbunden mit einer 
Geldprämie, Vom Leiter des Amtes 
überreicht. 

(aus „Sozialistische Post", Karl-Marx- 
Stadt, Nr. 3/1986) 

• Neuerdings wird häufiger der Begriff 
„Informatorik" gebraucht. Darunter ver¬ 
steht man eine gerade erst im Entste¬ 
hen begriffene Wissenschaft. Sie um¬ 
faßt die automatische (computerge¬ 
stützte) Verarbeitung, Speicherung und 
Weiterleitung von Informationen. Infor¬ 
mationen gilt es allerdings schon seit 
der Zeit zü verarbeiten, da der Mensch 
aus dem Tierreich aufgestiegen ist und 
sich Arbeit und Sprache herausbilde¬ 
ten. Der wesentliche Punkt ist mithin 
bei dem Attribut „automatisch" zu su¬ 
chen. Eine Neuerung, die sich nicht nur 
aus der Möglichkeit des Computerein¬ 
satzes ergab, sondern in erster Linie aus 
der Notwendigkeit, mit dem immer 
schneller anwachsenden Datenberg fer¬ 
tig zu werden. So wird es zum Beispiel 
möglich, daß ein Konstrukteur in sei¬ 
nem Büro per Standleitung auf dem 
Bildschirm sämtliche Materialbestände 
und Normen in Sekundenschnelle zur 
Verfügung hat und seine fertige Kon¬ 
struktion auf die gleiche Weise dann 
zum Roboter übermittelt. Nicht anders 


ist es in der Wissenschaft: Ohne die 
blitzschnelle, nur mit dem Computer 
mögliche Informationsverarbeitung sind 
Raumflüge, ja selbst einzelne Experi¬ 
mente nicht mehr möglich - ganz abge¬ 
sehen von dem notwendigen raschen 
Austausch der Erkenntnisse. Die Infor¬ 
matik ist also für unser weiteres schnel¬ 
les Wirtschaftswachstum unverzicht¬ 
bar. 

• Beim Kollektiv des PA Halle 3 steht 
die ständige Schulung und Weiterbil¬ 
dung der Mitarbeiter im Vordergrund. 
Probleme und Mängel werden im 
Dienstunterricht ausgewertet und sofort 
beseitigt. Die Mitarbeiter werden stän¬ 
dig mit den Dienst- und Nachschlage¬ 
werken vertraut gemacht. Aber auch 
Wissenstests, d. h., Beantwortung 
schriftlicher Fragen, tragen zur Quali¬ 
tätsverbesserung bei. Die Kollektivmit¬ 
glieder lesen die Zeitschrift „Die Deut¬ 
sche Post", und monatlich findet eine 
Auswertung statt., 

(aus „PF-Impuls", Halle, Nr. 5/86) 

• Rund 19 000 Studenten in der DDR 
haben sich im zurückliegenden Studien¬ 
jahr 1985/86 in. 1420 Jugendobjekten 
und Jugendforscherkollektiven an der 
Lösung anspruchsvoller Forschungsauf¬ 
gaben beteiligt. Das hohe geistige Po¬ 
tential der studierenden Jugend in der 
DDR verdeutlichen unter anderem 282 
Patentanmeldungen im Erfinderwettbe¬ 
werb der Jugend 1985. Diese Ergeb¬ 
nisse sind Ausdruck einer zielgerichte¬ 
ten Förderung von Begabungen. 

• Im Moskauer Rundfunk gibt es einen 
„Klub der Funkwanderungen durch die 
UdSSR". Er besteht schon seit über 
zehn Jahren; seine Sendungen laufen 
montags, freitags und sonntags. Die 
Hörer dieser Sendungen - unter ihnen 
gibt es über 700 ständige Klubmitglie¬ 
der - unternahmen bereits fast 40 Funk¬ 
wanderungen in verschiedene Ecken 
und Enden des Sowjetlandes. Um laut 
Statut Mitglied des Klubs zu werden, 
muß ein reisefreudiger Hörer an die 
Adresse des Klubs einen Bericht über 
eine UdSSR-Reise, die er oder sein Be¬ 
kannter gemacht hat, bzw. einen Zei¬ 
tungsausschnitt zu diesem Thema ein¬ 
senden. 

• Eine „BSG Bahnpostamt" mit den 
Sektionen Fußball, Tischtennis und 
Bergsteigen sowie einer Allgemeinen 
Sportgruppe (Laufen) wurde anläßlich 
des Ehrentages der Werktätigen des 
Post- und Fernmeldewesens im Bahn¬ 
postamt Berlin gegründet. Im Monat 
März wurde die „BSG Post Marzahn" 
beim HPA Berlin-Marzahn gebildet. So¬ 
mit gibt es nun in der Hauptstadt Berlin 
insgesamt sechs Betriebssportgemein¬ 
schaften „Post". 

• Zuschriften an die Redaktion der 
DEUTSCHEN POST können gebühren¬ 
frei als „Postsache" (Vermerk auf dem 
Briefumschlag oben rechts) eingesandt 
werden (nicht mit ZKD!). 
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Die Beschlüsse des 
XI. Parteitages der SED 
verwirklichen! 


Redaktion: Genosse Staatssekretär. Sie haben am 
XI. Parteitag der SED als Delegierter teilgenommen. Wir bit¬ 
ten Sie für unsere Leser um einige Ausführungen darüber, 
wie die bedeutenden Beschlüsse des Parteitages im Post- 
und Fernmeldewesen in die Tat umgesetzt werden sollen 
und welche hauptsächlichen Schwerpunkte Ihrer Meinung 
nach die Arbeit bei der Deutschen Post bestimmen werden. 
Zuerst möchte ich an Sie die Frage richten, welchen Wider¬ 
hall der XI. Parteitag der SED unter den Werktätigen der 
Deutschen Post fand und wie sich das unmittelbar nach dem 
Parteitag widerspiegelte? 

Dr. Calov: Die Werktätigen der Deutschen Post haben die Ar¬ 
beit des Parteitages der SED aufmerksam und mit Interesse 
verfolgt. Sie sind unter Führung der Partei der Arbeiterklasse 
mit großem Elan darangegangen, die Beschlüsse des 
XI. Parteitages zu verwirklichen. So gibt es eine große Anzahl 
schöpferischer Initiativen der Mitarbeiter in allen Bereichen 
und Dienststellen, die darauf gerichtet sind, die weitreichen¬ 
den, begeisternden Ziele des Parteitages Wirklichkeit werden 
zu lassen. In den Bereichen der Nachrichtenverkehrsleistungen 
und in der industriellen Produktion, in den Wissenschaftsein¬ 
richtungen sowie in den Bildungsstätten sind bereits vielseitige 
Maßnahmen in Angriff genommen worden, die zielstrebig in 
Verbindung mit den Planaufgaben durchgesetzt werden. Die 
umfangreichen Diskussionen zur Direktive des XI. Parteitages 
zum Fünfjahrplan für die Entwicklung der Volkswirtschaft der 
DDR, zu den Entwürfen des Volkswirtschaftsplanes 1987 und 
zum Fünfjahrplan 1986 - 1990 für das Post- und Fernmeldewe¬ 
sen bringen sehr deutlich das Engagement der Mitarbeiter zum 
Ausdruck, und man kann offen sagen, daß die Durchführung 
der Beschlüsse des XI. Parteitages immer mehr zur Sache aller 
Angehörigen der Deutschen Post wird. Überall wird im soziali¬ 
stischen Wettbewerb den Werktätigen des Post- und Fernmel¬ 
deamtes Weimar nachgeeifert, die sich hohe Ziele in ihren qua¬ 
litativen Leistungen und ökonomischen Resultaten durch ver¬ 
stärkt angewandte neue wissenschaftliche Erkenntnisse und 
disziplinierte Arbeit gestellt haben. Die große Resonanz, die der 
Parteitag im Post- und Fernmeldewesen fand, spiegelt sich in 
guten Ergebnissen'der Planerfüllung zum 1. Halbjahr 1986 wi¬ 
der, der in seinen Hauptkennziffern erfüllt und teilweise überbo¬ 
ten wurde. Besonders hervorheben möchte ich hierbei die gu¬ 
ten Arbeitsergebnisse der Beschäftigten des Kombinates Fern- 
ineldebau der Deutschen Post, die mit dem Erreichen der Plan¬ 
ziele auch ihre Verpflichtungen, im Jahr 1986 drei Tagesproduk¬ 
tionen zusätzlich zu erzielen, anteilmäßig erfüllt haben. Eine 
schöpferische Arbeitsatmosphäre der Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post ist überall spürbar, was auch ganz besonders im Zu¬ 
sammenhang mit den Volkswahlen am 8. Juni 1986 zum Aus¬ 
druck kam. Hierzu möchte ich erwähnen, daß der Optimismus 
und die Zuversicht, die die Arbeit des XI. Parteitags prägten, be¬ 
sonders auch auf die FDJ-Arbeit, auf die Jugendarbeit inner¬ 
halb der Deutschen Post ausstrahlten. Die Jugendlichen brin¬ 
gen ihren Willen zum Ausdruck, die neuen Aufgaben mit Tat¬ 
kraft anzugehen und mit hohen Leistungen zu verwirklichen. 
Mit guten Arbeitsergebnissen gingen die Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post zur Wahl. Sie unterstützen die bewährte Politik, die 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
fortzusetzen, die zugleich der Kern der ökonomischen Strategie 
der SED bis zum Jahre 2000 ist. Es ist die Fortsetzung der be¬ 
währten Innen- und Außenpolitik zum Wohl des Volkes und zur 
Erhaltung des Friedens entsprechend den steigenden Anforde¬ 
rungen im nächsten Fünfjahrplanzeitraum ur\d darüber hinaus. 



Die Beschlüsse des XI. Parteitages stellen neue, realistische 
Aufgaben zur Entwicklung der Gesellschaft der DDR. Jetzt gilt 
es, den von den Gewerkschaften geführten sozialistischen 
Wettbewerb in den Ämtern, Betrieben und Dienststellen der 
Deutschen Post unter Nutzung der vorhandenen breiten Bewe¬ 
gung noch zielgerichteter auf die wissenschaftlich-techni¬ 
schen, ökonomischen und qualitativen Aufgaben des Planes zu 
richten und einen entscheidenden Beitrag bei der Umsetzung 
der Beschlüsse des XI. Parteitages zu leisten. 

Redaktion: Welche Anforderungen ergeben sich aus den Be¬ 
schlüssen des XI. Parteitages — aufbauend auf der guten Bi¬ 
lanz der letzten fünf Jahre — für die staatlichen Leiter im 
Post- und Fernmeldewesen? 

Dr. Calov: Wie Sie richtig bemerkten, konnte der XI. Parteitag 
eine gute Bilanz der Verwirklichung der Aufgaben des 
X. Parteitages ziehen. Der Generalsekretär des Zentralkomitees 
der SED, Genosse Erich Honecker, stellte im Ergebnis der er¬ 
füllten Aufgaben fest, daß die Partei Wort gehalten hat und 
Wort und Tat übereinstimmen. So wird es auch bei der Lösung 
der Aufgaben für die kommende Zeit sein. Auch auf dem Ge¬ 
biet des Post- und Fernmeldewesens können wir auf eine sehr 
erfolgreiche Arbeit zurückblicken. Die Aufgaben des 
X. Parteitages für das Post- und Fernmeldewesen wurden er¬ 
füllt und übererfüllt. Mit den Beschlüssen des XI. Parteitages 
der SED ist nun ein neuer Abschnitt in Verwirklichung des Pro¬ 
gramms der SED bei der Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft der DDR eingeleitet. Diese umfassenden 
Aufgaben der Beschlüsse gilt es stets im Blickpunkt zu haben. 
Und deshalb besteht eine der wichtigsten Schlußfolgerungen 
für die staatlichen Leiter darin, die vom XI. Parteitag gestellten 
Aufgaben in ihrer J<omplexität zu behandeln und zu lösen, eine 
straffe Führung zu sichern, hierbei einen lebensverbundenen 
Arbeitsstil zu praktizieren und die Kontrollen wesentlich zu 
verstärken. Die staatlichen Leiter sind aufgefordert, unter Füh¬ 
rung der Partei noch enger mit den gesellschaftlichen Organi¬ 
sationen zusammenzuarbeiten, insbesondere mit den gewerk¬ 
schaftlichen Leitungen, den FDJ-Grundorganisationen und den 
Betriebssektionen der Kammer der Technik. In seiner Rede hat 
Genosse Erich Honecker hinsichtlich der Anforderungen an die 
staatliche Leitung besonders auf die Komplexität volkswirt¬ 
schaftlich entscheidender Prozesse, auf eine noch wirksamere 
Kontrolle der beschlossenen und festgelegten Aufgaben und 
auf die Notwendigkeit, die Erfahrurjgen der Besten zum Allge¬ 
meingut aller zu machen, hingewiesen. Diese Forderungen gel¬ 
ten für das Post- und Fernmeldewesen insgesamt und damit für 
die staatliqhen Leiter aller Ebenen innerhalb der Deutschen 
Post. Nur ein solches Herangehen wird helfen, die Beschlüsse 
in ihrer Gesamtheit - einschließlich der speziellen Aufgaben für 
das Post- und Fernmeldewesen — mit hohem qualitativem Ni¬ 
veau zu erfüllen. Dabei gilt es zu erkennen und in der Leitungs¬ 
tätigkeit stets zu berücksichtigen, daß die Meisterung der viel¬ 
fältigen Aufgaben der wissenschaftlich-technischen Revolution 
in Verbindung mit den Vorzügen des Sozialismus zugleich neue 
und höhere Anforderungen an alle Leiter und Mitarbeiter der 
Deutschen Post stellt. Das betrifft die Sicherung eines dynami¬ 
schen Wachstums bei gleichzeitiger hoher Qualität der Leistun¬ 
gen, eine bedeutende Erhöhung der Effektivität und Produktivi¬ 
tät sowie die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen der Werktätigen der Deutschen Post. Hiermit verbunden 
sind die Leistungsvergleiche und die Vermittlung der Erfahrun¬ 
gen. Das alles kann natürlich nur erreicht werden, wenn stets 
die inhaltlichen Aufgaben mit den Mitarbeitern besprochen. 
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wenn sie informiert und für die Lösung der Aufgaben gewon¬ 
nen werden. Die politisch-ideologische Arbeit die Arbeit mit 
den Mitarbeitern gehören somit zu den wichtigsten Anforderun¬ 
gen an die Leitungstätigkeit. 

Redaktion: Der Parteitag fordert die breite Anwendung von 
Schlüsseltechnologien. Welche Aufgaben ergeben sich dar¬ 
aus für die Deutsche Post? 

Dr. Calov: Beim Beantworten dieser Fragen möchte ich die 
Aufmerksamkeit auf die Direktive des XI. Parteitages zum Fünf¬ 
jahrplan lenken, deren Ziele auf ein hohes Wachstumstempo 
der Volkswirtschaft gerichtet sind. Im Vordergrund stehen die 
vielfältigen neuen Schritte bei der ökonomischen Entwicklung, 
wie sie sich besonders aus der breiteren Anwendung der 
Schlüsseltechnologien und der daraus resultierenden höheren 
Effektivität ergeben. Das hat auch für unseren Wirtschafts¬ 
zweig volle Gültigkeit. Die vom Post- und Fernmeldewesen ge¬ 
forderten höheren Leistungen zur fernmeldemäßigen und po¬ 
stalischen Versorgung der Bevölkerung und der Volkswirtschaft 
durch umfassende Intensivierung bei gleichzeitig verbesserter 
Qualität der Arbeitsleistungen, die Einrichtung von mindestens 
300 000 Ferrvsprechanschlüssen und die Erweiterung der Emp¬ 
fangsmöglichkeiten für die Hör- und Fernsfehrundfunkpro¬ 
gramme der DDR verlangen auch bei der Deutschen Post wie in 
allen Bereichen der Volkswirtschaft die umfassende Anwen¬ 
dung der Schlüsseltechnologien. Das betrifft besonders die Mi¬ 
kroelektronik und bedeutet für viele Bereiche der Deutschen 
Post zugleich den Übergang zur Elektronisierung überhaupt. Es 
geht um den verstärkten Einsatz von Lichtwellenleiterkabeln 
einschließlich der dazugehörenden hochkanaligen Übertra¬ 
gungstechnik sowie rechnergestützter Systemlösuhgen für 
Nachrichtenverkehrs- und Produktionsprozesse, für Arbeiten in 
Forschung und Entwicklung sowie für Leitungs-, Planungs- und 
Abrechnungsprozesse. Von besonderer Bedeutung in der Di¬ 
rektive ist die Verpflichtung, daß in Zusammenarbeit mit der In¬ 
dustrie die Leistungsfähigkeit des Fernmeldenetzes der Deut¬ 
schen Post durch den Einsatz von Mikroelektronik, Lichtwellen¬ 
leiterkabel sowie elektronischer Vermittlungs- und Übertra¬ 
gungstechnik bei gleichzeitig verringertem Kupfereinsatz plan¬ 
mäßig zu erhöhen ist. Auf der Basis moderner Schlüsseltechno¬ 
logien sind als Beitrag zur Erhöhung der volkswirtschaftlichen 
Produktivität und Effektivität die Möglichkeiten für einen 
schnelleren Informations- und Datenaustausch zwischen den 
Kombinaten, Betrieben und staatlichen Einrichtungen zu erwei¬ 
tern sowie Voraussetzungen für das unmittelbare Zusammen¬ 
wirken von EDV-Anlagen und Rechnernetzen zu schaffen. Die 
hohe Anzahl zu schaffender CAD/CAM-Arbeitsstationen in der 
Volkswirtschaft erfordert das zwingend. Der entscheidende 
Schritt hierzu wird das beschleunigt auf- und auszubauende au¬ 
tomatisierte Daten- und Fernschreibnetz sein. Perspektivisch 
orientiert die Direktive darauf, schrittweise die Voraussetzun¬ 
gen für die Errichtung des dienstintegrierten digitalen Fernmel¬ 
denetzes zu schaffen. Als weitere Schwerpunkte nenne ich die 
Automatisierung der Produktion und Abwicklung von Hörrund- 
fimkprogramnnen sowie die Überwachung und Steuerung von 
Sendeanlagen und die Automatisierung geldwirtschaftlicher 
Prozesse und der Brief- und Kleingutbearbeitung. Sie sehen an 
diesen wenigen Beispielen, daß die Anwendung von Schlüssel¬ 
technologien alle Bereiche der Deutschen Post umfaßt und 
dringend erforderlich ist. Insgesamt sind das für die in Leitung, 
Planung, in Wissenschaft und Technik, in den Nachrichtenver¬ 
kehrs- und Produktionsbereichen sowie in den Bildungseinrich¬ 
tungen tätigen Leiter und Mitarbeiter der Deutschen Post ge¬ 
waltige Aufgaben - Aufgaben, di&ein neues Denken im Zeital¬ 
ter der Automatisierung erfordern, Aufgaben, die zugleich neue 
Möglichkeiten zur noch besseren Nutzung vorhandener Grund¬ 
fonds erschließen. Deshalb wird auch in der Direktive völlig zu 
Recht darauf orientiert, das Forschungs- und Entwicklungspo¬ 
tential sowie die Kapazitäten für die Eigenherstellung von Ratio¬ 
nalisierungsmitteln vorrangig auf die Modernisierung und Re¬ 
konstruktion vorhandener technischer Anlagen und die Effekti¬ 
vitätssteigerung zu konzentrieren. 

Redaktion: Welche wesentlichen Aufgaben ergeben sich 
weiter für die Deutsche Post aus den Beschlüssen des 
XI. Parteitages? 

Dr. Calov: Die Verwirklichung der Beschlüsse des 
XI. Parteitages wird ohne Zweifel im gesamten Post- und Fern¬ 


meldewesen spürbare Auswirkungen haben. Ich möchte hier 
aus der Vielzahl noch vier wichtige komplexe Aufgaben heraus¬ 
greifen, die in der weiteren Arbeit unbedingt als Schwerpunkte 
zu betrachten sind. Das betrifft die Frage der Qualität der Lei¬ 
stungen, die Aufgaben, die für die weitere Entwicklung des 
Post- und Fernmeldewesens in Berlin zu erfüllen sind, die um¬ 
fangreichen Bildungsaufgaben und das Programm zur weiteren 
Verbesserung der Arbeite- und Lebensbedingungen für die 
Werktätigen des Post- und Fernmeldewesens. Die Anforderun¬ 
gen an die Deutsche Post hinsichtlich der Qualität der Leistun¬ 
gen sind bekanntlich gestiegen. Zweifellos gibt es viele gute Er¬ 
gebnisse. Das wird durch die Erfolge in den letzten fünf Jahren 
bewiesen. Gleichzeitig müssen wir aber feststellen, daß noch 
nicht alle Mitarbeiter der Deutschen Post die Qualitätsmerk¬ 
male in ihren Leistungen erfüllen. Deshalb ist insbesondere not¬ 
wendig, daß das Prinzip der fehlerfreien Arbeit überall und täg¬ 
lich verwirklicht wird, Ordnung und Disziplin von allen gewahrt 
werden und stets hohe Einsatzbereitschaft und engagiertes 
Handeln die Arbeit der Mitarbeiter in allen Kollektiven und 
Dienstschichten bestimmen. Von entscheidender Bedeutung 
für eine höhere Qualität der Arbeit in allen Bereichen ist es, aus 
aufgetretenen Fehlern und Mängeln zu lernen und durch Aus¬ 
sprachen in den Kollektiven Maßnahmen festzulegen, die eine 
Wiederholung ausschließen. Ferner ist die Kontrolle über die 
Einhaltung der Normative und der festgelegten Maßnahmen zu 
verstärken. Zugleich sollten stärker als bisher für gute Leistun¬ 
gen Lob und materielle Anerkennung wirksam werden. Bei 
Fehlleistungen sind aber ebenso bis hin zu materiellen Auswir¬ 
kungen Konsequenzen zu ziehen. Alle Leiter, die Kollektive füh¬ 
ren und die für die Organisation der Arbeit verantwortlich sind, 
tragen eine hohe Verantwortung zum Erreichen der hohen Qua¬ 
litätsziele. Den Mitarbeitern im Post- und Fernmeldewesen muß 
noch bewußter werden, daß die Qualität der Arbeitsleistungen 
mit dem Ansehen der Deutschen Post und damit mit dem Anse¬ 
hen eines wichtigen Bereiches unseres gesellschaftlichen Le¬ 
bens verbunden ist. Es muß noch deutlicher gemacht werden, 
daß fehlerhafte Leistungen einzelner oft die gute Arbeit zahlrei¬ 
cher fleißiger und gewissenhafter Mitarbeiter zunichte machen. 
Auch für unsere Beschäftigten gilt der Grundsatz: Arbeitszeit 
ist Leistungszeit! Jeder Mitarbeiter muß an seinem Arbeitsplatz 
das Beste geben und dafür kämpfen, daß das Post- und Fern¬ 
meldewesen insgesamt beste Qualität leistet. Gleichzeitig ge¬ 
hören zu den Serviceleistungen Höflichkeit dem Kunden gegen¬ 
über und die Bereitschaft, Kunden und Teilnehmer am Post- 
und Fernmeldeverkehr freundlich zu bedienen und zu beraten. 
Überhaupt ist es eine ganz entscheidende Aufgabe, daß die 
Deutsche Post durch ihre vielen Institutionen und Einrichtun¬ 
gen ihre beratende Funktion noch stärker wahrnimmt. Die Qua¬ 
lität der Arbeit muß im sozialistischen Wettbewerb eine noch 
größere Rolle spieleh. 

Redaktion: Welche Aufgaben sehen Sie bei der weiteren Ent¬ 
wicklung des Post- und Femmeldewesens in Berlin? 

Dr. Calov: Es ist eine vorrangige Aufgabe, in Berlin durchgän¬ 
gig und für alle Leistungen ein hauptstädtisches Niveau zu er¬ 
reichen. Die Leistungsfähigkeit der Nachrichtenverkehrspro¬ 
zesse müssen entschieden erhöht und die Attraktivität der Ein¬ 
richtungen und Anlagen weiter verbessert werden. Die Funk¬ 
tionstüchtigkeit der nachrichtentechnischen Anlagen ist stän¬ 
dig zu gewährleisten. Zu den wichtigsten Investitionsmaßnah¬ 
men gehören die Errichtung von mehr als 100 000 Fernsprech¬ 
anschlüssen mit den dazu erforderlichen sieben Ortsvermitt¬ 
lungsstellen, der weitere Einsatz von Lichtwellenleitertechnik, 
die Inbetriebnahme eines Hauptpostamtes und von sechs An¬ 
nahme- und Zustellpostämtern sowie die Rekonstruktion und 
niveauvollere Gestaltung einer Vielzahl postalischer Einrichtun¬ 
gen. Neue wissenschaftlich-technische Ergebnisse werden wei¬ 
terhin zuerst in Berlin angewandt. Von besonderer Bedeutung 
wird auch künftig der Einsatz von Mitarbeitern im Rahmen der 
„FDJ-Initiative Berlin", für die Lösung von Betriebs- und Ver¬ 
kehrsaufgaben und für die Sicherung von Investitionsmaßnah¬ 
men sein. Ich bin sicher, daß alle Bezirksdirektionen ihren Bei¬ 
trag zur Unterstützung der BDP Berlin leisten werden. 
Redaktion: Die Anwendung wissenschaftlich-technischer Er¬ 
gebnisse in der Praxis, die Einführung neuer Technik und 
Technologien stellen immer höhere Anforderungen an das 
Wissen und Können der Werktätigen. 
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Dr. Calov; So ist es. Der Parteitag hat deshalb dem Bildungs¬ 
wesen große Bedeutung beigemessen. Für die Deutsche Post 
ist der Bildungsvorlauf, die gesamte Weiterbildung ebenso be¬ 
deutungsvoll. Wenn man bedenkt, daß bis 1990 bei der Deut¬ 
schen Post rd. 5000 Geräte der dezentralen Datentechnik ein¬ 
schließlich Kleinrechner eingesetzt werden, wird begreiflich, 
welche umfassenden Aufgaben für die Aus- und Weiterbildung 
damit verbunden sind. Eine große Lernbewegung ist deshalb 
notwendig. In den Betriebsschulen, an der Ingenieurschule 
„Rosa Luxemburg" in Leipzig und selbstverständlich auch an 
der Hochschule für Verkehrswesen "Friedrich List" in Dresden 
werden die Auszubildenden mit rechentechnischen Anlagen, 
mit Computertechnik und der dazugehörenden Software ver¬ 
trautgemacht. Zehntausende von Mitarbeitern, Facharbeiter, 
Hoch- und Fachschulkader sowie staatliche Leiter werden sich 
auf dem Gebiet der Computertechnik weiterbilden müssen. Es 
muß alles getan werden, daß die Mitarbeiter die eingesetzte 
Computertechnik sicher beherrschen. Neue Technik und Tech¬ 
nologien verlangen, daß sich bis 1990 jährlich 24 000 bis 25 000 
Werktätige aus allen Bereichen und Dienststellen fachspezi¬ 
fisch weiterbilden. Auf dem Gebiet der Berufsausbildung wird 
es Aufgabe der Bildungsstätten sein, sich auf die qualitativ 
neuen Bildungsanforderungen einzustellen und die Lehfinhalte 
entsprechend zu überarbeiten. Ab September 1986 wird z. B. in 
der gesamten Berufsausbildung ein neues Fach „Grundlagen 
der Automatisierung" aufgenommen. Zur Sicherung des Bil- 
dungsvorlaufs, der Heranbildung der Facharbeiter sowie der 
Hoch- und Fachschulkader wurde deshalb auf der Grundlage 
der Beschlüsse des XI. Parteitages ein umfassendes Programm 
erarbeitet. 

Redaktion: Bitte sagen Sie noch etwas zu den Arbeite- und 
Lebensbedingungen! 

Dr. Calov: Eng verbunden mit den Zielen auf wissenschaft¬ 
lich-technischem und ökonomischem Gebiet sind die Maßnah¬ 
men zur weiteren Verbesserung der Arbeite- und Lebensbedin¬ 


gungen. Zuerst möchte ich auf einige Probleme hinweisen, die 
die Arbeitsbedingungen betreffen und in den nächsten Jahren 
gelöst werden. So ist u. a. vorgesehen, im Zusammenhang mit 
der Einführung wissenschaftlich-technischer Maßnahmen bis 
1990 Arbeitsplätze von rd. 30 000 Mitarbeitern entsprechend 
den Gesichtspunkten der wissenschaftlichen Arbeitsorganisa¬ 
tion neu- bzw. umzugestalten. Am Ende des Fünfjahrplanzeit¬ 
raumes werden rd. 15 000 Mitarbeiter im Zusammenhang mit 
dem Einsatz von Computertechnik an neugestalteten Arbeits¬ 
plätzen tätig sein. Arbeitsplätze, an denen noch unter erschwer¬ 
ten Bedingungen gearbeitet wird, werden weitestgehend ver¬ 
ringert. Ein vordringliches Problem in den nächsten Jahren be¬ 
steht darin, in den Paketbearbeitungsstellen für rd. 1000 Mitar¬ 
beiter — vorwiegend Frauen — noch bestehende Arbeitser¬ 
schwernisse zu beseitigen. Auf dem Gebiet des Lohnes wird 
die bewährte leistungsorientierte Lohnpolitik fortgeführt. Hohe 
qualitative Arbeitsleistungen wirken sich auch künftig dem Lei¬ 
stungsprinzip entsprechend direkt auf die Entlohnung aus. Die 
Schichtarbeit wird in stärkerem Maße stimuliert werden. Zur 
weiteren Betreuung und Versorgung der Werktätigen sind 
ebenfalls eine Vielzahl von Maßnahmen im Programm zur Ver¬ 
besserung der Arbeite- und Lebensbedingungen enthalten, die 
naturgemäß hier nicht alle aufgezählt werden können. Sie be¬ 
treffen die Arbeiterversorgung, die gesundheitliche und soziale 
Betreuung, Fragen der Urlaubsgestaltung und Erholung. All 
diese Fragen sind überwiegend auf der Ebene der Ämter und 
Dienststellen zu lösen. Das erfordert große Anstrengungen der 
staatlichen Leiter und gewerkschaftlichen Leitungen. 

Mit diesen von mir genannten Schwerpunkten sind dennoch 
bei weitem noch nicht alle Aufgaben erfaßt, die sich aus den 
Beschlüssen des XI. Parteitages ergeben. Der Minister für Post- 
und Fernmeldewesen hat in einem umfassenden Leitungsdoku¬ 
ment konkrete Maßnahmen zur Verwirklichung der Beschlüsse 
im Post- und Fernmeldewesen festgelegt, die es mit der Lösung 
der Planaufgaben zu verwirklichen gilt. 


Bei der Rekonstruktion der Schalterhalle im 
Postamt 1 Neustrelitz wurde Altes bewahrt 

Von Oberrat Dipl.-Ing.-ök. HANS PLEHN, Leiter des PFA, 

und Amtmann Bauing. INGEBORG BLAUSCHMIDT, Abteilungsleiter Postbau, Neustrelitz 


Überall in unserer Republik erleben wir täglich, wie sich die 
Bauleute bemühen. Altes, Ehrwürdiges zu erhalten und zu re¬ 
konstruieren, dabei aber den heutigen Erfordernissen anzupas- 
' sen. So stellten sich dann auch bei der Rekonstruktion der 
Schalteranlage im Postamt 1 Neustrelitz folgende Aufgaben: 

- Verbindung der vorhandenen Architektur aus der Gründer¬ 
zeit - einschließlich der noch erhaltenen originalen Ausstat¬ 
tungselemente - mit den neuen technologischen Forderun¬ 
gen zu einer gestalterischen Einheit unter Berücksichtigung 
heutiger arbeitshygienischer Anforderungen 

- Erweiterung der Annahmemöglichkeiten in der vorhandenen 
Bausubstanz durch Errichten eines zusätzlichen Schalters, 

- Schaffung der Voraussetzungen zum Einsatz von Schalter¬ 
terminals 

- Berücksichtigung höherer Sicherheitserfordernisse. 

Zur Geschichte des Postgebäudes sei bemerkt, daß im Jahre 
1870 das damalige Wohngebäude in der Gutenbergstraße 12 
für die Post aufgekauft und durch Umbauten im Inneren des 
Gebäudes zum Postamt umgestaltet wurde. 189T vergrößerte 
man noch einmal die Diensträume, u,nd es ist anzunehmen, daß 
die räumliche Anordnung der Schalteranlage, der Eingangs¬ 
halle und des Kundenraumes aus dieser Zeit stammt. 

Die gediegene Ausstattung der damaligen Schalteranlage mit 
handgearbeiteten Eichenholzmöbein war an ooch vorhandenen 
Details, wie einer Holz-Glas-Trennwand im Rundbogen über 
dem Paketschalter oder den Türen Zu erkennen. In den vergan¬ 
genen Jahrzehnten wurden wesentliche Teile der ursprüngli¬ 
chen Ausstattung entfernt und durch schlichte, posttypische 
Möbel ersetzt. Unsachgemäß ausgeführte Malerarbeiten beein¬ 
trächtigten jedoch den Gesamteindruck. 

Um unsere gestalterischen Vorstellungen zu verwirklichen, ha: 


Drei Briefschalter, davor Schreibgelegenheiten im Kundenraum. Man beachte 
die Gestaltung der Glas-Holz-Trennwände! 
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ben wir uns nach sachkundigen Partnern umgesehen. Diese 
fanden wir durch das Büro für architektürbezogene Kunst Neu¬ 
brandenburg. Die dort erarbeitete Gestaltungsstudie wurde 
dem zeitweiligen WAO-Kollektiv des Amtes und Vertretern der 
BDP unterbreitet. Nach deren Bestätigung folgte die Auftrags¬ 
erteilung zum Entwurf der kompletten Innenraumgestaltung 
unter Berücksichtigung der postalischen, technologischen und 
arbeitshygienischen Forderungen. Die sich anschließende 
mehrmonatige Rekonstruktion, ausgeführt von verschiedenen 



Paketschalter mit Fernsprechzellen (rechts) und Briefkasten links, (vgl. Bild 
hierunter) im Kundenraum 


Briefkasten im Kundenraum 


Handwerksbetrieben, den Mitarbeitern der Abteilung Postbau 
des PFA und des Verbandes Bildender Künstler der DDR, in vie¬ 
len Details meisterhaft gelungen, bestätigte die Möglichkeit ei¬ 
nes derartigen Vorhabens. 

Für den Postkunden sichtbar entstand ein ansprechend gestal¬ 
teter öffentlicher Raum, der Mitarbeiter und Kunden durch 
seine Ausstattung und Atmosphäre erfreut. Ausschlaggebend 
für die Raumwirkung war bei der Ausstattung mit posttyischen 
Möbeln, modernen Beleuchtungskörpern und Gardinen die 
Rücksichtnahme auf die vorhandene Architektur. Notwendige 
Eingriffe wurden sorgfältig abgewogen und möglichst gering 
gehalten. Andererseits sind aber auch Verstöße gegen die In¬ 
nenarchitektur im früheren Rekonstruktionsgeschehen weitest¬ 
gehend behoben worden. So ist z. B. die dekorative Holz-Glas- 
Trennwand im Rundbogen über den drei Briefschaltern - eine 
handwerkliche Meisterleistung - dem Original über dem Paket- 
. und Toto-Lotto-Schalter analog nachempfunden worden. 
Wesentliche Details wie Briefkasten, Telefonzellen, Datumsan¬ 
zeige, Informationswand, Sitz- und Schreibgelegenheit und die 
Automatenwand sind in ihrer Gestaltung kunstvoll in die Ge- 
samtwirküng der Räume einbezogen worden. Als grafisch schö¬ 
nes Element begegnet uns auf den Scheiben der Rückwände 
der einzelnen Schalter sowie als Schmuckdetail auf dem Brief¬ 
kasten ein historischer mecklenburgischer Postbote. 

Die graffschen Zeichen an den Telefonzellen (Piktogramme) so¬ 
wie das gesamte Informationssystem wurden als Siebdruckbe¬ 
schriftung ausgeführt. Besonders die rote englische Schreib¬ 
schrift auf den großzügigen Glasflächen der Schalteraufbauten 
sowie der Informationsaufwand harmonieren stilvoll mit dem 
dunklen Holz aller Bauteile und Möbel. 

Durch die innenarchitektonisch geschlossene Gestaltungslei¬ 
stung erhielt diese für die Neustrelitzer Postkunden so wichtige 
Stätte der Dienstleistungen und der Kommunikation einen un¬ 
verwechselbaren Charakter. Die Mitarbeiter des Annahmedien¬ 
stes drückten ihre Freude über die schönen, sehr geschmack¬ 
voll und auch zweckmäßig gestalteten Arbeitsplätze dürch Ver¬ 
pflichtungen zur Qualitätsverbesserung, insbesondere zur 
freundlichen und fachgerechten Bedienung der Postkunden 
und pfleglichen Behandlung aller Einrichtungsgegenstände 
aus. Reaktionen der Postkunden bestätigen uns immer wieder 
die Richtigkeit des Herangehens an die Lösung dieser umfang¬ 
reichen Rekonstruktionsmaßnahme. Der von uns beschrittene 
Weg kann sicher im Interesse der Erhaltung architektonisch 
schöner Elemente aus früheren Jahren', wie wir sie bei vielen 
Postgebäuden in unserer Republik vorfinden (ohne auf eine 
gleichzeitige Berücksichtigung neuer technologischer Erforder¬ 
nisse bei der Rekonstruktion zu verzichten) begangen werden. 
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Vorbereitung der Schalter zum Einsatz von 
Schalterterminals in Postämtern des Bezirks Erfurt 

Von Oberrat Dipl.-Ing. WOLFGANG TROMMER, Sektorenleiter bei der ßDP Erfurt 


Mit dem Einsatz der Schalterterminals K 8924 in den,Postäm¬ 
tern des Bezirkes Erfurt wird ein wichtiger Schritt getan, um 
den wachsenden Zahlungsverkehr der Bürger und der Wirt¬ 
schaft für die Zukunft zu gewährleisten. Der Einsatz dieser mo¬ 
dernen Gerätetechnik erfordert nicht nur die Anwendung neuer 
Technologien, sondern auch eine neue Gestaltung der Schalter¬ 
arbeitsplätze. Das prinzpielle Herangehen an diese Maßnahme 
ist in Bild 1 dargestellt. Für unsere Mitarbeiter des Annahme¬ 
dienstes werden dabei nicht nur die Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen wesentlich verbessert, sondern vor allem wird ihre Tä¬ 
tigkeit attraktiver gestaltet. Im übrigen hängt der Erfolg der Ra¬ 
tionalisierungsmaßnahme ifn wesentlichen davon ab, wie alle 
daran beteiligten Mitarbeiter diese wichtigen Gedanken in die 
Praxis umsetzten. 

In der Arbeitsgrundlage [1] werden die Grundsätze für die kon¬ 
zeptionelle Lösung vorgegeben, die die technologischen Forde¬ 
rungen, die Aufstellungsbedingungen des Terminals nach [2] 
und die bautechnische Umsetzung berücksichtigen. Zeichneri¬ 
sche Unterlagen und Hinweise zur bautechnischen Projektie¬ 
rung vervollständigen diese Richtlinie. Beim Erarbeiten dieser 
Arbeitsgrundlage konnte auf die Erfahrungen unseres Sektors 
Projektierung aufgebaut werden, der bereits an der Aufgabe 
„REKO der Berliner Postämter" mitgewirkt hatte. 

In der Arbeitsgrundlage wird davon ausgegangen, daß der An¬ 
nahmedienst in seiner technologischen Gesamtheit für jeden 
konkreten Einsatzort zu betrachten ist. Detaillösungen, z. B. nur 
einen Austausch eines Briefschalters gegen einen Terminal¬ 
schalter, sollte es nur in Postämtern geben, die bereits einer 
Modernisierung unterzogen wurden. Stets wird auf sparsamen 
Einsatz von Material und Baukapazitäten orientiert. So werden 
Angaben zum Umbau vorhandener VDP-gerechter Briefschalter 
(2050 mm lang) zu Terminalschaltern, über zulässige Abwei¬ 
chungen bei der vorhandenen Podesthöhe (150 mm bis 250 
mm) und vorhandenen Breite der Schalterbande (400 mm bis 
600 mm) oder über die in Zwischendecken eingebaute Beleuch¬ 
tung gemacht. Aus den Aufstellungsbedingungen für Termi¬ 
nals [2] sind folgende Forderungen besonders wichtig: 

— Einhalten des Abstandes der Rückwand der Steuereinheit zu 
anderen Gegenständen (z. B. zu Möbeln oder zur Wand) von 
0,2 m 


- Vermeiden von direkter Sonneneinstrahlung oder Wärme¬ 
strahlung von Heizkörpern (Mindestabstand 0,5 m) auf die 
Geräte 

- Nefzanschlußbedingungen (zwei Terminals je Stromkreis 
und aktivem Leiter, stromloser Schutzleiter ab vorgeordneter 
Verteilung) 

- Vermeiden von hohem Staubanfall, z. B. durch Ofenheizung 
im Schalterraum oder Kehren des Fußbodens. 

Die bisherigen Erkenntnisse zur beleuchtungstechnischen Ge¬ 
staltung von Bildschirmarbeitsplätzen [3] betreffen insbeson¬ 
dere 

- die Anordnung der arbeitsplatzorientierten Allgemeinbe¬ 
leuchtung zum Bildschirm (Bild 2) 

- die Anordnung der Schalteranlage zur Fensterfront unter Be¬ 
rücksichtigung der direkten Sonneneinstrahlung (Varianten 
von Sonnenschutzvorrichtungen) 

- die Verwendung von Leuchtstofflampen (zweiflammig mit 
Lamellenblenden) 

- die Einspeisung der Leuchten mit Drehstrom, wobei jeweils 
ein aktiver Leiter (L 1, L 2, L 3) einer Lampe zugeordnet wird. 

Bei Nichtbeachtung dieser Hinweise sind - abgesehen von 
Blendwirkungen auf dem Bildschirm - Ermüdungserscheinun¬ 
gen und damit Nachlassen der Konzentration die Folge. 

Um die genannten Forderungen umzusetzen, ist es notwendig, 
an jedem Einsatzort von Schalterterminals eine Ortsbesichti¬ 
gung vorzunehmen, an der zumindest der Technologe des PA, 
ein Sonderbeauftragter für Organisation und Technologie 
(BDP/PZ) und ein erfahrener Architekt (BDP/PR) teilnehmen 
sollten. Das Ergebnis der Ortsbesichtigung wird in einem Ob¬ 
jektkennblatt festgehalten, das folgende Aussagen enthalten 
muß: Kosten für die baulichen Maßnahmen (Hochbau, Heizung, 
Elektroinstallation) und die technologischen Ausrüstungen 
(Briefschalter 85, Terminals), verbale Kurzbeschreibung des Lei¬ 
stungsumfanges der Umbaumaßnahmen und eine Maß-Grund¬ 
rißskizze über die neue Anordnung der Schalteranlage. Das 
durch BDP und den Leiter des HPA/PFA bestätigte Objektkenn¬ 
blatt bildet damit die Grundlage zur Anmeldung der Baubilanz 
und zur Ausführung der Maßnahme. 

Da heute die Ausführungsbetriebe selbst Umbauten kaum noch 
ohne Projekt ausführen, wären für den Bezirk Erfurt rd. 70 Pro- 


Bild 1 Investitionskonzeption zum 
Einsatz von Schsiterterminals (prakti¬ 
ziert'im Bezirk Erfurt) 
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Schalterraum 



Bild 2 (links) Anordnung der Beleuchtung zum Bildschirm und Arbeitsplatz 


jekte zu erarbeiten. Diese Anzahl ist selbst bei konzentriertem 
Einsatz unserer Projektierungskapazität in der geforderten 
kurzen'Zeit natürlich nicht zu bewältigen. Deshalb werden die 
folgenden Unterlagen erarbeitet: 

• Wiederverwendungsunterlagen, bestehend aus 

- bestätigtem Objektkennblatt 

- Arbeitsgrundlage [1] 

- Wiederverwendungslösung „Niederspannungsanlage" 

Die Anwendung geschieht immer dann, wenn nur die Schalter 
umzubauen sind. 

• Protokollprojektierung 

Hier wird der Umfang der Projektdokumentation in Absprache 
mit dem Ausführungsbetrieb festgelegt. 

Die Anwendung geschieht immer dann, wenn die Umbauten 
der Schalteranlage umfangreicher sind, wenn z. B. der Einbau 
eines Podestes, einer neuen Schalterbande oder die Erneue¬ 
rung der Beleuchtungsanlage in der Schalterhalle nötig sind. 

• Projekt 

Die Anwendung geschieht immer dann, wenn die Schalterhalle 
rekonstruiert werden muß. 

Die Wiedörverwendungsunterlagen wurden dem HPA und den 
PFÄ inzwischen ausgeliefert, so daß sie an die Maßnahme ei¬ 
genständig herangehen können. 
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Qualitätsstempelabdrucke - Anliegen des 3. Zentralen 
Ausscheids zur Bestenermittlung im Stempeldienst 

Von Hauptrat Dipl.-Ing.-Ök. KARL MANN, Stellvertreter des Leiters des ZPF, Berlin 


Trotz unfreundlicher Witterung waren am 4. und 5. März 1986 
die besten Stempler - hervorgegangen aus den vorangegange¬ 
nen Bezirksausscheiden - zuversichtlich nach Berlin gefahren, 
um in unserer Hauptstadt ihre Fertigkeiten.im Stempeldienst zu 
vergleichen und dabei die größten Könner auf diesem Gebiet zu 


1. Platz: Sekretär Wolfgang Meyer, HPA 8. Oie Auszeichnung nimmt Oberrat 
Gust, MPF, Abt. Pöstbetrieb, vor (rechts). 



ermitteln. In den Betriebszeitungen der BPO der SED der Direk¬ 
tionsbereiche Frankfurt (Oder), Gera, Karl-Marx-Stadt, Leipzig, 
Neubrandenburg und Potsdam hatten Teilnehmer bereits über 
die aufgeschlossene Atmosphäre bei den betrieblichen und be¬ 
zirklichen Ausscheiden berichtet. Daraus konnte abgeleitet wer¬ 
den, daß die Bestenermittlung im Stempeldienst noch populä¬ 
rer geworden war. Alle Teilnehmer für den 3. Zentralen Aus¬ 
scheid waren daher hinsichtlich der gestellten Anforderungen 
gut vorbereitet. Der Ablauf selbst zeigte ein kameradschaftli¬ 
ches Miteinander und führte zur Höchstleistung des einzelnen 
unter Wahrung der notwendigen Disziplin. 

Die Veranstaltung wurde durch den Verfasser eröffnet. Der 
praktische Teil fand dann in Räumen des ZPF statt. Aus den Er¬ 
fahrungen wurde jedem Teilnehmer genügend Zeit gegeben, 
sich zunächst mit den Arbeitsmitteln (Stempeltisch, StempeJ- 
färbegerät und Sonderstempel) vertraut zu machen. Wie schon 
bei den früheren Ausscheiden waren 300 Ersttagsbriefe mit 
dem zutreffenden Sonderstempel (Hammerstempel) zu stem¬ 
peln. Außerdem mußten fünf Aufträge zu Gefälligkeitsstempe- 
lungen (rd. 20 Stempelabdrucke) versandfertig bearbeitet wer¬ 
den. Alle Teilnehmer hatten sich den Hinweis zu Herzen genom¬ 
men, vor der Schnelligkeit unbedingt der Qualität der Stempel¬ 
abdrucke den Vorzug zu geben. Dabei erregte die Leistung von 
Sekretär Wolfgang Meyer, HPA Berlin 8, großes Aufsehen, der 
trotz seiner zügigen Arbeitsweise eine vorzügliche Arbeitsquali¬ 
tät erreichte. 

Am folgenden Tag fand dann im Berufsberatungskabinett beim 
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Di« Tailnohmer am Wettbewarb mit 
den Veranataltarn (3. v. r. dar Varfa- 
saaer) 



Postamt Berlin 2 der theoretische Teil statt. 20 Fragen mit je¬ 
weils verschiedenen Antworten wurden gestellt, wobei die rich¬ 
tige Antwort anzukreuzen war. Die Entscheidung hierüber 
setzte die gute Kenntnis der Bestimmungen der DA 2.2 über 
den Stempeldienst voraus. Wissenslücken ergaben sich 

- bei der sofortigen Rückgabe einer Sammlersendung mit der 
Zusatzleistung Einschreiben an den Vorleger am Schalter, 
wenn dieser gleichzeitig Empfänger der Sendung ist (vgl. DA 
2.2. § 10 Abs. 1 und Anh. 4c Ziff. 3.2.3.) 

- beim Bearbeiten von Sammlersendungen mit der Zusatzlei¬ 

stung Einschreiben, wenn der auf der Sendung angebrachte 
Einlieferungsnummernzettel - Selbstbedienung - von einem 
anderen als dem Bearbeitungs-PA stammt (DA 2.2 Anh. 4c 
Ziff. 2.1.2.) ( 

- bei der Ersatzmöglichkeit für die mißlungene Erledigung ei¬ 
nes Auftrages zur Gefälligkeitsstempelung (DA 2.2 Anh. 4c 
Ziff. 7.2.). 

Qie hier zu Tage getretenen Unsicherheiten sollten deshalb all¬ 
gemein mit allen Mitarbeitern besprochen werden, die bei den 
PÄ Sammlersendungen und Aufträge zu Gefälligkeitsstempe¬ 
lungen bearbeiten. 

Die Gütenote „1" wurde 

- im praktischen Teil von vier Teilnehmern 

- im theoretischen Teil von einem Teilnehmer 

erreicht, so daß vier Teilnehmer die Gesamtgütenote 1,5 erziel¬ 
ten. Der Durchschnitt lag hier bei 1,96. Oberrat Gust zeichnete 
im Auftrag der Abteilung Postbetrieb des MPF die besten Teil¬ 
nehmer mit Urkunde und der vorgesehenen Prämie aus; 


1. Sekr Wolfgang Meyer, HPA Berlin 8 (BDP Berlin) 

2. HAss Wolfgang Przybilla, PFA Stendal (BDP Magdeburg) 

3. USekr Edeltraud Stilke, PFA Aschersleben (BDP Halle) 

4. HASS Ruth Weise, HPA Erfurt (BDP Erfurt) 

5. USekr Siegfried Drochner, HPA Neubrandenburg (BDP Neu¬ 
brandenburg) 

Alle Teilnehmer erhielten ferner die vorgesehene Teilnahmebe¬ 
scheinigung, ein Souvenirblatt mit Sonderpostwertzeichen „Hi¬ 
storische Postuniformen" und Ersttagsstempel sowie einen Sou¬ 
venir-Messingteller mit Motiven repräsentativer Bauwerke un¬ 
serer Hauptstadt. Beim Abschluß der Veranstaltung wurde die 
Bedeutung qualitätsgerechter Stempelabdrucke - nicht nur auf 
Sammlersendungen und in Erledigung der Aufträge zu Gefällig¬ 
keitsstempelungen - auf den Postsendungen hervorgehoben, 
weil dadurch mit das Ansehen der Deutschen Post von Außen¬ 
stehenden eingeschätzt wird, und zwar auch über <lie Genzen 
unseres Landes hinaus. Es bleibt ständiges Anliegen, daß alle 
Arbeitsgänge im Stempeldienst (einschließlich der Reinigung 
der Stempel und des Einfärbens der Stempelfärbegeräte) so¬ 
wie das Üben der Handhabung von Handstempeln und Stem¬ 
pelmaschinen sachkundig gewährleistet werden. 

Der Aufenthalt wurde genutzt, um den Teilnehmern anhand der 
Schalteranlage beim Postamt Berlin 2 den Einsatz moderner 
Technik im Annahmedienst (Schalterterminals, Geldautomat, 
Paketannahmeautomat, Stempelmaschine für Sonderstempel) 
zu zeigen. Die Führung weckte natürlich großes Interesse. Auch 
bei der Zusammenkunft von Teilnehmern am Abend des 4. 
März konnten berufliche Erfahrungen ausgetauscht werden. 


2. Platz: Hauptassistent Wolf gang 
Przybilla, PFA Stendal 


3. Platz; Untersekretär Edeltraud 
Stilke. PFA Aschersleben 


4. Platz: Hauptassistent Ruth Weise, 
HPA Erfurt 


,S. Platz: Untersekretär Siegfried 
Drochner, HPA Neubrandenburg 
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Vom Zusammenhang zwischen der Qualität 
des Fernsprechverkehrs und seinen Erlösen 


Von Rat Dr.-Ing. WALTER PRETZSCH, Sektorenleiter für Betrieb und Verkehr des Fernsprech- und Fernschreibwesens der BDP 
Neubrandenburg, und Rat Dipl.-Ing. JOACHIM PETERSSON, Dienststellenleiterder Übertragungsstelle 1 des FMA 
Neubrandenburg 

Qualität, Quantität und Erlöse beim Fernsprechverkehr sowie deren ursächliche Zusammensetzung für die Erlössiche- 

rung bedeutungsvoll. Zwischen Verlustursachen und -wirkun 
Die Erfüllung der ständig steigenden Fernsprechverkehrsbe- gen in ihrer Komplexität bestehen grundsätzliche Beziehen 


dürfnisse von Staat, Wirtschaft und Bevölkerung in qualitativer 
und quantitativer Hinsicht erfordert von allen Werktätigen der 
Deutschen Post täglich große Anstrengungen. Eine hohe und 
stabile Qualität des Betriebs sowie - als spezifische Form der 
Intensivierung im Fernsprechwesen - die Nutzung betrieblich¬ 
technologischer und kapazitiv-technischer Reserven sind 
hierfür entscheidende Voraussetzungen. Gleichzeitig ist zu be¬ 
achten, daß für die erbrachten Leistungen in Abhängigkeit vom 
Umfang, von der zu überbrückenden Entfernung sowie von der 
Verkehrszeit unterschiedliche Gebühren erhoben werden. Ne¬ 
ben diesen Faktoren hat die Erfolgsrate (Leistungsrate) als Aus¬ 
druck der Qualität des Fernsprechverkehrs einen wesentlichen 
Einfluß auf die Höhe der Gebühren. Die Erlöse wiederum sind 
abhängig von den installierten Endgeräten, der Nutzungsge¬ 
bühr, der Zahl der Ortsgespräche sowie der Dauer und der Ent¬ 
fernung bei Ferngesprächen [1]. Eine Veränderung dieser Grö¬ 
ßen innerhalb bestimmter Zeiträume führt letztlich zu' be¬ 
stimmten progressiven Entwicklungen bei den Erlösen. Die 
Wechselbeziehung zwischen Qualität, Quantität und Erlösen ist 
mathematisch bewertbar [2] [3]. Darüber hinaus wurde der Zu¬ 
sammenhang zwischen Quantität sowie Qualität und Erlösen 
unter bestimmten gesellschaftlich-ökonomischen und techni¬ 
schen Bedingungen bestimmt [1] [4]. Dies war auf seine An¬ 
wendbarkeit bei der DP zu überprüfen [5] [6]. Prinzipiell konnte 
dabei die allgemeine Wechselbeziehung zwischen Quantität 
und Qualität sowie von Erlösen wie folgt herausgearbeitet wer¬ 
den: 

Bei der Abwicklung einer bestimmten Menge (Quantität) des 
Fernsprechverkehrs existiert eine von vielen Faktoren beein¬ 
flußte Qualität, d. h. Erfolgswahrscheinlichkeit für jeden Anruf¬ 
versuch. Werden viele Anrufversuche erfolgreich beendet, er¬ 
reicht also der A-Teilnehmer den gewünschten B-Teilnehmer 
und findet ein Informationsaustausch statt, führt das zu einer 
definierten Höhe von Gebührenimpulsen für den A-Teilnehmer. 
Dies gilt sowohl für Orts- als auch für Fernverkehr. Für alle wei¬ 
teren Betrachtungen sind die in [2] und [3] erarbeiteten Inhalte 
der Kategorien Qualität und Quantität wichtig. Während die 
Qualität durch die Leistungsrate ausgedrückt wird, spiegelt die 
Quantität die Menge des Fernsprechverkehrs wider. 


Parameter und Kenngrößen der Wechselwirkung 
zwischen Qualität und Erlösen 

Um den Zusammenhang zwischen Qualität und Erlösen einer 
mathematischen Behandlung zugänglich machen zu können, ist 
es notwendig, geeignete Parameter und Kenngrößen sowie ein 
entsprechendes verkehrstheoretisches Modell zur Verfügung 
zu stellen. Wie in [3] gezeigt werden konnte, hat der Fern¬ 
sprechverkehrsprozeß eine zeitliche und eine (belegungs-)men- 
genmäßige Komponente. Damit ergeben sich meß- und beob¬ 
achtbare Parameter im Zeit- und Mengenbereich, aus denen 
sich spezielle Qualitätskenngrößen ableiten lassen. Für die fol¬ 
genden Betrachtungen reicht die Beschreibung der Qualität im 
Mengenbereich aus. 

Der Fernsprechverkehr einer Leitung, eines Bündels bzw. einer 
Vermittlungsstelle besteht aus einer Folge von zufälligen Fol¬ 
gen von Belegungsversuchen, die bestimmten statistischen Ge¬ 
setzmäßigkeiten unterliegen. Die Gesamtzahl der Belegungs¬ 
versuche c setzt sich aus erfolgreichen Cm und nichterfolgrei¬ 
chen Cv, d. h. Verlustbelegungen zusammen. 

C = Cm + Cv (1) 

Neben der Zahl der erfolgreichen Belegungen ist die Größe Cv 


gen [7]. Dabei zeigt sich, daß verschiedene Verlustursachen zu 
Belegungstypen führen, die die Höhe der erfolgreichen Bele¬ 
gungen beschränken. Funktions-, Verkehrs-, Verhaltens- und 
verfahrensbedingte Verluste lassen sich hier deutlich unter¬ 
scheiden. Danach sind die auch in der praktischen Qualitätser¬ 
fassung bei der DP bekannten Verlustbelegungstypen bedeu¬ 
tungsvoll; 

Cn - Nichtmeldung (N) 

Cbt - Teilnehmerbesetztfälle (BT) 

Cbg - Gassenbesetztfälle (BG) 

Cv - teilnehmerverhaltensbedingte Verluste (abgebrochene Be¬ 
legungen, teilnehmerbedingte Falschwahl) (V') 

Cs - funktionsbedingte Verluste (Falschwahl, Doppelverbindun¬ 
gen, Belegungen ohne Weiterwahl) (S) 

In [2] und [3] wurde dargelegt, daß die Erholungswahrschein¬ 
lichkeit oder Leistungsrate r als Verhältnis von erfolgreichen zu 
Gesamtbelegungen eine grundsätzliche, bedeutungsvolle Qua¬ 
litätskenngröße darstellt: 

r = (2) 

c 

Die Belegungsverlustanteile berechnen sich dabei wie folgt: 

Bo = 1 - r (3) 

Für den Betreiber von Fernsprechverkehrssystemen (wie z. B. 
die DP) ist eine Minimierung der Größe Bq und die damit ver¬ 
bundene Erhöhung von r entscheidend. Dieses Ziel stellt nicht 
nur eine Forderung im Rahmen der Qualitätssicherung 
schlechthin dar, sondern beeinflußt die Verkehrsabwicklung im 
Netz überhaupt. 

Da eine der Realität angepaßte Betrachtung des Fernsprechver¬ 
kehrs die Erscheinung der Anrufwiederholung mit einschließen 
muß, ist die Einführung weiterer Parameter und Kenngrößen 
notwendig (Bild). Neben der jn (1) gegebenen Zusammenset¬ 
zung des Gesamtverkehrs muß bei Berücksichtigung der Anruf¬ 
wiederholung zwischen Erstbelegungen bzw. ersten Anrufver¬ 
suchen C(i) und wiederholten Belegungen C(w) unterschieden 
werden. Diese C(w) entstehen bekanntermaßen, wenn der Anruf¬ 
versuch eines Teilnehmers zu einer Verlustbelegung Cy wird. In 
Abhängigkeit von der Mentalität des Teilnehmers, der Dring¬ 
lichkeit eines Fernsprechbedürfnisses, den speziellen Verlustur¬ 
sachen (N, BT, BG, V, S) und vielen anderen Faktoren ergeben 
sich hierbei spezielle Anrufwiederholserien, die durch die Zahl 
von C(w) und den zeitlichen Abstand zwischen den wiederholten 
Belegungen gekennzeichnet sind. Der dadurch entstehende 
Verkehrsanteil belastet das System zusätzlich und führt, wie 
weiter unten gezeigt wird, zu einem Anstieg der Verlustbele¬ 
gungen und damit letztlich zu Gebührenverlusten. Es gilt also: 
c = C(x) = C(t) + C(w) (4) 

mit C(i) - erster (1.) Anrufversuch 

C(w) — Wiederholungsversuch der Ordnung W mit W = 2 (1) X - 
1 

c = C(x) - Gesamtzahl der Belegungsversuche bzw. alle Anruf¬ 
versuche mit X = W -I- 1 

C(w)VNw - Verlustbelegung, die nach einem Wiederholungs¬ 
versuch W und einem bestimmten Verlustbelegungstyp das Sy¬ 
stem ohne weitere Wiederholungen verlassen, d. h., der Teil¬ 
nehmer gibt seine Belegungsversuche auf. 

Somit gilt auch; 

c = C(i)M + C(,)v (5) 

oder c = C(i)m + C(i)vnw + C(w) (6) 

mit C(,)M — Belegung, die nach dem ersten Anrufversuch erfolg¬ 
reich ist. 

Neben verschiedenen anderen Kenngrößen zur Beschreibung 
des Anrufwiederholungsverhaltens, haben die beiden folgen- 
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Ereignisdiagramm für die Herstellung einer Fernsprechverbindung 


den eine grundsätzliche Bedeutung: 

- Wiederholungskoeffizient: Verhältnis der Gesamtbelegun¬ 
gen zur Anzahl der ersten Anrufversuche C(,| 

I = (7) 

C(i) 

- mittlere Ausdauer: Wahrscheinlichkeit, daß ein A-Teilnehmer 
nach einem erfolglosen Belegungsversuch (Verlustbelegung 
der Typen N, BT, BG, V und S) einen weiteren Belegungsver¬ 
such unternimmt. Unter Verwendung von (2) und (7) gilt hier: 


Ausgehend von ähnlichen Überlegungen wurden weitere Kenn¬ 
größen und Zusammenhänge dargestellt [4], mit deren Hilfe 
letztlich die Wechselwirkung zwischen Qualität und Erlösen 
unter Berücksichtigung der Anrufwiederholungen beschrieben 
werden kann. Zum Verständnis der erzielten Untersuchungser¬ 
gebnisse ist die Kenntnis dieser Größen und deren Verknüp¬ 
fung notwendig. Dazu ist eine weitere Spezifizierung der oben 
angeführten Parameter und Kenngrößen wie folgt notwendig: 
P(i) q - die Wahrscheinlichkeit, daß ein eingeleiteter erster Ver- 
birtdungsversuch auf einen Verlusttyp q trifft 
Hq - die Wahrscheinlichkeit einer Anrufwiederholung nach ei¬ 
nem ersten Versuch, der auf einen Verlusttyp q traf 
Iq - die durchschnittliche Anzahl aller Versuche, die nach einem 
ersten Versuch auf einen Verlusttyp q trafen, einschließlich der 
Versuche ohne Wiederholung 

Sq - die Wahrscheinlichkeit, daß eine Verbindung endgültig her¬ 
gestellt wird, nachdem der erste Versuch auf einen Verlusttyp q 
traf 

Pq - die Wahrscheinlichkeit, daß ein Verbindungsversuch auf 
einen Verlusttyp q trifft. 

Zum Berechnen der vorangegangenen Größen sind die folgen¬ 
den Belegungsmengen zu ermitteln: 

C(,) q - Anzahl der Erstversuche, die auf einen Verlusttyp q tra¬ 
fen 

Cwq - Anzahl der Wiederholungen nach einem Erstversuch, der 
auf einen Verlusttyp q traf, einschließlich aller Versuche ohne 
Wiederholung 

Wq - Anzahl der Versuchsserien nach einem Erstversuch, der 
auf einen Verlusttyp q traf, einschließlich der Folgeversuche 
ohne Wiederholung 


CMq — Anzahl der erfolgreichen Versuche, nachdem der Erstver¬ 
such auf einen Verlusttyp q traf 
C(i) — Anzahl der Erstversuche 
Damit können berechnet werden 




W„ 


-(1) 


Cdk. 

I _ Cwq 
'Q 

Cd)q 

S 

p - Cfllq QWc 


Cmq 


(9) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

(13) 


Durch Verwenden der berechneten Größen aus (9) und (12) ist 
in [4] eine Formel zur Ermittlung der Gebührenverluste ge-, 
nannt, die eine verlusttypbezogene Berechnung, der Gebühren- 
verlgste zuläßt: 

A K \ /Gebühren, /iüx 

Gvq - C,„ - P,,„ ■ (1 - Sq) ■ (Qßgpräpf,) (1^) 

Durch Einsetzen des vollständigen Ausdruckes für Ppjq und Sq 
folgt: 


Gvq — 


= ■=(.)■ I“ ■(' -r“ 

C(1) C(,)q 

Gebühren 


Gvq - C(i)q-CMq (7 


)•( 

) 


Gebühren . 

Gespräch' 


(15) 


'(i)q 'Gespräch 
Damit wird ausgesagt, daß jeder erste Anrufversuch ein Nach¬ 
richtenverkehrsbedürfnis repräsentiert. Die Nichterfüllung des 
Nachrichtenverkehrsbedürfnisses, sei es im Erstversuch oder in 
einer Wiederholungsserie, führt neben den Zeitverlusten zu 
Mengenverlusten Cv: 

C(i)v ~ C(i) ~ Cm (16) 

Für die gesamten Gebührenverluste folgt unter Berücksichti¬ 
gung von (15) und (16): 

(17) 


/Gebühren. 
Gv - C(i)v (/^_i jr) 


Gespräch 

Mit Hilfe dieser meßtechnisch erfaßbaren Paramter und relativ 
leicht berechenbaren Kenngrößen ist der gesuchte Zusammen¬ 
hang hergestellt. Nachfolgend werden die in unseren Untersu¬ 
chungen gefundenen Ergebnisse auszugsweise dargestellt. 


Auswertung der Teilnehmerbeobachtung 
und Gebührenverluste 


Für die Bestimmung des Zusammenhanges von Qualitätsverlu¬ 
sten, Anrufwiederholungen und Gebühren ist eine Methode der 
Beobachtung zu wählen, die eine eindeutige Zuordnung der re¬ 
gistrierten Ereignisse zu einem bestimmten Teilnehmer, d. h. 
zum anrufenden und zum angerufenen, zuläßt. Angewandt wer¬ 
den hier die Anschaltung der Meßmittel an die Teilnehmer¬ 
schaltung des anrufenden Teilnehmers und die Auswertung sei¬ 
nes Verhaltens gegenüber bestimmten Zuständen im Fern¬ 
sprechnetz. Für die Beobachtung wurden Teilnehmer mit ho¬ 
hem Gebührenaufkommen gewählt. Dies waren 36 Teilnehmer 
(ausschließlich Geschäftsanschlüsse), die werktags von 7 Uhr 
bis 16.30 Uhr beobachtet wurden. Beim Auswerten des Anruf- ^ 
Wiederholungsverhaltens sind keine Auswirkungen auf den Ver¬ 
kehr des folgenden Tages nachweisbar. Für die 36 Teilnehmer 
wurde durchschnittlich ein Verkehr von y = 0,353 Erl ermittelt. 
Dabei schwankte der gehende Verkehr zwischen 0,055 Erl und 
0,298 Erl. Der Durchschnitt lag bei 0,165 Erl. Von den 1448 Bele- 
gpngsversuchen der beobachteten Teilnehmer, davon 1043 im 
Ortsverkehr, waren 568 insgesamt und im Ortsverkehr 453 er¬ 
folgreich. Damit ergaben sich folgende Leistungsraten: 

- Gesamt: r = 0,392 

- Ortsverkehr: r = 0,434 

- Fernverkehr: r = 0,284 

Die Untersuchung der einzelnen Verlusttypen und ihres Anteils 
an den Gesamtverlusten ergab, daß im Ortsverkehr die Nicht¬ 
meidungen mit 48,8 Prozent und im Fernverkehr die Gassenbe¬ 
setztfälle mit 34,8 Prozent die größten Anteile an den Verjusten 
besitzen. 

Das Anrufwiederholungsverhalten der Teilnehmer ist \7on einer 
Reihe technischer und individueller Kriterien abhängig, die sich 
auf Grund ihrer subjektiven Bewertungen durch den Teilnehrher 
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Tabelle I. 

Tellnehmerbeobachtungi Leistungsrate und Wiederholungswahrscheinlichkeit ln 
den Anrufwiederholungsversuchen 

Anrufversuch Anzahl 

der 

Versuche 

Anzahl der 

erfolgreichen 

Versuche 

Anzahl der 
nicht erfolg¬ 
reichen 
Versuche 

Leistungsrate 
in den 

Polgen 

Wiederholungs- 
7/ahrsche inl ichkei t 
in den Folgen 

n 

‘'(n) 

'Ti(n) 

‘T(n) 

ßJ 

ß] 

1 

929 

413 

516 

44,5 

48,1 

2 

248 

71 

177 

28,6 

73,4 

3 

130 

44 

86 

33.8 

69,8 

4 

60 

15 

^5 

25,0 

55,6 

5 

81 

. 25 

56 

30.9 

87,5 


Tabelle 

II. Tellnehmerbeobachtungi Auswirkungen ausgewählter 
Verlusttypen auf das Teilnebmerverhalten 

<1 


N 

BT 

BG 

Stö 

Son 

‘'(Dq 

413 

264 

110 

49 

35 

58 

^(1)q 

0,445 

0,284 

0,118 

0,053 

0,0377 

0,0624 

*q 


90 

62 

39 

24 

31 

^q 


0,341 

0,564 

0,796 

0,686 

0,534 

C 

wq 


186 

140 

74 

62 

57 

^q 

0 

0,705 

1,273 

1,51 

1,771 

0,983 

*^Mq 


40 

41 

20 

15 

39 

®q 

1,0 

■ 0,152 

0,373 

0,408 

0,429 

0,672 

P 

q 

0,392 

0,283 

0,144 

0,071 

0,057 

0,052 


nur schwer erfassen lassen. In der Gesamtheit des Teilnehmer¬ 
verhaltens ist eine Darstellung der Anrufwiederholungsversu¬ 
che und deren erfolgreicher Realisierung in der Tabelle I darge¬ 
stellt. Es wird deutlich, daß die Leistungsrate mit den Wieder¬ 
holungsversuchen abnimmt. Unregelmäßigkeiten dabei lassen 
folgende Schlüsse zu: 

- Nachdem der erste Versuch erfolglos war, wird unmittelbar 
danach ein weiterer unternommen. Meist trifft der Teilneh¬ 
mer auf den gleichen Qualitätszustand wie zuvor (sehr nied¬ 
rige Leistungsrate im zweiten Versuch). 

- Der fünfte Versuch weist hier ein Ansteigen der Leistungs¬ 
rate aus. Doch sind hier auch jene Versuche eingeschlossen, 
die oftmals weit über der durchschnittlichen Anzahl der An¬ 
rufwiederholungsversuche liegen. Die Wiederholungswahr¬ 
scheinlichkeit in den Anrufwiederholungsversuchen macht 
es deutlich. 

Die Auswirkungen ausgewählter Verlusttypen auf das Teilneh¬ 
merverhalten zeigt Tabelle II. Einige markante Größen sollen 
hieraus erläutert werden. 

Der Verlusttyp „Nichtmeldungen N' ist neben dem hohen Men¬ 
genanteil der Verluste auch der zeitintensivste Verlusttyp. In die¬ 
ser Untersuchung wurde eine durchschnittliche Belegungs¬ 
dauer je N von 54,2 s ermittelt. Die Erfolgswahrscheinlichkeit, 
daß der Verbindungswunsch dennoch realisiert wird, nachdem 
eine Nichtmeldung registriert wurde, ist mit s, = 0,152 sehr ge¬ 
ring. Dennoch wird rd. jeder dritte Anrufwiederholungsversuch 
(Hq = 0,341), der auf eine Nichtmeldung stieß, wiederholt. Ähn¬ 
liche Ergebnisse wurden in [3] festgestellt. 

Teilnehmer- und Gassenbesetztfälle zeichnen sich durch die 
Wiederholungswahrscheinlichkeit Hbt = 0,564 und Hbq = 0,796 
aus. Dies steht in enger Wechselwirkung mit der Erfolgswahr¬ 
scheinlichkeit Sq. Hier spielen die Erfolge und Gewohnheiten 
der Teilnehmer eine große Rolle. Somit ergeben sich die Er¬ 
folgswahrscheinlichkeiten für Sbt = 0,373 und Sbg = 0,402. Ähnli¬ 
che Betrachtungen lassen sich auch zu den anderen Verlustty¬ 
pen anstellen^ 

Die Bestimmung von Gebührenverlusten wurde an die Festle¬ 
gung gebunden, daß der erste Verbindungsversuch, der auf ei¬ 
nen Verlusttyp q stößt und auch in den nachfolgenden Wieder¬ 
holungsversuchen nicht erfolgreich war, zu Gebührenverlusten 
führt. Dies ist eine rein hnengenmäßige Betrachtung. Der Zeit¬ 
verlust findet bei dieser Methode keine Berücksichtigung. 


Der prozentuale Anteil der einzelnen Verlusttypen an den ge¬ 
samten Gebührenverlusten wurde wie folgt ermittelt (in Pro¬ 
zent): 

- Nichtmeldungen (N): 62,4 

- teilnehmerbesetzt (BT): 19,06 
-.gassenbesetzt (BG): 8,09 

- Störungen (Stö): 5,54 

- Sonstiges (Son): 5,27 

Um die Größenordnung der Verluste richtig einzuschätzen, soll 
noch folgendes betrachtet werden: Der Anteil der Verluste ist 
bei einer Leistungsrate r = 1 Null. Die ermittelten Verluste des 
beobachteten Teilnehmerfeldes würden damit 38,9 Prozent der 
möglichen Gebühren darstellen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: 

1. Der Zusammenhang zwischen Qualität und Erlösen ist ma¬ 
thematisch faßbar, und die notwendigen Größen sind mit den 
bei der DP vorhandenen technischen Einrichtungen bestimm¬ 
bar. 

2. Unabhängig von einer notwendigen weiteren Untermauerung 
der Ergebnisse wird deutlich, daß die Maßnahmen der Quali¬ 
tätssicherung gleichzeitig einen direkten Einfluß auf die Erlössi¬ 
cherung haben. 

3. Weitere Untersuchungen auf diesem Gebiet werden den zeit¬ 
lichen Aspekt der Qualitätsbeschreibung berücksichtigen müs¬ 
sen. Durch den Einsatz moderner mikrorechnergesteuerter Ver¬ 
kehrsmeß- und -beobachtungstechnik werden die Vorausset¬ 
zungen für eine weitere Qualifizierung solcher Arbeiten ge¬ 
schaffen. 
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Brandschutz (I) 


KLEINE FACHGESPRÄCHE 


Leiter des Amtes: Zum Auswerten des Brandes in unserem La¬ 
gerraum wird nun unser Brandschutzinspektor sprechen. 
Brandschutzinspektor: Wohin Gedankenlosigkeit und Leicht¬ 
sinn, führen, zeigt das Beispiel im eigenen Amt. Die Kollegen 
hatten auf (!) dem Nachtspeicherofen und in dessen Nähe Zei¬ 
tungsbunde gelagert. Während der Nachtstunden, in denen der 
Ofen Wärmeenergie speichert, gab er keine Wärme nach au¬ 
ßen ab. Zu diesem Zeitpunkt fand die Lagerung statt. Am frü¬ 
hen Morgen erhitzte sich die Außenwand so stark, daß sich 
mehrere Bunde entzündeten. Nur der Aufmerksamkeit einer 
Kollegin ist die Verhinderung eines größeren Schadens zu ver¬ 
danken. Richtigerweise - und das möchte ich hier ausdrücklich 
betonen - alarmierte sie sofort die Feuerwehr. 

Stollenleiter: Als die Genossen eintrafen, hatten wir den Brand 
berei.ts mit eigenen Mitteln gelöscht. Entstehen uns wegen der 
.Fehlalarmierung" Nachteile, besonders der Kollegin, die den 
Alarm ausgelöst hat? 

Brandschutzinspektor: Keinesfalls. Völlig falsch wäre es ge¬ 
wesen, wenn sie versucht hätte, sich auf die zur Verfügung ste¬ 
henden Löschmittel zu verlassen. Stellen Sie sich einmal vor, 
daß einer der beiden Feuerlöscher trotz regelmäßiger Überprü¬ 
fung versagt hätte! Die wenigen Sekunden, die ein solches Ge¬ 
rät aufgrund seiner Kapazität in Betrieb sein kann, reichen dann 
für diesen Zweck nicht aus. Statistisch gesehen, kostet der 
Volkswirtschaft eine Brandminute rd. 1500 M. Hieran sehen Sie, 
wie wichtig die ersten Maßnahmen nach Ausbruch eines Bran¬ 


des sind. Kein Genosse der Feuerwehr wird uns einen Vorwurf 
daraus machen, daß das Einsatzkommando scheinbar grundlos 
alarmiert wurde. Im Gegenteill 

Leiter des Amtes: Trotz allen Lobes für die Kollegen, die sich 
bei der Brandbekämpfung ausgezeichnet haben, wurde gröb- 
lichst gegen Brandschutzbestimmungen verstoßen, was nicht 
ohne Sanktionen seitens der Abteilung Feuerwehr geblieben 
ist. 

Stellenleiter: Die Ordnungsstrafen sind von allen Beteiligten, 
die am Brand Schuld haben, bereits bezahlt worden. Ich nehme 
an, daß sie und wir alle künftig nicht mehr oberflächlich an den 
Brandschutz herangehen werden. 

Leiter des Amtes: Die Tatsache, daß wir seit vielen Jahren 
erstmals wieder ein solches Ereignis zu verzeichnen hatten, ließ 
uns wohl etwas leichtsinnig werden. Wir sollten unsere Bera¬ 
tung nutzen, um im Leitungskollektiv nochmals auf wesentliche 
Probleme des vorbeugenden Brandschutzes zu sprechen zu 
kommen. 

Brandschutzinspektor: Die Gewährleistung des Brandschut¬ 
zes trägt - wie der Gesundheits- und Arbeitsschutz - dazu bei, 
die Gesundheit und das Leben unserer Mitarbeiter zu schützen 
sowie die materiellen Werte der Gesellschaft zu sichern. Bei 
der Lösung der auf dem XI. Parteitag wiederum bestätigten 
Hauptaufgabe stellt das Verhüten von Bränden einen wesentli¬ 
chen Faktor dafür dar, das bisher Geschaffene zu erhalten und 
die dynamische Entwicklung unserer Volkswirtschaft nicht zu 


Abschluß von 
Kontoverträgen für 
Postspargirokonten 


(4/1986, S. 147) 


MKarbeiterin: Welche Änderungen ergeben sich für die Post¬ 
ämter aus den Bestimmungen der Postspargiro^Anordnung 
vom 28. Februar 1986 (GBl. I Nr. 8 S. 87) zum Abschluß von Kon¬ 
toverträgen für Postspargirokonten? 

Stellenleiter: Zwar gibt es keine wesentlichen Änderungen, 
doch einige Hinweise sind dennoch zu beachten. Grundlage bil¬ 
det die Postspargiro-Anordnung, die im Gesetzblatt bei allen 
Postämtern vorliegt und künftig in einer neuen Dienstanwei¬ 
sung 2.6 - Postbetriebsdienst - Zahlungs- und Sparverkehr bei 
den Ämtern - Teil I - enthalten und erläutert sein wird (Hin¬ 
weise auf Paragraphen im folgenden Text beziehen sich stets 
auf die Postspargiro-Anordnung.) 

Mitarbeiterin: Im § 1 Abs. 2 heißt es, daß Postspargirokonten 
bei den Postscheckämtern geführt werden. In der DDR beste¬ 


ZuständlRkelt 

der Postscheckämter 1 

Postscheckamt 

Postleitzahl 

Bereiche 

Berlin 

1002 

Berlin, Bezirke Cottbus, 
Frankfurt, Noubrandenburg, 
Potsdam, Rostock, Schwerin 

Dresden 

3002 

Bezirk Dresden 

ücfurt 

5002 

Bezirke Brfurt, Gera, Suhl 

Leipzig 

7002 

Bezirke Karl-Marx-3tadt, Leipzig 

Magdeburg 

3002 

Bezirke Halle, luagdeburg 


hen fünf Postscheckämter. Für welche Bereiche sind sie zustän¬ 
dig? Können Sparer selbst entscheiden, bei welchem Post¬ 
scheckamt sie ein Postspargirokonto führen wollen? 
Stellenleiter: Die territoriale Zuständigkeit der Postscheckäm¬ 
ter zeigt die Tabelle. Zweckmäßig ist, Postspargirokonten bei 
demjenigen Postscheckamt einzurichten und zu führen, in des¬ 
sen Bereich der Sparer wohnt. Der Sparer kann jedoch auch ei¬ 
nen Kontovertrag für ein Postspargirokonto abschließen, das 
bei einem anderen Postscheckamt geführt werden soll. Gründe 
dafür können z. B. der Arbeitsort, ein vorgesehener Umzug in 
einen anderen Wohnort oder der Sitz der Zentrale des Beschäf¬ 
tigungsbetriebes (Kombinat) sein. 

Mitarbeiterin: § 2 regelt die Teilnahme am Postspargirodienst 
(vgl. dDP, Heft 3/1986, S. 107). Welchen Inhalt hat die Festle¬ 
gung im § 2 Abs. 2, daß Jugendliche, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, zum Abschluß des Kontovertrages der vorheri¬ 
gen schriftlichen Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters be¬ 
dürfen? 

Stellenleiter: Diese Zustimmung - also eine Vertrauensäuße¬ 
rung - schließt ein, daß der Jugendliche selbständig über das 
Postspargirokonto verfügen, Scheckvordrucke und andere Vor¬ 
drucke bestellen sowie am Scheckverkehr nach den dafür gel¬ 
tenden Rechtsvorschriften teilnehmen kann. Die Zustimmung 
wird dadurch erteilt, daß der gesetzliche Vertreter neben dem 
künftigen Sparer den Kontovertrag mit unterschreibt. 
Mitarbeiterin: Der Abschluß der Kontoverträge zwischen den 
Sparern und der Deutschen Post - kontoführendes Postscheck¬ 
amt - ist durch alle Postämter zu vermitteln (§ 3 Abs. 1). In die¬ 
sem Absatz ist außerdem festgelegt, daß die Deutsche Post 
nicht zum Vertragsabschluß verpflichtet ist, wenn bereits ein 
früherer Kontovertrag des Sparers durch die Deutsche Post ge¬ 
kündigt wurde. Wer entscheidet über die Annahme oder Ableh¬ 
nung eines Vertragsabschlusses? 

Stellenleiter: Das ist im Zusannmenhang mit § 6 Abs. 2 zu be¬ 
trachten. Danach ist die Deutsche Post berechtigt, den Konto¬ 
vertrag zu kündigen, wenn der Sparer die Bestimmungen der 
Postspargiro-Anordnung gröblich mißachtet (z. B. mehrfache 
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Solche - im übrigen schon lebensgefährdenden - elektrischen Betriebsmittel 
können Ausgsngspunkte von Bränden werden. (Aufn. v. d. Heiden, Berlin) 

hemmen. Die Bedeutung des Brandschutzes wird aufgrund des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts weiter anwachsen. 
Denken Sie beispielsweise an die hohen Werte der Grundmit¬ 
tel, die in unserem PFA konzentriert sind. Sichtbar für alle Bür¬ 
ger sind - um nur ein Beispiel zu nennen - die Schaltertermi¬ 
nals. 

Stellenleiter: Zum Schutz dieser Entwicklung sind umfassende 
Rechtsvorschriften erlassen worden. 

Brandschutzinspektor: Sie weisen auf einen Schwerpunkt 
hin, den ich ohnehin behandeln wollte. Grundlage aller gesetzli¬ 
chen Bestimmungen auf dem (jebiet des Brandschutzes ist das 
Brandschutzgesetz vom 19. Dezember 1974 (GBl. I Nr. 62), in 
dessen § 1 es heißt: „Der Brandschutz dient dem Ziel, das Le¬ 
ben und die Gesundheit der Bürger, das sozialistische und per¬ 
sönliche Eigentum, die Volkswirtschaft und die kulturellen 
Werte der Gesellschaft vor Bränden und den davon ausgehen¬ 
den Gefahren zu schützen." Meine bisherigen Ausführungen 


unterstreichen den Gesetzestext. Ohne hier alle Paragraphen 
vorlesen zu wollen, möchte ich trotzdem noch den § 12, Absatz 
1 und 2, erwähnen: „Jeder Bürger hat das Recht und die Auf¬ 
gabe, in seiner beruflichen und gesellschaftlichen Tätigkeit so¬ 
wie im persönlichen Leben bei der Gewährleistung des Brand¬ 
schutzes mitzuwirken und sich die dazu notwendigen Kennt¬ 
nisse und Fertigkeiten anzueignen. Es ist die Pflicht eines jeden 
Bürgers, sich so zu verhalten, daß Brände verhindert werden 
und entstandene Brände schnell bekämpft werden können." Al¬ 
lein um diese Forderung erfüllen zu können, müssen wir in un¬ 
serem Amt einige wirksame Maßnahmen durchsetzen. Der Vor¬ 
fall hat mir vor Augen geführt, daß auch ich als Funktionalorgan 
des Leiters noch nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft habe, 
solche Verhältnisse zu schaffen, unter denen die bewußte und 
disziplinierte Einhaltung aller Bestimmungen des Brandschut¬ 
zes wirksam gewährleistet werden. 

Leiter des Amtes: Die im Brandschutzgesetz enthaltenen 
Grundsätze finden bei der Deutschen Post in der. DA 4.1.4. und 
ihren Anlagen Anwendung. 

Brandschutzinspektor: Sie haben das richtige Stichwort ge¬ 
geben! Auf die Spezifik der Deutschen Post eingehend, sind in 
dieser Dienstanweisung Festlegungen enthalten, die insbeson¬ 
dere den Leituhqsprozeß auf dem Gebiet des Brandschutzes re¬ 
geln. Zur Verantwortung und Verantwortlichkeit im Gesünd- 
heits-. Arbeite- und Brandschutz werde ich später gemeinsam 
mit dem Sicherheitsinspektor einige Erläuterungen geben. Nur 
soviel vorab: Jeder Leiter ist in seinem Verantwortungsbereich 
für die Gewährleistung des Gesundheits-, Arbeits- und Brand¬ 
schutzes verantwortlich, wie es im § 3 der DA 4.1.4. aufgrund 
der Wichtigkeit und bezogen auf den Brandschutz erwähnt 
wird. Vorkommnisse, wonach bei einem ausgebrochenen 
Brand die Signale der voll funktionstüchtigen Brandwarnanlage 
nicht beachtet werden können, weil der Raum, in dem die 
Brandwarnkleinzentrale installiert ist, nachts unbesetzt bleibt, 
sind eindeutig und allein auf Mängel in der Leitungstätigkeit zu¬ 
rückzuführen. (V. Pusch) 


Verletzung der Zahlungsdisziplin durch Vorlage deckungsloser 
Schecks). Ob einem neuen Kontovertrag für ein Postspargiro¬ 
konto zugestimmt wird, entscheidet in jedem Fall das kontofüh¬ 
rende Postscheckamt nach gründlicher Prüfung der Umstände, 
die zur Kündigung eines früheren Kontovertrages geführt ha¬ 
ben. 

Mitarbeiterin: Die Pflicht zur Legitimation der Sparer und der 
gesetzlichen Vertreter beim Abschluß von Kontoverträgen ist 
bestehen geblieben (§ 3 Abs. 2). Welche Vordrucke sind für 
Kontoverträge zu verwenden? 

Stellenleiter: Bis zur Belieferung der Ämter mit neuen Vordruk- 
ken für Kontoverträge, in die alle Angaben gemäß § 3 Abs. 3 
übersichtlich eingetragen werden können, sind die Vordrucke 
„Antrag auf Eröffnung/Änderung eines Postscheckkontos/ 
Postspargirokontos" (Vordruck 8 273 00/S 3) zu verwenden. Da¬ 
bei ist zu beachten: 


Antrag auf Eröffnung / Änderung eines Postscheckkontos/Postspargirokontos 
(oberer Teil) 


lAnfraf &mm 
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- Der Vordruckteil „Zahlkarte" ist abzutrenneh und vernich¬ 
ten. Nach Mitteilung der Kontonummer durch das Post¬ 
scheckamt (§ 3 Abs. 4) kann der Sparer Überweisungen ver¬ 
anlassen oder Beträge einzahlen. 

— Der Eindruck „Postscheckkonto" sowie die Angaben zur Be¬ 
stellung von Vordrucken sind zu streichen. Die Sparer erhal¬ 
ten vom Postscheckamt eine Erstagsstattung von Vordruk- 
ken (§ 11 Abs. 1) und Bestellvordrucke für weitere Vordruck¬ 
bestellungen. 

Mitarbeiterin: Im § 3 Abs. 3 ist aufgeführt, was im Kontovertrag 
anzugeben ist (Name, Vorname, Wohnanschrift, Personenkenn¬ 
zahl und Beruf des Sparers). Bei den jetzt vorliegenden Vor¬ 
drucken sind nicht für alle Angaben entsprechende Felder vor¬ 
gesehen. Wie ist zu verfahren? 

Stellenleiter: Zusätzlich zum Vornamen und Namen sowie zur 
Wohnanschrift sind an einer freien Stelle des Vordrucks die 
Personenkennzahl und der ausgeübte Beruf anzugeb.en. Als 
ausgeübter Beruf sind ggf. auch Bezeichnungen wie Student, 
Hausfrau oder Rentner zulässig. 

Mitarbeiterin: § 4 Abs. 8 legt fest, daß bei gemeinschaftlichen 
Konten ein Sparer besonders zu benennen ist, wenn die Sparer 
keine gemeinsame Wohnanschrift haben. Wie soll das gesche¬ 
hen? 

Stellenleiter: Die Sparer sind zu befragen, an wen der Versand 
der Unterlagen stattfinden soll. Beim Namen dieses Sparers ist 
„1. Sparer" zu vermerken. 

Mitarbeiterin: Wie sind Kontoverträge für Postspargirokohten 
zu behandeln, die als „Gehaltskonten" für Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post geführt werden sollen? 

Stellenleiter: Hier gelten die gleichen Grundsätze wie bei ande¬ 
ren Kontoverträgen. Auf dem Vordruck ist zusätzlich „Gehalts¬ 
konto" zu vermerken, und es ist der Dienststempel des Be¬ 
schäftigungsamtes abzudrucken. Das ist für das Postscheck¬ 
amt die Bestätigung, daß die Voraussetzungen zur Führung ei¬ 
nes Gehaltskontos vorliegen. 

(W. Reball) 
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Fernmeldetechnologische 

Projektierung 

rechnergestützt 


(4/19». S. 149) 


Projektant: In vielen Veröffentlichungen wird darüber infor¬ 
miert, daß mit Emsatz von CAD-Lösungen in der Projektierung 
erhebliche Vorteile erzielbar sind. Welche Möglichkeiten gibt 
es in dieser Hinsicht ganz speziell für die fernmeldetechnologi¬ 
sche Projektierung bei der DP? 

Abteilungsleiter: Die Unterstützung des Projektierungsprozes¬ 
ses durch den Einsatz von Datentechnik wird seit langem ver¬ 
folgt. Die Anwendung von EDW auf zentralen Rechnern (ohne 
Datenfernübertragung) hat sich unter den spezifischen Bedin¬ 
gungen der fernmeldetechnologischen Projektierung im Kombi¬ 
nat Fernmeldebau allerdings als nicht vorteilhaft erwiesen. Da¬ 
gegen wurde der Einsatz der Dezentralen Datentechnik (DDT) 
zur rechnergestützten Projektierung im Kombinat Fernmelde¬ 
bau bereits mit Ankündigung dieser Gerätegeneration durch 
die Industrie als vorteilhaft erkannt. So ist vorgesehen, in stu¬ 
fenweisen Etappen die verfügbare DDT vom VEB Robotron zur 
notwendigen Rationalisierung der Projektierung, zur Verkür¬ 
zung der Durchlaufzeiten und Qualitätserhöhung einzusetzen. 
Projektant: Welche Geräte werden vom VEB Robotron angebo- 
ten, mit denen sich vorteilhafte Lösungen bei der fernmelde¬ 
technologischen Projektierung erreichen lassen? 
Abteilungsleiter: Ohne auf alle technischen Einzelheiten einzu¬ 
gehen, möchte ich Ihnen folgende nennen: 

1. Bürocomputer BC A 5120 und A 5130 mit Bildschirm, Ta¬ 
statur, Drucker und möglichst vier Laufwerken für Minidisket¬ 
ten (5,25 Zoll) 


2. Personalcomputer PC A 1715 mit Bildschirm, Tastatur und 
zwei Laufwerken für Minidisketten. Er läßt sich um Drucker und 
Beistellgefäß mit zwei Laufwerken für Minidisketten erweitern. 
Diese Geräte sind 8-bit-Rechner und besitzen einen Arbeits¬ 
speicher von 64 kByte. Sie sind sehr gut geeignet, um darauf 
dialoggeführte Verfahren, wie ingenieurtechnische Berechnun¬ 
gen, abzuarbeiten. 

3. Weitere periphere Geräte, die mit BC und PC über eine V- 
24-Schnittstelle anschaltbar Zusammenarbeiten, sind 

- Plotter 

- Digitalisiergerät 

- Rastersichtgerät 

4. Als nächste Gerätegeneration wurden Arbeitsplatzcomputer 
A 7100 als 16-bit-Rechner angekündigt. 

5. Kommerzielle Basisrechner KBR A 6401 und 6402 
Projektant: Nun ist es doch sicher nicht sinnvoll, wenn ich 
mich als Projektant einfach an einen Büro- oder Personalcom¬ 
puter setze und versuche, eine femmeldetechnische Lösung für 
ein ganz konkretes Vorhaben mit diesem Gerät rationeller zu er¬ 
arbeiten. Ich gehe vielmehr davon aus, daß bis dahin einige 
Voraussetzungen konzeptioneller Art und hinsichtlich der Soft¬ 
ware zu schaffen sind. Ist das richtig? 

Abteilungsleiter: Richtig ist, daß zuerst einmal für jedes 
Kombinat die konzeptionelle Zielrichtung bestimmt werden 
muß, wie die DDT effektiv eingesetzt werden soll, wie CAD/ 
CAM-Stationen die wichtigsten Prozesse im Kombinat - näm¬ 
lich die produktiven Prozesse - maßgeblich unterstützen. Daß 
dies insbesondere für die Projektierungsvorgänge zutrifft, ist 
mit in der Projektierungsverordnung vom 18. April 1985 (GBl. I 
Nr. 15 § 181) verankert. Die Klärung solcher Grundsatzfragen 
wie 

- vorrangige Anwendergebiete 

- Hardware 

- Betriebssystem 

- Basissoftware 

- Erarbeitung von Anwendersoftware 



Neue 

Honorarordnung für 
Literaturveranstaltungen 


(4/19», S. 149) 



BGL-Mitglied: Dank des Eifers unserer ehrenamtlichen Biblio¬ 
thekarin sind wir in dem Bemühen, möglichst viele unserer Kol¬ 
leginnen und Kollegen zum Lesen guter Bücher anzuregen, ein 
gutes Stück vorangekommen. Wenn Hermann Kant, Präsident 
des Schriftstellerverbandes der DDR, in seiner Diskussion auf 
dem XI. Parteitag zum Ausdruck brachte, daß es in der DDR er¬ 
staunlich viele, ja manchmal beängstigend viele Leser gibt, 
dann trifft dies also auch ein wenig auf unsere Mitarbeiter zu. 
Aber auch das Bedürfnis nach Autorenlesungen und anderen li¬ 
terarischen Veranstaltungen ist in den Arbeitskollektiven ge¬ 
wachsen. Wir beabsichtigen deshalb, ein solches Vorhaben in 
das Veranstaltungsangebot unserer Betriebsfestspiele aufzu¬ 
nehmen. Unsere Bibliothekarin hat nun erfahren, daß es für die 
Vergütung der Autoren neue gesetzliche Regelungen geben 
soll. 

Klubleiter: Es ist noch wenig bekannt, daß der Minister für Kul¬ 
tur am 20. Dezember 1985 eine „Honorarordnung Lesungen" in 
Kraft gesetzt hat. Sie schreibt vor allem zwingend vor, daß mit 
den Lesenden - soweit das nicht die Bibliothekare im Rahmen 
ihrer betrieblichen Arbeitsaufgaben selbst sind - Vereinbarun¬ 
gen abgeschlossen werden, die den Charakter von Honorarver¬ 
trägen haben. 

BGL-MKglied: Zu einem Honorarvertrag gehören bekanntlich 
ein Auftraggeber und ein Auftragnehmer. Wer ist denn nun be¬ 
rechtigt, als Auftraggeber zu wirken? 

Klubleiter: Auftraggeber nach dieser „Honorarordnung Lesun¬ 
gen" können sein: 


- staatliche Organe und Einrichtungen 

- volkseigene Kombinate und Betriebe 

- gesellschaftliche Organisationen und deren Einrichtungen 
(wie unser gewerkschaftlicher Klub der DP) 

- sozialistische Genossenschaften und sonstige Betriebe. 

Die geforderte vertragliche Vereinbarung könnte also der Leiter 
des Amtes für den Betrieb oder auch die BGL-Vorsitzende für 
die Gewerkschaftsorganisation unterschreiben. 

BGL-Mitglied: Trifft es zu, daß auch der Kreis der Auftragneh¬ 
mer gewissen Einschränkungen unterliegt? 

Klubleiter: Als Lesende können Auftragnehmer im Sinne der 
genannten Honorarordnung sein: 

- die Mitglieder und Kandidaten des Schriftstellerverbandes 
der DDR, des Journalistenverbandes der DDR und des Ver¬ 
bandes der Theaterschaffenden der DDR 


(Grafik: Wagner, Dresden; aus dem Jahreskulturangebot '» des Zentralen 
Klubs der DP Dresden) 
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geschieht in Kombinaten, zu denen mehrere Betriebe mit 
gleichartigem Leistungs- und Produktionsprofil gehören, 
zweckmäßigerweise zentral. 

Projektant: Ihren Erläuterungen entnehme ich, daß für die fern¬ 
meldetechnologische Projektierung schon wichtige Grundsatz¬ 
arbeit geleistet wurde. 

Abteilungsleiter: In vielen Kombinaten wurde rechtzeitig er¬ 
kannt, welche Bedeutung der Einsatz der DDT hat. Insbeson¬ 
dere gilt das bei der Projektierung als Produktionsvorbereitung 
und auch mit verbindenden Elementen direkt zum produktiven 
Prozeß. Die ersten Aktivitäten in dieser Richtung gingen daher 
oft von progressiven Kräften des Bereichs Projektierung aus. 
So waren natürlich auch in unserem Kombinat für die fernmel¬ 
detechnologische Projektierung vorausschauende Untersu¬ 
chungen und Festlegungen notwendig, die die Gerätekonfigura¬ 
tion sowie deren Kompatibilität zu späteren Gerätegeneratio¬ 
nen berücksichtigen. Dies trifft in noch stärkerem Maße für die 
Entscheidungen hinsichtlich der Software zu. Für den Bereich 
der Projektierung wurde Testung und Auswahl von Basissoft¬ 
ware zentral vorgenommen. Dies geschah unter weitgehender 
Berücksichtigung eines noch im Werden begriffenen CAD/ 
CAM-Konzeptes für den gesamten Reproduktionsprozeß unse¬ 
res Kombinates; d. h., der Projektant braucht sich nicht zu ent¬ 
scheiden, welche Hardware oder welche Standardsoftware zu 
beschaffen und anzuwenden ist. Das ist in unserem Stammbe¬ 
trieb eine zentrale Aufgabe der zuständigen Fachabteilung. 
Beim Erarbeiten von Anwendersoftware und ganz spezifischen 
Anwenderlösungen ist es sinnvoll und sehr effektiv, erfahrene 
Projektanten mit hinzuzuziehen. 

Projektant: Mir ist bekannt geworden, daß in einem Fernmel¬ 
debauamt bereits die ersten Anwenderlösungen über einen 
Computer abgearbeitet werden. Das wären dann die ersten 
CAD-Lösungen in unserem Kombinat überhaupt.-Welche Pro- 
jektierungs- bzw. Teilprozesse lassen sich denn nun rechnerge¬ 
stützt und damit auch rationeller abarbeiten? 

Abteilungsleiter: In der Tat existieren bereits drei ganz kon¬ 


- andere Bürger, insbesondere die Mitglieder von Kollektiven 
schreibender Werktätiger, soweit sie eigene Werke vortra¬ 
gen. 

Bürger, die fremde Werke vortragen und nicht den eben ge¬ 
nannten Verbänden angehören, benötigen eine staatliche Zu- 
lassuna. Sie wird vom Rat des Bezirkes, Abt. Kultur, in der Re¬ 
gel befristet und nur für eine nebenberufliche Tätigkeit erteilt. 
BGL-Mitglied: Welche Festlegungen soll ein Vertrag über die 
Veranstaltung einer Lesung enthalten? 

Klubleiter: Vertragsbestandteile müssen sein: 

- die Art und der Umfang der zu erbringenden Leistung (hier 
wären der Titel des Buches oder des Autorenmanuskriptes 
bzw. einer Gedichtsammlung und die Lesedauer anzufüh¬ 
ren) 

- Ort und Termin der Lesung 

- die Höhe des Honorars und der vereinbarte Zahlungsweg 

- die Ansprüche bei nicht vertragsgemäßer Erfüllung, soweit 
sie von den Regelungen der §§ 201 und 202 ZGB abweichen 
sollen 

- die Regelung anstehender urheberrechtlicher Beziehungen 

- den Nachweis der Berechtigung des Auftragnehmers, soweit 
dieser nicht dem Journalistenverband oder einem der beiden 
bereits genannten Künstlerverbände angehört. 

Hier möchte ich aber noch hinzufügen, daß es nicht nur zu den 
Pflichten des Auftraggebers gehört, diesen Vertrag abzuschlie¬ 
ßen. Er übernimmt gleichzeitig dafür die Verantwortung, daß 
solche hohen kulturpolitischen Leistungen gefördert werden, 
die den Grundsätzen unserer sozialistischen Kulturpolitik ent¬ 
sprechen. 

BGL-Mitglied: Für unsere Konzeption zur Vorbereitung der Be¬ 
triebsfestspiele muß auch ein Finanzplan erarbeitet werden. 
Mich interessiert deshalb sehr, wie hoch die Sätze sind, die für 
eine solche Literaturveranstaltung vorgesehen werden müssen. 
Klubleiter: In unserer neuen Verordnung sind nur Mindest- und 
Höchstsätze angegeben. Damit wird dem Auftraggeber eine 
besondere Verantwortung dafür übertragen, unter Berücksichti¬ 
gung des Sparsamkeitsprinzips und des im Amt geplanten Ho¬ 


krete rechnergestützte Anwenderlösüngen für die fernmelde¬ 
technologische Projektierung. Dies sind 

1. ein dialoggeführtes Verfahren, bestehend aus mehreren Mo¬ 
dulen für die Projektierung von Vermittlungssystemen. Es er¬ 
möglicht die Erarbeitung der technisch/technologischen Lö¬ 
sung und das Aufstellen des Gruppenverbindungsplanes in ei¬ 
nem Bruchteil der Zeit im Vergleich zur manuellen Projektie¬ 
rung. Mit diesem Verfahren werden außerdem viele Fehlerquel¬ 
len beseitigt und Variantenvergleiche für die technisch-ökono¬ 
misch optimale Lösung leicht ausführbar. Bei der Softwareerar¬ 
beitung wurden die Schnittstellen für nachfolgende Verfahren 
bereits vorbereitet. 

2. ein Verfahren zur Kalkulation und Preisermittlung für Arbeits¬ 
leistungen der Anlagentechnik. Dieses Verfahren, bei dem es 
sich um eine echte CAD-Lösung handelt, besteht aus vielen 
Bausteinen einschließlich zugehöriger Stammdatei. Die Abar¬ 
beitung am Computer kann z. T. im Stapelbetrieb durch einen 
Bediener stattfinden. Diese CAD-Lösung wird bereits seit No¬ 
vember 1985 in einem Fernmeldebauamt praktisch genutzt. Der 
eingetretene Nutzen, der rd. acht Prozent Arbeitszeiteinspa¬ 
rung der jeweiligen Gesamtprojektierungsleistung beträgt, wird 
über den PWT abgerechnet. 

3. ein dialoggeführtes Verfahren zum Bearbeiten des Planver¬ 

fahrens für Vorhaben der Netztechnik, das eine territorial spezi¬ 
fische Stammdatei mit zwei Modulen verknüpft. Erhebliche Ar¬ 
beitszeiteinsparung und eine Erhöhung der Rechtssicherheit, 
deren Bedeutung durch das neue Gesetz über das Post- und 
Fernmeldewesen erheblich gestiegen ist, sind die Vorteile die¬ 
ser CAD-Lösung. _ 

Diese drei Verfahren sind so aufbereitet, daß sie in allen Kombi¬ 
natsbetrieben angewendet werdien können. Damit ist es, wie 
Sie schon richtig erkannt haben, gelungen, die ersten CAD-Lö¬ 
sungen in unserem Kombinat nicht nur selbst zu erarbeiten, 
sondern auch praxiswirksam werden zu lassen. 

(O. Mät) 


norarfonds zu übereinstimmenden Festlegungen mit dem Ver¬ 
tragspartner zu kommen. Für eine leistungsgerechte Bemes¬ 
sung des Honorars gilt es dabei, nach der kulturpolitischen Be¬ 
deutung des Werkes und der Veranstaltung sowie dem Auf¬ 
wand des Lesenden für diese Veranstaltung zu differenzieren. 
BGL-Mitglied: Umfaßt diese zu vereinbarende Honorärzahlung 
auch den Aufwand zur Vorbereitung und - bei Autorenlesun¬ 
gen - die Mitwirkung in einer sich anschließenden Diskussion? 
Klubleiter: Mit der vereinbarten Honorarzahlung wird auch der 
Aufwand zur Vorbereitung und - bei Autorenlesungen - die 
Mitwirkung in einer sich anschließenden Diskussion abgegol¬ 
ten. Notwendige Fahrt- und Übernachtungskosten sind jedoch 
nach dem geltenden Reisekostenrecht zu erstatten. 
BGL-Mitglied: Wie soll nun von unserer BGL eine richtige Ent¬ 
scheidung über die Höhe des Honorarbetrages getroffen wer¬ 
den , wenn es hierzu an Anhaltspunkten fehlt? 

Klubleiter: Im § 6 dieser „Honorarordnung Lesungen" ist schon 
eine eindeutige Regelung getroffen worden. So kann das Hono¬ 
rar bei einer nebenberuflichen Tätigkeit je nach Umfang 
und Qualität der Leistung zwischen 50 M und 150 M, für eine 
Lesung durch Mitglieder und Kandidaten der beiden genannten 
Künstlerverbände .zwischen 100 M und 250 M betragen, wobei 
hiervon noch die Honorarsteuer abzusetzen ist. Sie liegt in der 
Regel bei 20 Prozent des Bruttohonorars. - Abschließend sei 
noch darauf hingewiesen, daß diese neue Honorarordnung im 
Verfügungs> und Mitteilungsblatt des Ministeriums für Kultur 
Nr. 1/1986 veröffentlicht worden ist. Nach § 7(3) der Schlußbe¬ 
stimmungen ab 1. April 1986 dürfen Vereinbarungen mit Bür¬ 
gern, die nicht Mitglieder oder Kandidaten des Schriftsteller- 
bzw. Journalistenverbandes sind, nur noch abgeschlossen wer¬ 
den, wenn die staatliche Zulassung vorgelegt wird. 

(H. Rick) 
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Aushändigung 
am Schalter 


(4/1986, S. 151) 


Postkunde: Wie aus Presseberichten zu entnehmen war, ist zu¬ 
sammen mit dem neuen Gesetz über das Post- und Fernmeide- 
wesen am 1. Mai 1986 auch eine neue Post-Anordnung in Kraft 
getreten. Trifft es zu, daß damit auch Änderungen bei der Aus¬ 
händigung von Postsendungen und Auszahlung von Geldbeträ¬ 
gen am Postschalter wirksam geworden sind? 

Mitarbeiter; Ja, das ist richtig. Der Kreis der Empfangsberech¬ 
tigten bei der Aushändigung am Schalter wurde mit der neuen 
Anordnung präzisiert. Die entsprechenden Bestimmungen sind 
im § 41 der Anordnung über den Postdienst - Post-Anordnun'g 
- vom 28. Februar 1986 (GBl. I S. 69) enthalten. Danach werden 
„Postsendungen und Beträge zu Post- und Zahlungsanweisun¬ 
gen an den Empfänger selbst oder den Postbevollmächtigten 
ausgehändigt oder ausgezahlt. Beträge zu postlagernden Post- 
und Zahlungsanweisungen werden nur dem Empfänger selbst 
ausgezahlt." 

Postkunde: Gilt das für alle Arten von Postsendungen? 
Mitarbeiter: Nein, diese Regelungen beziehen sich nur auf sol¬ 
che Postsendungen, für die die Deutsche Post im Schadensfall 
materiell verantwortlich ist. Konkret handelt es sich hierbei ne¬ 
ben Beträgen zu Post- und Zahlungsanweisungen um Pakete, 
Wirtschaftspakete, Einschreib- und Wertsendungen — also um 
Postsendungen, bei denen der Absender durch die Wahl der 
entsprechenden Sendungsart oder Zusatzleistung den Wunsch 
nach erhöhter Sicherheit bzw. nachweisbarer Aushändigung 
zum Ausdruck gebracht hat. Briefsendungen, Päckchen und 


Wirtschaftspäckchen ohne die Zusatzleistungen Einschreiben 
oder Wertangabe können - auch das ist in dem genannten Pa¬ 
ragraphen nachzulesen - nach wie vor dem ausgehändigt wer¬ 
den, der sie abfordert bzw. die Benachrichtigung vorlegt. 
Postkunde: Sie sagten „können ausgehändigt werden" - mit 
anderen Worten, die Post ist nicht zur Aushändigung an jeden 
Abfordernden verpflichtet? 

MitarbeKer: Wenn begründete Zweifel an der Rechtmäßigkeit 
dieses Verlangens bestehen , ist die Deutsche Post berechtigt, 
auch bei der Aushändigung solcher (bisher als gewöhnliche 
Postsendungen bezeichneten) Sendungen eine Legitimation 
des Empfängers zu verlangen. Dieses Recht ergibt sich aus § 61 
(Ausweispflicht) der Post-Anordnung und ist ebenfalls nicht 
neu; es dient dem Schutz vor einer möglicherweise ungerecht¬ 
fertigten Handlung. Daß wir davon nur in wirklich begründeten 
Ausnahmefällen Gebrauch machen, brauche ich wohl nicht be¬ 
sonders zu betonen. 

Postkunde: Aber bei der Aushändigung der von Ihnen zuerst 
genannten (nachzuweisenden) Postsendungen bzw. Geldbe¬ 
träge muß sich der Abholende - sofern er dem Mitarbeiter am 
Schalter nicht persönlich bekannt ist - doch wohl in jedem 
Falle legitimieren? 

Mitarbeiter: Ja, das ergibt sich aus dem Charakter dieser Sen¬ 
dungen, deren Empfang (bzw. Erhalt des Geldbetrages bei 
Post- und Zahlungsanweisungen) am Schalter durch Unter¬ 
schrift zu bestätigen ist. 

Postkunde: Lassen Sie mich noch einmal auf den von Ihnen zi¬ 
tierten § 41 zurückkommen. Sie sagten, daß die Postsendungen 
oder Beträge an den Empfänger selbst oder an den Postbevoll¬ 
mächtigten ausgehändigt oder ausgezahlt werden. Wenn ich in 
der Vergangenheit z. B. eine Postanweisung erhielt, hat meist 
meine Frau das Geld abgeholt, weil sie - im Gegensatz zu mir - 
auf dem Weg von der Arbeit unmittelbar bei einem Postamt 
vorbeikommt. Dazu brauchte sie bisher keine Vollmacht. Ist das 
jetzt nicht mehr möglich? 

Mitarbeiter: Doch, daran hat sich nichts geändert. Unter „Post- 
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Abteilungsleiter: Gegenstand unseres heutigen Gesprächs soll 
die Hauptbaugruppe „Erkehnungssystem" sein. Damit wollen 
wir gleichzeitig die Übersicht über die Hauptbaugruppen eines 
Industrieroboters abschließen. Zuvor jedoch noch einige grund¬ 
legende Betrachtungen: Kennzeichnend für die Tätigkeit eines 
Menschen ist, daß die von ihm auszuführenden Bewegungen 
der Verarbeitung von Sinneswahrnehmungen bedürfen. Bei un¬ 
seren weiteren Betrachtungen können wir davon ausgehen, 
daß für das „Erkennen" wichtiger Parameter des Handhabegu¬ 
tes, wie z. B. Form, Lage, Farbe und Oberflächenbeschaffen¬ 
heit, dem menschlichen Vorbild entsprechende Wirkprinzipien 
angewendet werden. Es sind Wirkprinzipien, bei denen Steuer¬ 
befehle für den Bewegungsmechanismus der Handhabeeinrich¬ 
tung von bestimmten aktuellen Eigenschaften des Handhabe¬ 
objektes oder seiner Umwelt abhängig sind. Technische Hilfs¬ 
einrichtungen, die diesen Ansprüchen genügen, d. h., die diese 
äktuellen Eigenschaften erfassen, auswerten und daraus Be¬ 
fehle für die Steuerung der Handhabeeinrichtung ableiten, wer¬ 
den „Erkennungssysteme" genannt. 

Stellenleiter: Aus dem bisher Gesagten ist zu entnehmen, daß 
sich die für Handhabeprozesse einsetzbaren Erkennungssy¬ 
steme auf biologische Vorbilder, besonders auf das des Men¬ 
schen, stützen. Wie ich aus der Fachliteratur weiß, wird der Ent¬ 
wicklungsstand der Industrieroboter dariach beurteilt, wie es 
gelingt, die dem Menschen eigenen Wahrnehmungsmöglich¬ 
keiten durch die Technik umzusetzen. 

Abteilungsleiter: Das ist richtig, nur wird die Technik bei aller 


zu erreichender Perfektion schwerlich das menschliche Verhal¬ 
ten so nachvollziehen können. Erkennungssysteme erfordern 
z. B. eine Entscheidungsebene, die das Zusammenwirken zwi¬ 
schen Signalerfassung und Steuerung des Industrieroboters 
koordiniert. Wird dabei ein Stand erreicht, wie er für Denkvor¬ 
gänge des Menschen annähernd spezifisch ist, so spricht man 
von Industrierobotern mit künstlicher Intelligenz. Wie wir früher 
bereits feststellen konnten, zählt man diese Roboter zur soge¬ 
nannten dritten Generation. Und diese befinden sich hinsicht¬ 
lich ihres technischen Entwicklungsniveaus und insbesondere 
hinsichtlich ihres Einsatzes noch in den Anfängen. Abschlie¬ 
ßend zu diesen allgemeinen Betrachtungen möchte ich darauf 
hinweisen, daß für das Gestalten von Erkennungssystemen zwi¬ 
schen Mensch und Maschine zwei wesentliche Unterschiede 
bestehen: Erstens ist der Mensch in seinen Wahrnehmungs¬ 
möglichkeiten vergleichsweise universell angelegt, während 
dies beim Industrieroboter weder möglich noch notwendig ist. 
Zweitens aber sind Industrieroboter im Gegensatz zum Men¬ 
schen auch dort nutzbar, wo aufgrund physiologischer Gege- 

Bild 23 Für Handhabungsaufgaben typische Eigenschaften des Handhabepro¬ 
zesses 
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bevollmächtigter" im Sinne des § 41 ist nicht nur der Inhaber ei¬ 
ner förmlichen Postvollmacht zu verstehen. .Bei der Aushändi¬ 
gung am Schalter" - so heißt es im § 44 der Post-Anordnung, 
der die Bestimmungen über Postvollmachten enthält - .gilt als 
Postvollmacht auch die Benachrichtigung bzw. die Post- oder 
Zahlungsanweisung, wenn der Familienname - zutreffenden¬ 
falls auch der Geburtsname - oder die Wohnanschrift des Vor¬ 
legers mit den Empfängerangaben auf der Postsendung über¬ 
einstimmt". Dies wird als vereinfachte Postvollmacht bezeich¬ 
net. 

Postkunde: Könnten Sie mir dies an einem Beispiel erläutern? 
Mitarbeiter: Bleiben wir gleich bei Ihnen. Sie heißen Hans-Joa¬ 
chim Riedel und wohnen hier in Potsdam, Bertolt-Brecht- 
Straße 13. Bei der Vorlage einer Postanweisung mit Ihrer An¬ 
schrift gilt diese gleichzeitig als (vereinfachte) Postvollmacht, 
wenn der Vorleger 

- entweder ebenfalls den Familiennamen Riedel trägt (bzw. 
dieser Name im Personalausweis als Geburtshame eingetra¬ 
gen ist) 

- oder ebenfalls in Potsdam, Bertolt-Brecht-Straße 13, wohnt. 
Sie haben also die Möglichkeit, ohne weitere Formalitäten ne¬ 
ben Ihren Familienangehörigen auch einen anderen Hausbe¬ 
wohner Ihres Vertrauens durch Übergabe des Anweisungsfor¬ 
mulars zur Abholung Ihres Geldbetrages zu bevollmächtigen. 
Das gilt analog für die Übergabe einer Benachrichtigung zu ei¬ 
ner Paket-, Wert- oder Einschreibsendung. 

Postkunde: Könnte ich damit auch meine Tochter beauftragen, 
wenn sie einmal ein paar Tage bei uns zu Besuch weilt? Sie ist 
verheiratet und heißt jetzt Winkler, aber natürlich ist ihr Ge¬ 
burtsname Riedel im Ausweis eingetragen. Allerdings hat sie 
ihren ständigen Wohnsitz in Rathenow. 

Mitarbeiter: Das tut nichts zur Sache; der Geburtsname Riedel 
berechtigt sie bei Vorlage der an Sie gerichteten Post- oder 
Zahlungsanweisung bzw. Benachrichtigung zur Empfangnahme 
Ihrer Sendung. 

Postkunde: Das halte ich für eine wirklich unbürokratische Re¬ 


gelung, die bei Wahrung der gebotenen Sicherheit den Belan¬ 
gen der Bürger weitgehend entgegenkommt. 

Mitarbeiter: Apropos Sicherheit - eine Einschränkung muß ich 
der Vollständigkeit halber noch hinzufügen: Die vereinfachte 
Postvollmacht berechtigt nicht zum Empfang von Beträgen zu 
Post- und Zahlungsanweisungen über 500 Mark, von Postsen¬ 
dungen mit einer Wertangabe über 500 Mark und - das ergibt 
sich schon aus der Bezeichnung - auch nicht zum Empfang von 
Postsendungen mit der Zusatzleistung Eigenhändige Aushändi¬ 
gung. Will der Empfänger derartige Sendungen von jemandem 
anderen abholen lassen, so bedarf es dazu einer förmlichen 
Postvollmacht, die er sich bei seinem zuständigen Zustellpost¬ 
amt ausstellen lassen ^uß. 

Postkunde: Das leuchtet mir ein, diese Betragsgrenze ist ja 
z. B. aus dem freizügigen Scheckverkehr hinreichend bekannt. 
Außerdem erhält man solche Sendungen auch nicht alle Tage. 
Besteht denn überhaupt die Notwendigkeit der Ausstellung 
förmlicher Postvollmachten für Bürger? Die von Ihnen geschil¬ 
derten Regelungen der vereinfachten Postvollmacht entspre¬ 
chen doch nahezu allen Gegebenheiten. 

Mitarbeiter: Die große Masse der bestehenden Beziehungen 
zwischen den Bürgern wird zweifellos von den Kriterien der ver¬ 
einfachten Postvollmacht erfaßt. Dennoch gibt es Fälle, wo 
diese Kriterien - die im Interesse der Überschaubarkeit und 
einfachen Handhabung klar und eindeutig gehalten werden 
mußten - nicht zutreffen. Denken sie beispielsweise an einen 
gehbehinderten Bürger ohne Angehörige, der seine täglichen 
Besorgungen im Rahmen der Nachbarschaftshilfe oder der Be¬ 
treuung durch die Volkssolidarität von jemandem ausführen 
läßt, der ein paar Häuser weiter wohnt. Dann ist die Überein¬ 
stimmung der Wohnanschrift nicht gegeben, und es wird eine 
förmliche Postvollmacht erforderlich. Diese ist im übrigen nicht 
personengebunden, sondern kann vom Vollmachtgeber jeweils 
einer Person seines Vertrauens übergeben werden. Ihre Aus¬ 
stellung erfordert also auch nur einen einmaligen geringen Auf¬ 
wand und ist selbstverständlich gebührenfrei. (D. Heinrich) 


benheiten ein direkter Einsatz des Menschen nicht oder nur 
zum Teil vertretbar bzw. möglich ist. Erkennungssysteme haben 
- wie wir wissen - die Aufgabe, aus der Bewertung erfaßter Ei¬ 
genschaften des Arbeitsraumes einer Handhabeeinrichtung 
bzw. eines Handhabeobjektes selbst Entscheidungen für den 
weiteren Ablauf des Handhabeprozesses zu treffen. Diese für 
Erkennungsaufgaben typischen Eigenschaften eines Handhabe¬ 
prozesses zeigt das Bild 23. Wir sehen, daß sowohl die Eigen¬ 
schaften im Arbeitsraum als auch die der Handhabeeinrichtung 
von Bedeutung sind. Darüber hinaus werden Umwelteigen¬ 
schaften, funktionsgewährleistende und funktionsmindernde 
Eigenschaften mit betrachtet. 

Stellenleiter: Ich habe gehört, daß man Handhabeeinrichtun¬ 
gen, die über ein Erkennungssystem verfügen, als sensorge¬ 
führte Einrichtungen bezeichnet, wobei Sensoren der Signaler¬ 
fassung dienen und Bestandteil des Erkennungssystems sind. 
Abteilungsleiter: Zur technischen Umsetzung von Erkennungs¬ 
vorgängen wird das im Bild 24 gezeigte allgemeine Wirkprinzip 
angewandt. Dabei wird durch einen Sender in den Arbeitsraum 
der Handhabeeinr^tung Energie mit bekannten Eigenschaften 
ausgestrahlt. Bestihimte dieser bekannten Eigenschaften wer- 
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den durch die zu erkennenden Eigenschaften gesetzmäßigen 
Veränderungen unterzogen. Die auf diese Weise zum Informa¬ 
tionsträger gewordene Energie wird durch einen Empfänger er¬ 
faßt und der Auswerteeinheit zugeleitet. Die Auswertung ge¬ 
schieht durch Vergleich der ankommenden Informationen mit 
den gespeicherten Informationen. Danach wird die steuerungs¬ 
gerecht aufbereitete Information über die Eigenschaften des 
Handhabeobjektes an die Robotersteuerung zur Umsetzung 
weitergeleitet. An dieser Stelle sei auf einen inhaltlichen Wan¬ 
del des Sensorbegriffs hingewiesen. Wurde der Sensor bisher 
vorrangig zum Erfassen von eindimensionalen Größen, wie 
Länge, Masse, Zeit, Temperatur eingesetzt, so hat es die Mikro¬ 
elektronik ermöglicht, Sensoren auch zum Erfassen mehrdi¬ 
mensionaler Größen, wie Volumen, Spannung, Geräusche so¬ 
wie zu Bild- und Körperanalysen einzusetzen. Die sich in den 
letzten Jahren vollzogene Entwicklung hat zu einer umfangrei¬ 
chen Palette unterschiedlicher Sensortypen geführt. In der Lite¬ 
ratur finden wir Begriffe, wie Längen-, Masse- oder Tempera¬ 
tursensoren sowie akustische, visuelle und taktile Sensoren, 
aber auch Sicherheits-, Warn- und Überwachungssensoren. 
Alle Sensorenarten tragen wesentlich dazu bei, neue Einsatz¬ 
möglichkeiten für Industrieroboter in allen Bereichen unserer 
Volkswirtschaft zu erschließen sowie deren Flexibilität zu erhö¬ 
hen. Mit dem Einsatz von Sensoren (in Robotern der zweiten 
Generation) wurde es noch besser möglich, Menschen von kör¬ 
perlich schwerer und monotoner Arbeit zu befreien. Darüber 
hinaus wird eine Erhöhung der Qualität und Sicherheit erreicht, 
die durch manuelle Tätigkeit nicht zu erzielen gewesen wäre. 
Die durch Sensoren erreichbare höhere Flexibilität der Indu¬ 
strieroboter führt weiterhin zu einer Kostensenkung beim Ein¬ 
satz von peripheren Geräten, z. B. durch Einsparung von Spei¬ 
chereinrichtungen mit einem hohen Automatisierungsgrad, Pa¬ 
letten und weiteren Hilfseinrichtungen, einschließlich der dafür 
erforderlichen Steuerung. Die Tatsache, daß die Kosten für pe¬ 
riphere Einrichtungen oft über denen des Roboters selbst lie¬ 
gen, zeigt auch aus dieser Sicht die Notwendigkeit des Einsat¬ 
zes von Sensoren. (H.-J. Pohl) 
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Am 1. Mai 1986 ist das Gesetz vom 29. November 1985 über das 
Post- und Fernmeldewesen in Kraft getreten und gleichzeitig 
alle auf ihm beruhenden Anordnungen. Eine davon ist die An¬ 
ordnung vom 28. Februar 1986 über den Postdienst - Post-An¬ 
ordnung - {GBl. I Nr. 8 S. 69). 

Warum wurde eine neue Anordnung über den Postdienst 
erlassen, und wodurch unterscheidet sie sich 
von der Postordnung von 19747 

Einfachster Grund für die Herausgabe einer Neufassung (und 
nicht einer Änderungsanordnung) war, daß das Gesetz vom 
3. April 1959 über das Post- und Fernmeldewesen, aufgrund 
dessen die Postordnung von 1974 erlassen wurde, am 30. April 
1986 außer Kraft trat. Somit war es schon wegen der Rechtssy¬ 
stematik notwendig, eine Neufassung der Anordnung über den 
Postdienst zu erarbeiten. Außerdem waren inzwischen so viele 
inhaltliche Änderungen notwendig geworden, daß eine Ände¬ 
rungsanordnung zu umfangreich geworden und damit die Über¬ 
sichtlichkeit der Rechtsvorschrift verlorengegangen wäre. 

Das neue Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen enthält 
verschiedene Regelungen, die bisher Gegenstand der Anord¬ 
nung waren. Daraus ergaben sich verschiedene Änderungen 
ebenso wie dadurch, daß seit 1974 auch einige andere Rechts¬ 
vorschriften, auf die in der Post-Anordnung Bezug genommen 
wird, neu herausgegeben wurden (z. B. Giftgesetz, Zahlungs¬ 
verkehrs-Verordnung, Anordnung über den Transport radioakti¬ 
ver Stoffe). Durch das neue Gesetz über das Post- und Fernmel¬ 
dewesen sind jetzt u. a. die Herausgabe der Postwertzeichen 
der Deutschen Demokratischen Republik durch den Minister 
für Post- und Fernmeldewesen, der Tatbestand und die Rechts¬ 
folgen einer Gebührenhinterziehung sowie die Ersatztatbe¬ 
stände im Postverkehr und einige andere Sachverhalte zur ma¬ 
teriellen Verantwortlichkeit der Deutschen Post geregelt. Aus¬ 
schlaggebend - und zwar nicht nur für die Ausgestaltung der 
Folgebestimmungen zum Gesetz über das Post- und Fernmel¬ 
dewesen, sondern vor allem für ihre Anwendung und für die 
Leitung und Organisierung der Betriebs- und Verkehrsprozesse 
zur Postversorgung der Bürger, Betriebe und Staatsorgane — 
ist jedoch die im § 11 Abs. 2 des Gesetzes über das Post- und 
Fernmeldewesen festgelegte Rechtspflicht der Deutschen 
Post, hochwertige Leistungen zu erbringen und das Leistungs¬ 
angebot sowie die Leistungsfähigkeit nach den Anforderungen 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft zu sichern und zu 
verbessern. 

Viele der im Vergleich zur Postordnung von 1974 neuen Rege¬ 
lungen in der Post-Anordnung haben ihre Ursache in den Erfor¬ 
dernissen, die sich aus der künftig z. T. automatisierten Briefbe¬ 
arbeitung ergeben. Mit der zu diesem Zweck einzusetzenden 
Technik (Aufstellanlagen, Stempelmaschinen, Briefverteilauto¬ 
maten, Abbindemaschinen) können nur Briefsendungen bear¬ 
beitet werden, die hinsichtlich der Abmessungen, der Dicke, 
des Verschlusses der Anschriftgestaltung, der Lesezone und 
der Freimachung den technischen Parametern entsprechen. 
Deswegen enthalten die Paragraphen über Anschrift, Außen¬ 
seite und Verschluß entsprechende detaillierte Festlegungen. 
Außerdem wurden die Normalsendungen definiert, wobei 


ebenso wie bei den neuerdings festgelegen Höchstmaßen für 
Briefsendungen und den Anforderungen an Fensterbriefum¬ 
schläge die im Vertragswerk des Weltpostvereins hierzu bereits 
getroffenen Regelungen weitestgehend übernommen wurden. 
Die im Rahmen des RGW erarbeiteten Standards bilden die 
Grundlage für die zu überarbeitenden DDR-Standards für Post¬ 
karten, Briefblätter und Briefumschläge. Auf weitere Einzelhei¬ 
ten dazu wird hier nicht eingegangen, weil zu diesem Thema 
spezielle Veröffentlichungen auch in dieser Zeitschrift erschie¬ 
nen sind oder noch erscheinen werden. 

In Erkenntnis dessen, daß die Beschaffenheit der Hausbriefkä¬ 
sten wesentlich das Niveau der Postversorg.ung der Bürger, die 
Sicherheit der eingelegten Postsendungen und damit die Ver¬ 
lustsituation beeinflußt, ist den Vorschriften über die Ausstat¬ 
tung der Wohnhäuser mit Hausbriefkästen und deren ord¬ 
nungsgemäßer Beschaffenheit bei der Erarbeitung der Post-An¬ 
ordnung große Bedeutung beigemessen worden. Die getroffe¬ 
nen Regelungen gewährleisten^- daß bei exakter Anwendung 
und guter Zusammenarbeit zwischen den Projektanten und der 
Deutschen Post Wohnungsneubauten mit ordnungsgemäßen 
Hausbriefkästen ausgestattet werden. Bei der Größe des von 
der Partei der Arbeiterklasse beschlossenen und bis 1990 und 
darüber hinaus weitergeführten Wohnungsbauprogramms ist 
damit gesichert, daß auf diesem Gebiet zumindest keine neuen 
Probleme auftreten können. Die in den letzten Jahren errichte¬ 
ten Wohnungsneubauten sind in großem Umfang mit standar¬ 
disierten Hausbriefkästen aus Stahl ausgestattet, so daß dort 
auch kaum Unregelmäßigkeiten oder gar Verluste auftreten. 
Für die Rechtsträger, Eigentümer und Verfügungsberechtigten 
älterer mehrgeschossiger Wohnhäuser, die mit nicht standardi¬ 
sierten Hausbriefkästen versehen sind, können die in der Post- 
Anordnung zur Beschaffenheit der Hausbriefkästen getroffe¬ 
nen Festlegungen Richtschnur für notwendige und möglichst 
schnell vorzunehmende Änderungen sein. Dabei sollten ihnen 
die örtlichen Postdienststellen beratend zur Seite stehen, aber 
auch nachdrücklich fordern, daß entsprechende Maßnahmen 
eingeleitet werden. LetztendKch geht es um eine gute Postver¬ 
sorgung der Bürger, für die Voraussetzungen zu schaffen die 
Vermieter sich ebenso verantwortlich fühlen sollten wie für den 
ordnungsgemäßen Zustand der Wohnungen. 

Die Aushändigung möglichst vieler Postsendungen über Haus¬ 
briefkästen und Zustellanlagen ist nach wie vor die rationellste 
und für die berufstätigen Bürger günstigste Form. Die mit der 
Postordnung von 1974 rechtlich geregelten Aushändigungsver¬ 
fahren haben sich im Prinzip bewährt und wurden deshalb im 
wesentlichen beibehalten. Allerdings wurden die in der Praxis 
gesammelten Erfahrungen auf diesem Gebiet und auch die ver¬ 
einzelt - besonders in Großstädten - aufgetretenen Probleme 
beim Erarbeiten der Neufassung der Anordnung über den Post¬ 
dienst gebührend berücksichtigt. So hatte sich gezeigt, daß auf 
der einen Seite die weitreichende Freizügigkeit bei der Aushän 
digung an andere als den genannten Empfänger nicht voll in 
Anspruch genommen wurde, auf der anderen Seite aber auch 
Unredlichkeiten vorkamen. Obwohl es die Aushändigungsbe¬ 
stimmungen gestatteten, daß jedermann, der eine Benachrich¬ 
tigung oder Post-/Zahlungsanweisung vorlegt, die Postsendung 
oder den Betrag am Schalter in Empfang nehmen kann, stellte 
sich heraus, daß doch meist Angehörige oder Hausbewohner 
postalische Belange für den verhinderten oder anwesenden 
Empfänger erledigten. Diese Tatsache und die Notwendigkeit, 
Verluste und andere Schäden zu verhüten oder zumindest in ih¬ 
ren Auswirkungen gering zu halten, waren Veranlassung dazu. 
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die Bestimmungen über die Aushändigung am Schalter zu mo¬ 
difizieren. Die neuen Regelungen mußten sowohl eine höhere 
Sicherheit gegen den Mißbrauch der doch im Interesse der be¬ 
rufstätigen Bürger getroffenen großzügigen Regelungen brin¬ 
gen als auch verwandtschaftliche Unterstützung und Nachbar¬ 
schaftshilfe im notwendigen Maß ermöglichen und außerdem 
sowohl für die Bürger als auch für die Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post überschaubar und verständlich sein. Dieses Ziel 
wurde erreicht: Empfangsberechtigt ist am Schalter der Emp¬ 
fänger selbst oder sein Postbevollmächtigter, wobei hierbei 
unterschieden wird zwischen der eigentlichen Postvollmacht 
(Vordruck de,r Deutschen Post) und der neu eingeführten ver¬ 
einfachten Postvollmacht. Als vereinfachte Postvollmacht gilt 
die Benachrichtigung oder die Post-/Zahlungsanweisung, so¬ 
fern sie von einem Bürger mit eigenem Personaldokument vor¬ 
gelegt wird, der entweder den gleichen Familiennamen (zutref¬ 
fendenfalls auch Geburtsnamen) trägt oder die gleiche Wohn¬ 
anschrift wie der Empfängei' hat. Das ist durch Vergleich der 
Empfängerangaben auf der Postsendung mit den Angaben im 
Personäldokument leicht festzustellen. Die vereinfachte Post¬ 
vollmacht berechtigt zwar nicht zum Empfang von Postsendun¬ 
gen mit einör Wertangabe über 500 M und Beträgen zur Post- 
und Zahlungsanweisung über 500 M (selbstverständlich auch 
nicht von Postsendungen mit dem Vermerk „eigenhändig"), je¬ 
doch sollte sie für den Norrnalfall ausreichend sein. Auch tse- 
steht eine Übereinstimmung mit der Betragsgrenze im freizügi¬ 
gen Scheckverkehr. Empfänger, für die diese Regelungen nicht 
ausreichend sind, können Postvollmacht erteilen. Das empfiehlt 
sich immer bei Bürgern, die der Unterstützung bedürfen oder 
häufig abwesend sind und dabei nicht auf Bürger gleichen Na¬ 
mens oder Bewohner desselben Hauses zurückgreifen können. 
Im Zusammenhang mit der Aushändigung ist auch die Verlän¬ 
gerung der Lagerfrist von 10 Tagen auf 15 T^ge beachtlich, mit 
der in gewissem Umfang auch dem verlängerten Grundurlaub 
entsprochen wird. Schließlich sei noch darauf hingewiesen, 
daß in der neuen Post-Anordnung die Aushändigung an der 
Wohnung oder in den Geschäftsräumen, die doch einen größe¬ 
ren Umfang erreichte als in den siebziger Jahren für die Zu¬ 
kunft angenommen wurde, exakter geregelt ist. Neu in die 
Post-Anordnung aufgenommen wurde die Aushändigung an 
Empfänger auf Campingplätzen, in Kleingartenanlagen sowie in 
Wochenend- und Feriensiedlungen. Hier besteht ein unmittel¬ 
barer Zusammenhang mit der bereits erwähnten Rechtspflicht 
der Deutschen Post zum Erbringen hochwertiger Leistungen. 
Infolge der ständigen Erhöhung des Volkswohlstandes nimmt 
die Zahl der Bürger zu, die sich in einem Kleingarten erholen 
und entspannen und während der schönen Jahreszeit auch dort 
wohnen. Sie müssen also auch dort postalisch - und zwar mög¬ 
lichst rationell - versorgt werden. Deswegen wird in der Post- 
Anordnung auf Zustellanlagen oder die Vereinbarung anderer 
zweckmäßiger Regelungen orientiert. 

Wenn bereits erwähnt wurde, daß mit Hilfe der neuen Rechts¬ 
vorschrift auch Ordnung und Sicherheit im Postverkehr erhöht 
und Verlustursachen oder begünstigende Bedingungen besei¬ 
tigt werden sollen, dann gilt das natürlich nicht nur für die Aus¬ 
händigung. Möglichkeiten dazu bestehen auch in der zweckmä¬ 
ßigen Inanspruchnahme des umfangreichen Leistungsange¬ 
bots der Deutschen Post (Sendungsarten, Zusatzleistungen), 
der Einhaltung der Versendungsbedingungen (z. B. zweckent- 

Wertbrtefum«chlag, käuflich bei der DP 
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sprechende, ausreichende Verpackung), gut geführten Unterla¬ 
gen (z. B. Einlieferungslisten für Selbstbucher) und im Verzicht 
auf Inhaltsangaben auf der Außenseite von Brief- und Kleingut¬ 
sendungen. 

Letztere sind seit 1. Mai 1986 unzulässig. Wenn die Einliefe¬ 
rungslisten mangelhaft ausgefertigt wurden oder die Eintragun¬ 
gen nicht mit den Angaben auf den Wirtschaftspaketen über¬ 
einstimmen, kann die Annahme der Tageseinlieferung künftig 
abgelehnt werden. Die in diesem Zusammenhang wesentlich¬ 
ste Maßnahmen ist zweifellos die Pflicht zur Inanspruchnahme 
der Zusatzleistung Wertangabe bei der Beförderung von Ge¬ 
denkmünzen, Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen sowie Er¬ 
zeugnissen daraus in Postsendungen. Die in der Vergangenheit 
aufgetretenen bedauerlichen Verluste, für die oft wegen der 
vom Absender in Unkenntnis gewählten unzweckmäßigen Ver¬ 
sandart (Einschreiben) ein nicht einmal annähernd angemes¬ 
sener Ersatzbetrag gezahlt werden konnte, und die Notwendig¬ 
keit, den Verlust von Edelmetallen usw. überhaupt zu verhüten, 
haben zu dieser Neuregelung geführt. Zwar ist es für den Ab¬ 
sender aufwendiger, eine ordnungsgemäße Wertsendung zur 
Einlieferung vorzubereiten, doch wird damit jetzt die höchst¬ 
mögliche Sicherheit erreicht. Die Zusatzleistung Wertangabe 
empfiehlt sich deswegen auch für den Versand wichtiger Doku¬ 
mente (Urkunden, Diplomarbeiten o. dgl.). Wenn der Wert 500 
M und das Gewicht 500 g nicht übersteigen, kann die Sen¬ 
dungsart Brief gewählt und braucht dieser nicht versiegelt zu 
werden. Als Verpackungsmittel für Briefe mit der Zusatzlei¬ 
stung Wertangabe bietet die Deutsche Post Wertbriefum¬ 
schläge zum Stückpreis von 0,10 M an. 

Ohne hier auf sämtliche Neuregelungen eingehen zu wollen, sei 
noch folgendes erwähnt: 

- In der Anschrift von Postsendungen und auf den Namens¬ 
schildern der Hausbriefkästen ist die Wohnungsnummer zu 
vermerken, damit die Zusteller - hauptsächlich die Tele¬ 
gramm- und Eilzusteller - eine Orientierungshilfe haben. 

- Die besonderen Bestimmungen über Verpackung und Ver¬ 
schluß von Postsendungen mit der Zusatzleistung Wertan¬ 
gabe wurden etwas erweitert und zusammenhängend in den 
Paragraphen über die Wertangabe aufgenommen, wodurch 
eine größere Übersichtlichkeit eintrat. 

- Als Drucksachen sind auch keine EDV-Drucke und Aus¬ 
drucke von Schreibautomaten zugelassen. 

- Es können wieder mehrere Pakete - höchstens fünf - mit ei¬ 
ner Paketkarte eingeliefert werden. 

- Auf Zahlkarten und Einzahlungsaufträgen (auch zu Nachnah¬ 
mesendungen) muß der codierte Zahlungsgrund angegeben 
sein. 


Schwerpunkte bei der Durchsetzung 
der neuen Post-Anordnung 

1. Die urnfassende Schulung aller Mitarbeiter des Post- und Zei¬ 
tungswesens ist sofort einzuleiten. Besonders die Mitarbeiter 
an den Schaltern und in anderen Dienststellen, wo Auskünfte 
erteilt werden, müssen in der Lage sein, die Bürger zweckdien¬ 
lich zu beraten. Da es keinen Haftungsausschluß für unrichtig 
erteilte Auskünfte mehr gibt, können fehlerhafte Auskünfte 
schwerwiegende - auch materielle - Folgen haben. Das Ge¬ 
setzblatt I Nr. 8 hat an einem Schalter zur Einsichtnahme bereit¬ 
zuliegen, und die dort arbeitenden Mitarbeiter sollen sich ver¬ 
pflichtet fühlen, seinen Inhalt zu kennen. 

2. Die Neuregelungen zur Erhöhung von Ordnung und Sicher¬ 
heit werden ohne Übergangsfrist sofort wirksam. Das betrifft 
den Ausschluß von der Postbeförderung, wenn nicht die vorge¬ 
schriebene Sendungsart oder Zusatzleistung verlangt wird oder 
wenn sich Inhaltsangaben auf der Außenseite von Brief- und 
Kieingutsendungen befinden, und die modifizierte Regelung 
über die Aushändigung am Schalter oder an der Wohnung/ in 
den Geschäftsräumen. 

3. Der Freimachungszwang ist durchzusetzen. Nicht oder unzu¬ 
reichend freigemachte Postsendungen sind beim Einlieferungs¬ 
postamt zu ermitteln und entsprechend weiterzubehandeln. 

4. Die Pflicht zur Beratung und zur kameradschaftlichen Zusam¬ 
menarbeit besteht auch gegenüber Betrieben und Staatsorga- 

(Fortsetzung s. S. 160L 
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Zehn Jahre FFS-Anlagenbau 
beim Funkamt Erfurt 

Von Amtmann Ing. ROLAND SCHMIDT, Leiter der Vorfertigung 
beim FFS-Anlagenbau des FuA Erfurt 


Der Anlagenbau für Fernseh-Füll-Sender (FFS) wurde 1975 als 
eine produzierende Dienststelle des Funkwesens beim FuA Er¬ 
furt gebildet. Sein Aufgabenbereich umfaßt die Rekonstruktion, 
Erweiterung sowie Errichtung unbemannter Funkanlagen der 
Deutschen Post. Aufgaben dieser Art wurden zuvor von der 
PGH Television in Bleicherode ausgeführt. Mit Übernahme der 
Produktionsmittel dieser PGH und ihrer Verlagerung nach Erfurt 
war der Gründungsakt vollzogen. 

Zunächst galt es nun, Mitarbeiter aus den Reihen des Funkam¬ 
tes für die neue Aufgabe zu gewinnen und tiiese zu befähigen, 
den an sie gestellten Anforderungen gerecht zu werden. Zu¬ 
gleich mußte eine entsprechende Produktionsstätte ausgebaut 
werden. Die Mitarbeiter rekrutierten sich aus dem Pflege- und 
Wartungsdienst für Fernsehhilfsstationen, waren also im Stahl¬ 
bau noch unerfahren. Dennoch machten sie wahr, was anfangs 
für unmöglich gehalten wurde: Im Verein mit betriebsfremden 
Nachauftragnehmern konnten bereits 1975 Bau- und Montage¬ 
leistungen im FFS-Programm in Höhe von 330 TM erbracht wer¬ 
den. 

Im gleichen Zeitraum entstand im Raum Erfurt eine Produk¬ 
tionsstätte für die künftige Vorproduktion von Montageteilen. 
Ein kleiner Stamm von Mitarbeitern war damit beschäftigt, 
durch Um- und Ausbau in Eigenleistung ein landwirtschaftli¬ 
ches Objekt entsprechend umzufunktionieren. Die Leitung des 
Anlagenbaues befand sich in Rudolstadt. Dort arbeiteten auch 
die Montagebauleitung, die Verwaltung und die HF-Meßwerk- 
statt. Ein Montagetrupp mit Schwerpunkt Zittauer Gebirge und 
Erzgebirge hatte seinen Sitz in Löbau. Der Montagetrupp für 
den Schwerpunkt Thüringer Wald und Harz sowie die im Bau 
befindliche Produktionsstätte für Vorproduktion lagen in Erfurt. 
Während in Rudolstadt und Löbau bereits geordnete Arbeitsbe¬ 
dingungen herrschten, mußte in Erfurt noch improvisiert wer¬ 
den. 1976 nahm dort der erste Bauabschnitt zügig seinen Fort¬ 
gang. Die ausbaufähige Altbausubstanz wurde zur Stahlbau¬ 
werkstatt mit dazugehörigen sozialen und sanitären Einrichtun¬ 
gen umgebaut. Die Planaufgaben in Höhe von 350 TM er¬ 
brachte - wiederum mit Unterstützung durch Nachauftragneh¬ 
mer - im wesentlichen aber der Trupp Löbau. 

1977 stabilisierte sich die Lage beim Anlagenbau, und die Werk¬ 


statt nahm die Vorproduktion der benötigten Montageteile auf. 
Mit dem Abschluß der Um- und Ausbauarbeiten der ersten 
Baustufe griff auch der Montagetrupp Erfurt stärker in das Plan¬ 
geschehen ein, wodurch sich die Jahresleistung auf 570 TM In¬ 
dustrielle Warenproduktion erhöhte. Das Kollektiv der Anlagen¬ 
bauer wurde am Vorabend des 1. Mai im gleichen Jahr für die 
erbrachten Leistungen mit dem Orden „Banner der Arbeit", 
Stufe II, ausgezeichnet. 

In den darauffolgenden Jahren bis 1981 blieb die Organisa¬ 
tionsform des Anlagenbaues unverändert. Was sich aber än¬ 
derte, war die Leistungsfähigkeit des gesamten Kollektivs: Im¬ 
mer besser wurden die technologischen Prozesse in der Vorfer¬ 
tigung sowie im Montageablauf beherrscht. Eine besondere 
Rolle spielte dabei das Neuererwesen. 

Als im Jahr 1978 die bis dahin gebräuchliche massive Steinka¬ 
bine durch eine neuartige Containerkabine abgelöst wurde, 
stellte sich das Problem des Transports und der Montage sol¬ 
cher 1000-kg-Container. Die oft sehr schwer zugänglichen Sen¬ 
der-Standorte in recht unwegsamem Gelände zwangen zu einer 



Anlagenbau Erfurt, Richtfest Dezember 1979 


Anlagenbau Erfurt, 1984 
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Abseilen des Containers mit Fahr¬ 
schemel 



Containerfahrschemel im Einsatz 



Be- und Entladegeschirr Container/W 50 (Entladung): (5 Aufn. FuA Erfurt) 



radikalen Lösung des Problems, und die Neuerer waren gefor¬ 
dert! So entstand ein Raduntersatz, der es ermöglichte, die 
Container mit einem Traktor von einem nahen Stützpunkt zum 
Standort der Anlage zu transportieren und ihn dann mit Hand¬ 
hebezeugen sicher auf das Fundament abzusetzen. Der jährli¬ 
che Nutzen belief sich bei zehn Containern auf rd. 14 TM, und 
wir waren unabhängig von fremder Technik. 

1979 galt es, ein 500 kg schweres Rohr von 10 m Länge in den 


60 m hohen Antennenträger des FFS Göhren einzubauen. Als 
Montagehilfsmittel war ein Hubschrauber vorgesehen. Der Ko¬ 
stenaufwand von 25 TM war uns jedoch zu hoch. Die Neuerer 
des Anlagenbaues erdachten eine alternative Technologie, und 
das Rohr wurde mit eigenen Kräften unter Verwendung von 
Handhebezeugen montiert. Diese Technologie bewährte sich 
gut, so daß seither beim Anlagenbau alle Rohraufsätze nach 
diesem Verfahren eingebaut werden. 

1980 entstand das Konzept „Ratio 80" - eine rationelle Trans¬ 
porttechnologie, deren Kernstück ein vielseitig umrüstbarer Ein¬ 
achsanhänger für unseren Montagewagenn LO 3000 ist. Mit 
diesem Gerät lassen sich nach Bedarf die Montagewinde ein¬ 
schließlich Stromversorgung sowie eine Containerkabine oder 
Baumaterial zum Standort transportieren. 

Auch in den darauffolgenden Jahren waren die Neuerer nicht 
untätig. Gemeinsam mit den Ingenieuren des RFZ Berlin ent¬ 
stand im Rahmen einer überbetrieblichen Neuerervereinbarung 
eine Vorrichtung zum Ausrichten von schiefstehenden Anten¬ 
nenträgern. Der VEB Vorrichtungsbau Weißenfels war unser 
Partner beim Zustandekommen eines hydraulischen Scherkop¬ 
fes zum Lösen alter Nietverbindungen. Mit dieser Neuerung 
konnten Brandschutzrnaßnahmen, wie sie beim Brennschnei¬ 
den im Wald erforderlich sind, entfallen. Auch der Einsatz von 
technischem Gerät konnte erheblich verringert werden. Mit 
dem Einsatz eines Entladegeschirrs zur Selbstentladung von 
Containern vom geländegängigem W 50 am Standort entle¬ 
digte sich der Anlagenbau teurer Fremdleistungen und leistete 
einen wirksamen Beitrag zur Einsparung von Kraftstoff. Diese 
und viele kleine Neuererideen waren und sind der Schlüssel zur 
stetigen Leistungssteigerung beim Anlagenbau. 

Auch der Abschluß der Baumaßnahmen in Erfurt und der damit 
verbundene Umzug der Leitung ins neue Domizil verbesserte 
die Leitungstätigkeit und wirkte sich günstig auf die Leistungs¬ 
fähigkeit aus. Die Industrielle Warenproduktion betrug 1983 
1036 TM und lag damit erstmalig über der Millionengrenze. 
Diese Zahl konnte 1984 auf 1313 TM und 1985 auf 1440 TM IWP 
erhöht werden. Die Errichtung eines UKW-Kleinsenders in der 
Bezirksstadt Suhl im Sommer 1985 wurde zusätzlich zum Plan 
85 vom Kollektiv Anlagenbau in kürzester Zeit verwirklicht. In 
der Perspektive ist vorgesehen, Montageleistungen an Richt¬ 
funkantennen dem Anlagenbau des Funkamtes Erfurt als neues 
Aufgabengebiet zusätzlich zu übertragen. Pie kontinuierliche 
Aufwärtsentwicklung des Anlagenbaues fand neben anderen 
staatlichen Auszeichnungen in den zehn Jahren seines Beste¬ 
hens eine besondere Würdigung mit dem wiederholten Eintrag 
in das Ehrenbuch der Funkdirektion der Deutschen Post am 
7. Oktober 1985. 
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Döbelner Dialog mit dem Bürger 
macht umfassend Schule 


Wie es im Bezirk Leipzig damit weiterging 


ln dDP, Heft 1/1986, Seite 24, schrieb ich, daß in Auswertung 
der 10. Tagung des Zentralkomitees der SED im Bezirk Leipzig 
die Wettbewerbsinitiative „Meine Tat für unseren Staat" ins Le¬ 
ben gerufen wurde. Darin eingebunden hatte der BDP-Bereich 
Leipzig die Initiative „Die Erhöhung der Leistungsqualität - Im 
Dialog mit dem Bürger". Inzwischen liegen 350 Wortmeldungen 
von Postlerinnen und Postlern sowie Kollektiven - Verpflichtun¬ 
gen und Abrechnungen zu Ehren des XI. Parteitages der SED - 
bei uns vor. Als Tribüne des Erfahrungsaustausches nutzten wir 
von Juli 1985 bis Mai 1986 unsere Betriebszeitung „auf draht", 
Organ der BPO der BDP. Der Leiter der BDP, der Rat der Partei¬ 
sekretäre und der Bezirksvorstand der IG Transport- und Nach¬ 
richtenwesen sowie das Redaktionskollegium von „auf draht" 
setzten sich mit ganzer Kraft für die Verallgemeinerung dieser 
Wettbewerbsinitiativen ein. 

Schrittmacher im Dialog mit dem Bürger waren und sind die 
Mitarbeiter des Post- und Fernmeldeamtes Döbeln. Wie macht 
ihr Beispiel im BDP-Bereich Leipzig Schule? Vorausschicken 
möchte ich, daß sich die Verallgemeinerung dieser Wettbe¬ 
werbsinitiativen bzw. bewährter Elemente in den ausgewählten 
Bereichen Eilenburg, Geithain, Oschatz, Schmölln, in der Be¬ 
zirksstadt beim Hauptpostamt 3 und im Fernmeldeamt Leipzig 
bestätigt hat. Nach mehrmonatiger Erfahrung kann ict> ein¬ 
schätzen, daß unsere Mitarbeiter in der politisch-ideologischen 
Arbeit diese Initiative als bedeutenden Beitrag im sozialisti¬ 
schen Wettbewerb zur Durchsetzung der ökonomischen Strate¬ 
gie der Partei - insbesondere hinsichtlich der Qualität - ver¬ 
standen haben. Es ist das echte Bemühen unserer Mitarbeiter 
zu erkennen, im Urteil der Kunden positiv zu bestehen und für 
hohe Leistungsbereitschaft und fehlerfreie Arbeit Bestätigung 
als Ausdruck gewachsenen Vertrauens in der Öffentlichkeit zu 
finden. Wesentlicher Ausgangspunkt für das zufriedenstellende 
Lösen der Aufgaben, die uns Staat, Wirtschaft und Bevölke¬ 
rung stellen, ist die ständige, umfassende und aktuelle Kenntnis 
der Schwerpunkte im Verantwortungsbereich, die dann in einer 
effektiven Einheit operativer und konzeptioneller Arbeit gelöst 
werden müssen. Diese Informationen erhält man am objektiv¬ 
sten vom Nutzer unserer Leistungen, dem Bürger, auf dessen 
Befriedigung der Bedürfnisse unsere gesamte Arbeit ausgerich¬ 
tet ist. Inzwischen haben wir durch das Verallgemeinern des 
Döbelner Dialogs ein dichtgefächertes Informationssystem mit 
den Bürgern geschaffen, wodurch die Leiter der jeweiligen Äm¬ 
ter sehr schnell und vor allem objektiv über die bevölkerungs¬ 
wirksame Ausführung unserer Leistungen in Kenntnis gesetzt 
werden. Aus den innerbetrieblich angewiesenen Informations¬ 
beziehungen ergeben sich Maßnahmen, die sofort zum Beseiti¬ 


gen aufgetretener Mängel bzw. Beachten von Hinweisen füh¬ 
ren. 

Besonders hervorzuheben ist die von den SED-Kreisleitungen, 
Räten der Kreise und überhaupt den örtlichen Organen gege¬ 
bene Unterstützung in vielerlei Hinsicht bis zum Empfehlen des 
Verallgemeinerns des Dialogs mit dem Bürger auf andere 
Dienstleistungen. 

Des weiteren wurden mit dieser Initiative die Empfehlungen 
des Staatsrates der DDR „Zur Arbeit der örtlichen Volksvertre¬ 
tungen mit Eingaben der Bürger", die auch für die Deutsche 
Post volle Gültigkeit haben, mit Leben erfüllt. Positiv zu erwäh¬ 
nen ist, daß dabei ein Rückgang der Eingaben der Bürger, bei 
den zur Diskussion gestellten Leistungen der Münzerbeschädi¬ 
gungen sowie eine Erlössteigerung bei Einnahmen aus Mün¬ 
zern zu verzeichnen ist. Was kristallisierte sich aus den Antwor¬ 
ten der Bürger heraus? 

Die bisherige Erfahrung z. B. aus dem Kreis Geithain ist, daß 
die überwiegende Mehrzahl der Kunden zu Öffnungszeiten, 
Kundenbedienung, Ordnung, Sauberkeit und Zustellung positiv 
reagierte bzw. ihre Antworten mit Dank verbunden haben. Es 
bestätigt sich nach wie vor, daß unsere mit dem Prädikat „Aus¬ 
gezeichnete Qualität" abgerechneten TWK bür/gerfreundlich 
sind. Kritisch vermerken müssen wir, daß unsere Bürger nicht 
in jedem Fall mit der Funktionsfähigkeit und dem äußeren Zu¬ 
stand der Münzfernsprecher sowie den Wartezeiten bis zur 
Meldung des Fernamtes bzw. der Telegrammaufnahme einver¬ 
standen sind. Entsprechend den Forderungen in der „Direktive 
des XI. Parteitages der SED" müssen wir das Netz von öffentli¬ 
chen Münzern für den Selbstwählfernverkehr weiter ausbauen, 
die tägliche Funktionskontrplle gewissenhafter sichern sowie 
bei der Pflege und Wartung der Münzfernsprecher neue Wege 
beschreiten. Auch bei der vollen Bereitstellung von Presseer¬ 
zeugnissen gilt es Mängel zu beseitigen. 

Zur Verbesserung der Qualität der Fernsprechtelegrammauf¬ 
nahme gilt es, die vom Minister für Post- und Fernmeldewesen 
bestätigten Festlegungen konsequent durchzusetzen. Dazu gibt 
es exakte Festlegungen im Verantwortungsbereich. Auch über 
die Bezirksgrenze hinweg findet der Dialog volle Zustimmung. 
So teilte zum Beispiel der Leiter des PFA Bischofswerda mit: 
„Die bei Ihnen gesammelten Erfahrungen haben uns bei der 
Durchführung des Dialogs sehr geholfen. Dafür nochmals vie¬ 
len Dank". Wir werden in Auswertung der Materialien des 
XI. Parteitages der SED darüber diskutieren, diesen Dialog auf 
unseren gesamten Verantwortungsbereich auszudehnen. 
Direktor Peter Zaioudek, Stellvertreter des Leiters der BDP 
Leipzig 


Auch beim PFA Bischofswerda: Im Dialog mit dem Bürger 


Die Erfolge des PFA Döbeln im „Dialog mit dem Bürger" (s. 
dDP, Hefte 1/1985, S. 9, und 1/1986, S. 24) beeindruckten uns, 
und wir entschlossen uns, auch im Bereich des PFA Bischofs¬ 
werda den Dialog zu führen. Zunächst waren 1985 Vertreter des 
PFA Bischofswerda zum Erfahrungsaustausch beim PFA Dö¬ 
beln. In Vorbereitung auf den XI. Parteitag der SED konnten wir 
dann als erstes PFA im Bezirk Dresden am 15. Februar 1986 
nach umfangreichen Vorarbeiten mit dieser neuen Wettbe¬ 
werbsform an die Öffentlichkeit treten: Wir führten den Dialog 
mit dem Ziel der „Ständigen Erhöhung der Leistungsqualität im 
sozialistischen Nachrichtenwesen". 

In Ergänzung der Maßnahmen im PFA Döbeln haben wir nicht 
nur die PÄ und somit größere Orte einbezogen, sondern auch 
die Kreise Bischofswerda und Kamenz mit beiden Landberei¬ 
chen beteiligt (zwei LPÄ, 15 PÄ und 117 PSt.) Die Einbeziehung 
des Landbereiches hat sich als sehr günstig ausgewirkt, da der 


Kontakt zwischen PStV bzw. Zusteller zur Bevölkerung hier be¬ 
sonders eng ist. Aus dem Landbereich kommen ja im allgemei¬ 
nen nur wenige Informationen zu den PFÄ. Hier hat uns der Dia¬ 
log geholfen, aufschlußreiche und auch kritische Hinweise zu 
erhalten, die ansonsten unbekannt geblieben wären. Kompli¬ 
zierterer für uns war die Einbeziehung von zwei voneinander un¬ 
abhängigen Kreisen. Besonders die Öffentlichkeitsarbeit mit 
den Kreisredaktionen des Bezirksorgans „Sächsische Zeitung" 
mußte von der Amtsleitung gewissenhaft abgestimmt werden, 
als für beide Kreise am 15. Februar 1986 der offizielle „Start¬ 
schuß" gegeben wurde. 

Die 63 sozialistischen Kollektive haben sich in ihren Wettbe¬ 
werbsbeschlüssen nach umfassender Information anspruchs¬ 
volle Ziele gestellt. In allen öffentlichen Dienststellen der DP 
wird durch Aushänge für unser Anliegen geworben. In großen 
Orten wurden nach dem Döbelner Beispiel große Sichttafeln 
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I. Angaben znr Festslellung/Hinweis 
Ort: 

Datum: 

Uhrzeit: 

Angaben zu dem betreffenden Mitarbeiter: 


II. Bitte entspredienden SadiTerhalt/Hinweis 
ankreuzen 



i« 

nein 

Einhaltung der örtlidi festgelegten 
Öffnungszeiten postalischer Einrichtungen 

□ 

□ 

Freundliche und höfliche 

Kundenbedienung 

□ 

□ 

Ordnung und Sauberkeit postalischer 
Einrichtungen und Anlagen 

□ 

□ 

Betriebsfähigkeit der 
öffentlichen Münzfernsprecher 

□ 

□ 

Betriebsfähigkeit der 
Selbstbedienungsautomaten 

□ 

□ 

Ordnungsgemäfle Zustellung von Presse¬ 
erzeugnissen, Brief- und Kleingutsendungen 

□ 

□ 

Funktionstüchtigkeit des 

Fernsprechanschlusses 

□ 

□ 


Sonstige Hinweise 


Fragakarte, die von den Postkunden ausgefüllt werden soll. Auf der Anschrift¬ 
seite ist im Feld für die Briefmarke der Vermerk „Gebührenfrei“ eingedruckt. 
Links steht die Losung „Ständige Erhöhung der Leistungsqualität - im Dialog 
mit dem Bürger“. 


und speziell für den Dialog hergerichtete Briefkästen ange¬ 
bracht. Unmittelbar nach dem Beginn des Dialogs sind an 380 
Postkunden Fragebogen verschickt und Fragekarten (Bild) in 
den öffentlichen Dienststellen ausgelegt worden. Vom 15. Fe¬ 
bruar bis 10. März 1986 gingen bei uns 240 Karten mit viel¬ 
schichtigen, lobenden, aber auch kritischen Flinweisen ein. 106 
Karten beschäftigten sich mit günstigen Äußerungen zu den 
Leistungen der Deutschen Post. 33 Karten enthielten anerken¬ 
nende Äußerungen zu Mitarbeitern der Deutschen Post, wäh¬ 
rend 101 Karten Flinweise und Kritiken zu Problemen unserer 
Betriebsabläufe gaben. Weiterhin sind bis zum 10. März 1986 86 
Fragebogen zurückgekommen, in denen sich 46 Bürger bereit 
erklärten, an einem Kundenforum teilzunehmen. 

Wir sind der Meinung, daß wir beim „Dialog mit dem Bürger" 
auf dem richtigen Weg zur ständigen Verbesserung und Stabili¬ 
sierung der Leistungsqualität im Post- und Fernmeldewesen 
sind und mit ihm dazu beitragen, die Wertschätzung der Deut¬ 
schen Post im Territorium zu erhöhen und ihre Tätigkeiten im 
sozialistischen Nachrichtenwesen unter der Bevölkerung attrak¬ 
tiver darzustellen. Daher empfehlen wir auch anderen Ämtern, 
diesen Dialog zu führen und sich somit dem Döbelner Beispiel 
anzuschließen. 

Amtmann Erdmuthe Kohl, Abteilungsleiter Arbeit/Löhne beim 
PFA Bischofswerda 


Freizeit ist nicht nur arbeitsfreie Zeit! 


Von Rat Dipl.-Päd. FRITZ MENZ, Wohnheimleiter 
an der BS der FuDP, Königs Wusterhausen 


Die weitere Formung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft stellt uns Pädagogen unter anderem die Aufgabe, einen 
großen Teil der Freizeitbeschäftigung der Lehrlinge als Be¬ 
standteil der pädagogisch geführten außerunterrichtlichen Tä¬ 
tigkeit mit hoher erzieherischer Wirksamkeit zu organisieren. 
Dabei geht es um ideologische Einflußnahme und Entwicklung 
von Verantwortungsgefühl und Eigeninitiativen - bedeutsame 


Ziele auch der Berufsausbildung. Die Fleimordnung für Lehr¬ 
lingswohnheime vom 15. Mai 1985 soll dabei helfen, daß Päd¬ 
agogen zusammen mit den Organen der FDJ und des FDGB 
das sozialistische Gemeinschaftsleben entwickeln und eine 
sinnvolle Freizeitgestaltung und Erholung in unseren Lehrlings¬ 
wohnheimen sichern. 

In der Phase der Vorbereitung einer Auszeichnung des Lehr- 



Jugendfreunde des zweiten Lehrjah¬ 
res im Heimklub „Colabar“ 
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Die Jugendfreunde Grützmacher und Pusch bei Dreharbeiten der Amateurfil¬ 
mer 


lingswohnheimes der Betriebsschule der Funkdirektion mit dem 
Titel „Vorbildliches Lehrlingswohnheim" analysierte das Erzie¬ 
herkollektiv den Stand des sozialistischen Gemeinschaftsle¬ 
bens an dieser Einrichtung. Es kam u. a. zu folgender Schlußfol¬ 
gerung: Forderungen, die wir stellen, sind ganz normal für em 
kulturvolles Leben; sie betreffen Ordnung, Sauberkeit, Achtung 
des Menschen und Disziplin. Wir verlangen nicht mehr und 
nicht weniger, als daß Beziehungen, die unsere Lehrlinge zum 
gesellschaftlichen Eigentum, zur Arbeitsweise, zum Kollektiv 
und zum Freizeitverhalten eingehen, stets ästhetischen, morali¬ 
schen und ethischen Wertvorstellungen entsprechen. Weiter¬ 
hin wurde-festgestellt, daß wir uns wichtige erzieherische Po¬ 
tenzen vergeben, wenn wir die Organe der FDJ nicht als gleich¬ 
berechtigte Partner anerkennen. Nur mit der sozialistischen Ju¬ 
gendorganisation gemeinsam lassen sich Beziehungen zwi¬ 
schen den Erziehern und den Lehrlingen entwickeln, die auch 
von gemeinsamer Verantwortung und gegenseitiger Achtung 
getragen werden. Daher sind die Leitung unserer FDJ-Grundor- 
ganisation und das FDJ-Heimaktiv echte Partner und Ratgeber 
bei der Gestaltung der Freizeit unserer Lehrlinge. Das erkennt 
man aus der Meinung fäst aller Lehrlinge: In unserem Lehrlings- 
Wohnheim kann man sich wohlfühlen! 


Freizeit - was verstehen wir 
unter diesem Begriff? 

Freizeit ist einerseits die unterrichtsfreie Zeit, die der individuel¬ 
len Reproduktion und den persönlichen und kollektiven Interes¬ 
sen, andererseits aber'auch der Erfüllung gesellschaftlicher 
Aufträge, der Arbeit im Jugendverband sowie der wichtigsten 
Aufgabe, dem Prozeß des außerschulischen Lernens, dient. An 
unserer Betriebsschule garantiert das Erzieherkollektiv gemein¬ 
sam mit der „Kommission Lernarbeit" des FDJ-Heimaktivs alten 
Lehrlingen eine entsprechende Lernruhe im Wohnheim. Die 
gute Zusammenarbeit der Erzieher mit den Klassenleitern und 
den Lehrkräften des berufspraktischen Unterrichtes führt zu 
Lernkonferenzen, zu Patenschaften zwischen leistungsstarken 
und -schwachen Lehrlingen und zu Konsultationen mit den 
•Fachlehrern. Dabei ist das Ziel unserer gemeinsamen Bemü- 
hungen,\eine bewußte Einstellung zum Lernen und ein reges, 
schöpferisches Handeln bei der Lösung der Lern- und Arbeits¬ 
aufgaben zu entwickeln. Das ist indessen leichter gesagt als ge¬ 
tan; denn auch bei uns gibt es noch Jugendfreunde, mit denen 
sich das Pädagogenkollektiv und das FDJ-Heimaktiv wegen un¬ 
zureichender Einstellung zum außerschulischen Lernprozeß in 
individuellen und kollektiven Aussprachen auseinandersetzen 
muß. Die Ergebnisse der Facharbeiterprüfungen der letzten 
zehn Jahre bestätigen aber, daß ein „Ungenügend" die abso¬ 
lute Ausnahme ist. 

Auch das FDJ-Studienjahr ist Bestandteil der Freizeit unserer 
Lehrlinge. Unter Leitung bewährter Gertbssen unseres Pädago¬ 
genkollektivs erweitern dabei unsere Jugend.Iicherv ihr politisch- 
ideologisches Wissen und stellen dieses beim Erwerb des „Ab¬ 
zeichens für gutes Wissen" unter Beweis. Stolz kann die FDJ- 


Grundorganisation „Dr. Richard Sorge" unserer Betriebsschule 
in ihrem Kampfprogramm eine hundertprozentige Beteiligung 
abrechnen. 

Einen großen Raum nimmt die geistig-kulturelle und sportliche 
Freizeitgestaltung in unserem Wohnheim ein. In 14 Arbeite- und 
Interessengemeinschaften haben die Jugendfreunde die Mög¬ 
lichkeit, ihren persönlichen Interessen und Neigungen nachzu¬ 
gehen. So können sie sich in der Arbeitsgemeinschaft „Mikro¬ 
elektronik" mit dem Kleinrechner „Polycomputer 880" und sei¬ 
ner Programmiersprache beschäftigen, in der Arbeitsgemein¬ 
schaft „Künstlerisches Basteln" mit der Anfertigung kunstge¬ 
werblicher Arbeiten vertraut machen und in der Arbeitsgemein¬ 
schaft „Rezitation-Laienspiel" mit ihren Proben auf Feierstun¬ 
den und Kulturgruppenvergleiche vorbereiten. In den Interes¬ 
sengemeinschaften Schießen, Kraftsport, Fußball, Tischtennis 
und Leichtathletik tun sie etwas für ihre Gesundheit und berei¬ 
ten sich gleichzeitig auf ihren künftigen Wehrdienst mit seinen 
hohen "physischen Anforderungen vor. Aber auch in den Ar¬ 
beitsgemeinschaften Foto, Schach, Aquarianer und Philatelie 
kann man seinem persönlichen Hobby nachgehen und findet 
immer bewundernde Zuschauer bei Ausstellungen. Nicht zu 
vergessen sei unsere jüngste Arbeitsgemeinschaft, in der sich 
Amateurfilmer das Herstellen von 16-mm-Tonfilmen zum Ziel 
gesetzt haben. Als MMM-Projekt hatte ihr erster Film, ein Lehr¬ 
film zum'Unterrichtsthema „Arbeiten unter Spannung", bereits 
Premiere, und der nächste steht vor seiner Vollendung. Gegen¬ 
wärtig werden ferner die materiellen Voraussetzungen dafür 
geschaffen, einem oft geäußerten Wunsch unserer Lehrlinge 
nachzukommen, eine Amateurfunkstation aufzubauen. Aber 
auch die allgemeine Geselligkeit kommt nicht zu kurz. Mit 
Hilfe der hauseigenen Diskothek finden regelmäßig Tanz¬ 
abende statt. Da der Facharbeiter für Nachrichtentechnik in un¬ 
serer Spezialisierungsrichtunq vorwiegend ein Beruf für Jun¬ 
gen ist, werden die Mädchen für die Tanzabende aus den ande¬ 
ren Lehrlingswohnheimen unseres Territoriums eingeladen. 
Das ist schon zu einer guten Tradition geworden, und diese 
Verbindungen beziehen sich auch auf sportliche und kulturelle 
Leistungsvergleiche, auf den Austausch von Erfahrungen der 
FDJ-Heimaktive und auf gegenseitige Einladungen zu anderen 
interessanten Klubveranstaltungen. 

Zur Freizeitgestaltung zählt auch die kollektive Urlaubsgestal¬ 
tung. So unterhält unsere Betriebsschule schon seit einigen 
Jahren einen ständigen Jugendaustausch mit einer Betriebs¬ 
schule der ÖSSR-Post in Kolin, beteiligen sich unsere Jugend¬ 
freunde an den Erholungslagern des Zentralamtes für Berufsbil¬ 
dung der Deutschen Post und pflegt unsere FDJ-Grundorgani- 
sationsleitung mit dem Reisebüro der FDJ eine ständige Ver¬ 
bindung. 

Wenn uns heute ehemalige Lehrlinge besuchen oder sich zu ei¬ 
ner Qualifizierungsmaßnahme an unserer Betriebsschule befin¬ 
den und im Gespräch sagen: „Es war eine schöne, eine lehrrei¬ 
che und interessante Zeit, meine zweijährige Berufsausbildung 
an der Betriebsschule der Funkdire.ktion in Königs Wusterhau¬ 
sen", dann ist das bestimmt auch ein Dank für die gute Arbeit 
unserer FDJ-Grundorganisation und des gesamten Pädagogen¬ 
kollektivs. 


Aus dem Training der AG „Kraftsport" 
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UKW^Stereoversorgung 
in Suhl durch 
UKW-Füllsender 

Von öberrat Dipl.-Ing.-Ök. PETER SCHMIDT, 
Leiter der Bezirksrichtfunkstelle 
Karl-Marx-Stadt 


Zur Rundfunk- und Fernsehversorgung der DDR betreibt die 
Deutsche Post neben den Grundnetzsendern eine größere An¬ 
zahl von Füllsendern. Bei ihnen handelt es sich um Hörrund¬ 
funk- und Fernsehsendeanlagen kleiner Leistung, die zur Ver¬ 
sorgung von Gebieten, Städten und Gemeinden dienen,tlie we¬ 
gen ihrer geografischen Lage nicht durch Grundnetzsender ver¬ 
sorgt werden. Dabei sind Füllsender bisher nur für die Übertra¬ 
gungen im Fernsehbereich und im Mittelwellenbereich errichtet 
worden. 

Mit dem in den letzten Jahren vollzogenen Ausbau des Grund¬ 
sendernetzes zur Abstrahlung der UKW-Programme in Stereo¬ 
qualität ergab sich die Forderung, quch den Einwohnern der 
Bezirksstadt Suhl diesen hochwertigen Empfang zu ermögli¬ 
chen. Bisher konnten Grundnetzsender dort wegen der geogra¬ 
fischen Gegebenheiten nur in Monoqualität empfangen wer¬ 
den. Anfang Februar 1985 erhielt deshalb das Funkamt Dresden 
den Auftrag, alle Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß bis 
Ende des Jahres 1985 für die Bezirksstadt Suhl zwei UKW-Pro- 
gramme in Stereoqualität zur Verfügung stehen. In Anbetracht 
der Tatsache, daß bisher noch nie UKW-Füllsender errichtet 
wurden und neben den Fragerr der technischen Gerätekonzep¬ 
tion auch alle anderen Probleme, wie z. B. Wahl und Erschlie¬ 
ßung des Standortes, Betriebsgebäude, Antennenträger usw. 
geklärt werden mußten, war dies ein Auftrag, der nur unter Ein¬ 
beziehung bewährter Fachkräfte und Neuerer aus verschie¬ 
denen Dienststellen des Funkwesens gelöst werden konnte. 
Beim Bearbeiten der Aufgabe wurde weitestgehend auf die 
langjährigen Erfahrungen und Technologien beim Errichten von 
Fernsehfüllsendern zurückgegriffen. Als Standort ist eine Platt¬ 
form in der Nähe des Ringberghauses oberhalb von Suhl ge¬ 
wählt worden. Zur Aufnahme der Gerätetechnik diente ein Fer¬ 
tigcontainer und als Träger der Empfangs- und Sendeantenne 


Holzmast als Träger der Sendeantenne 




Betriebskabine zur Aufnahme der Gerätetechnik 


eine Holzmastanlage. Hinsichtlich der technischen Geräteaus¬ 
rüstung ergab sich die Aufgabe, zwei UKW-Kleinsender mit ei¬ 
ner maximalen Ausgangsleistung von 50 W einschließlich Ober¬ 
wellenfilter, Antennenweiche und Zweifachverteiler zu entwik- 
keln, die für unbemannten Betrieb geeignet sind und die Pro¬ 
gramme DDR I auf der Frequenz 88,6 MHz und DDR II auf der 
Frequenz 93,7 ^l1Hz in Stereoqualität abstrahlen. Hierzu wurde 
ein Neuererkollektiv, bestehend aus Mitarbeitern der Funkbe¬ 
triebsstelle Geyer und der Bezirksrichtfunkstelle Karl-Marx- 
Stadt, gebildet. Von besonderer Bedeutung war dabei, daß in 
diesem Neuererkollektiv sowohl bewährte Neuerer als auch Ju¬ 
gendliche aus beiden Kollektiven mitarbeiteten. Ein spezielles 
Jugendforscherkollektiv übernahm konkrete Teilaufgaben aus 
der Gesamtaufgabe und hat diese sowohl termin- als auch qua¬ 
litätsgerecht erfüllt. Die Jugendlichen beider Kollektive wurden 
so an einer Schwerpunktaufgabe des Planes Wissenschaft und 
Technik beteiligt und konnten sich bei der Lösung dieser kom¬ 
plizierten Aufgabe bestätigen. 

Neben den Mitarbeitern der Bezirksrichtfunkstelle Karl-Marx- 
Stadt und der Funkbetriebsstelle Geyer waren noch das Kollek¬ 
tiv des FFS-Anlagenbaues des Funkamtes Erfurt, die Abteilung 
Funkwesen der BDP Suhl und das Labor FA des RFZ beteiligt. 
Durch zielgerichtete Mitwirkung aller Beteiligten konnte nach 
einer Vorbereitungs- und Entwicklungszeit von nur fünf Mona¬ 
ten im Juli 1985 der erste UKW-Kleinsender mit StereoqUalität 
auf der Frequenz 88,6 MHz mit dem Programm DDR I in Betrieb 
gehen. Alle Abnahmemessungen ergaben, daß der Kleinsender 
die Pflichtenheftwerte erfüllte und die vorgesehene Versor¬ 
gungsfunktion sogar übertraf. 

Mitte November 1985 wurde sechs Wochen vor dem geplanten 
Termin auch der zweite UKW-Kleinsender auf der Frequenz 
93,7 MHz mit dem Programm DDR II in Betrieb genommen. Da¬ 
mit hatten die beteiligten Kollektive in einer Zeit von nur 10 Mo¬ 
naten diese komplizierte Aufgabe gelöst. Im Rahmen einer offi¬ 
ziellen Feierstunde sind die Leistungen der beteiligten Kollek¬ 
tive und Mitarbeiter gewürdigt und anerkannt worden. Vertreter 
des Territoriums brachten dabei zum Ausdruck, daß ein we¬ 
sentlicher Beitrag zur Befriedigung der Nachrichtenverkehrsbe¬ 
dürfnisse für die Bezirksstadt Suhl erreicht wurde. 


(Schluß V. S. 154) 

nen. Stets sind volkswirtschaftlich günstige und effektive Lö¬ 
sungen anzustreben. Die Deutsche Post soll anbieten, was gün¬ 
stig ist! Staatliche Entscheidungen sind erst zu treffen, wenn 
aus nicht anzuerkennenden Gründen keine Vereinbarung zu¬ 
stande kommt. 

5. Der gesamte Postverkehr ist so zu gestalten, daß er den stei¬ 
genden Erwartungen der Bürger an eine höfliche und fachge¬ 
rechte Bedienung, eine sichere und zuverlässige Bearbeitung 
der anvertrauten Postsendungen und auch an eine rasche und 
rechtlich begründete Entscheidung über Ersatzanträge ent¬ 
spricht. 
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Werterhaltung unserer Grundfonds 

durch Handwerkerbrigaden der Ämter des Bezirkes 

Von Oberrat Dipl.-Ing. RUDOLF HORN, 

Abteilungsleiter Postbauwesen der BDP Halle 


Grundlagen zur Arbeit der Handwerkerbrigaden 
in den Ämtern 

In unterschiedlichem Umfang verfügen die Struktureinheiten 
der Deutschen Post schon immer über eigene Handwerkerka¬ 
pazitäten. Die Zahl dieser Beschäftigten sowie die gewerkKche 
Fachrichtung wurden zumeist von Zufällen bestimmt, die nicht 
in jedem Fall dem Bedarf entsprachen. Daher wurden ab 1975 
im Bereich der BDP Halle die Gewerkestruktur sowie die Ar¬ 
beitskräftestärke der Brigaden nach festgelegten Konzeptionen 
gestaltet. Gemäß den im Verlauf von einigen Jahren erreichten 
Ergebnissen konnte dann 1984 den Ämtern des Bezirks eine 
„Variante für die personelle Besetzung einer Handwerkerbri¬ 
gade" empfohlen werden. Danach sind für den Bereich eines 
PFA im Bezirk sechs Handwerker in den Gewerken Maurer, Ma¬ 
ler, Elektriker, Klempner und Tischler vorgesehen. Bis auf we¬ 
nige Ausnahmen wurde diese Sollstärke je Amt erreicht und bei 
vorliegenden Besonderheiten teilweise auch überschritten. 

In den Ausführungen und Diskussionsbeiträgen zur 8. Baukon¬ 
ferenz des Zentralkomitees der SED im Juni 1985 standen u. a. 
die Werterhaltung und die Rekonstruktion im Mittelpunkt. In¬ 
zwischen erschien im Gesetzblatt der DDR, Teil I Nr. 32 vom 12. 
Dezember 1985 die „Anordnung über die Wahrnehmung der 
Verantwortung der Rechtsträger und Eigentümer für die In¬ 
standhaltung und Instandsetzung von Gebäuden und baulichen 
Anlagen", in der unter § 6, Abs. 2 ausgeführt wird; „Die Rechtsträ¬ 
ger haben zur Beseitigung von Mängeln vorrangig eigene Bau¬ 
kapazitäten einzusetzen." Djamit sind vom Gesetzgeber auch 
die Aufgaben festgelegt, die durch die Deutsche Post mit Hilfe 
eigener Handwerkerbrigaden zu erfüllen sind. 


Ausstattung und Materialversorgung 
der Handwerkerbrigaden 

Bezüglich der Ausstattung mit Werkzeugen und Maschinen 
können die Handwerkerbrigaden sehr zufrieden sein. Außer den 
persönlich genutzten Werkzeugen jedes einzelnen Mitarbeiters 
des ausgeübten Gewerkes sind die Ämter in der Regel noch mit 
Betonmischern, Zement-Kleinsilos und einfachen Transportmit¬ 
teln ausgestattet. Umfangreicher sind die Ausstattungen bei 
eingesetzten Elektrikern sowie Tischlern. In jenen Ämtern, tlie 
über eine „Energiewirtschaftliche Berechtigung" verfügen - 
das betrifft mehr als die Hälfte im Bezirk Halle - sind die vom 
Energiekombinat vorgeschriebenen Einrichtungen und Meßmit¬ 
tel vollständig vorhanden. Für Reparaturen wurden die sechs 
im Bezirk vorhandenen Tischlerwerkstätten so gut wie vollstän¬ 
dig ausgerüstet. 

Die Materialversorgung der Reparaturbrigaden wird zum Teil 
bezirklich bilanziert, aber auch individuell im Einsatzterritorium 
vorgenommen. Zwar kann gegenwärtig von einer dem Bedarf 
gemäßen Versorgung gesprochen werden, doch ist der hierfür 
anzusetzende Zeitaufwand noch zu lioch. Deshalb muß ange¬ 
strebt werden, daß der Materialbedarf insgesamt zentral bilan¬ 
ziert wird. 


Leistungsumfang 

Von den Handwerkerbrigaden werden zuerst alle Sofortrepara¬ 
turen, die infolge Verschleißes oder Havarien anfallen, ausge¬ 
führt. Diese als Hauptaufgabe zu definierenden Leistungen der 
Handwerkerbrigaden sind aus dem Betriebsablauf in den Äm¬ 
tern nicht mehr wegzudenken. Sofortige Einsatzbereitschaft 
und die von den Handwerkern erworbene Betriebskenntnis ver- 



Bild 1 Schalterraum des PA Halle-Dölau nach der Neugestaltung 


Bild 2 Die rekonstruierte Fassade des PA Halle-Dölau 



setzen uns in die Lage, die .bekannten Schwierigkeiten beim 
Einsatz von Fremdauftragnehmern zu beseitigen. 

Eine weitere wichtige Aufgabe bildet die Überwachungstätig¬ 
keit der Betriebselektriker entsprechend den gesetzlich vorge¬ 
schriebenen Überprüfungszyklen für elektrische Geräte und Ka¬ 
belverbindungen. Werden hier Fremdauftragnehmer einge¬ 
setzt, dann sind längere Wartezeiten unvermeidlich. Daher ist 
der Einsatz von Betriebselektrikern in ausnahmslos jedem Amt 
des Bezirkes unbedingt durchzusetzen. 

Durch gute vorbeugende Wartungs- und Pflegetätigkeit sind 
wir bestrebt, die sogenannten „Fallreparaturen" weitestgehend 
zu verringern. Damit wird Zeit gewonnen und Material gespart. 
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so daß die Handwerkerbrigaden komplexe Rekonstruktions¬ 
maßnahmen in Auftrag nehmen können. Auf diese Aufgabe 
werden wir in nächster Zeit unser besonderes Hauptaugenmerk 
richten. Mit den zur Verfügung stehenden Kapazitäten — dabei 
insbesondere der Maurer, Maler und Tischler — sind die Mehr¬ 
zahl der Ämter inzwischen in der Lage, einzelne Abschnitte des 
Betriebsdienstes, der Gebäude oder baulichen Anlagen kom¬ 
plex umzugestalten. Gegenwärtig legen wir im Hinblick auf eine 
langfristige Vorbereitung des Einsatzes von Schalterterminals 
besonderen Wert auf die Rekonstruktion von Schalterhallen. 


Verwirklichte Werterhaltungsmaßnahmen 

Im Jahr 1985 wurde rd. ein Viertel des gesamten Reparaturauf¬ 
wandes an Gebäuden und baulichen Anlagen durch die Hand¬ 
werkerbrigaden der Ämter des Bezirkes bewältigt. Damit trat 

Bild 3 Alle ArbeKen im Postamt Halle 4 wurden ausschließlich durch Eigenlei¬ 
stungen der Handwerker des HPA Halle ausgeführt. (3 Aufn. Sänger, Halle) 



das bisher beste Ergebnis seit Einrichtung der Brigaden ein. Ei¬ 
nen Schwerpunkt der ausgeführten Leistungen im Jahr 1985 bil¬ 
dete die Renovierung und Rekonstruktion von Schalterhallen 
unter gleichzeitiger Vorbereitung des Einsatzes von Schalterter¬ 
minals. Dabei wurden zum Teil recht attraktive Lösungen ver¬ 
wirklicht (Bilder 1 und 2). So hat die Handwerkerbrigade des 
PFA Aschersleben im PA Quedlinburg - z. T. auch mit Hilfe von 
Fremdfirmen - eine ansprechende und mustergültig ausgestat¬ 
tete Schalterhalle geschaffen. Unter Verwendung von Abfall- 
Spanplatten aus der Möbelindustrie für die Wandverkleidung, 
modernen Beleuchtungseinrichtungen und stufenlosen Schal¬ 
tern konnten für die Beschäftigten vorbildliche Arbeitsbedin¬ 
gungen und für die Postkunden eine ansprechende Atmo¬ 
sphäre geschaffen werden. Von der Handwerkerbrigade des 
Hauptpostamtes Halle wurden im Jahr 1985 nicht weniger als 
fünf Schalterhallen rekonstruiert (Bild 3). 

Ein weiterer Schwerpunkt der durch die Handwerkerbrigaden 
zu erfüllenden Aufgaben wird in der weiteren Verbesserung des 
Niveaus der Kultur- und Sozialräume gesehen. Hier sind in den 
letzten vier Jahren insgesamt sieben Kultur- und Speiseräume 
nach modernen Gesichtspunkten zweckmäßig ausgestaltet 
worden. Ein besonders gelungenes Beispiel bietet der Kultur¬ 
raum des PFA Aschersleben (Bild 4). Hier konnte aus einem bis¬ 
her kaum genutzten Wintergarten sowie einem schlecht gestal¬ 
teten Aufenthaltsraum ein ansprechender, allen Ansprüchen 
genügender Kulturraum geschaffen werden. Beginnend bei den 
Maurerarbeiten - wobei auch neue Fenster einzusetzen waren - 
bis hin zu den Malerarbeiten haben hier die Mitarbeiter der 
Handwerkerbrigade den größten Anteil. Ähnliche gute Bei¬ 
spiele gibt es in Dessau, Eisleben, Wittenberg, bei der Betriebs¬ 
schule und weiteren Ämtern. 

Beim bevorstehenden konzentrierten Einsatz von Schaltertermi¬ 
nals im Bezirk Halle sind umfangreiche Aufgaben hinsichtlich 
der Veränderung der Elektroinstallation sowie besonders der 
Schaltermöbilierung an den Annahmeschaltern zu lösen. Diese 
Arbeiten werden überwiegend in Eigenleistungen durch die 
Handwerker der Ämter bewältigt. Besonders durch Tischlerar¬ 
beiten wird in Kooperation aller Kapazitäten der gesamte Bezirk 
mit den einzeln anzufertigenden Teilen zur Komplettierung älte¬ 
rer Schaltertypen versorgt. Die Aufgabe, den Einsatz der Schal¬ 
terterminals vorzubereiten, wird in den nächsten Jahren im Mit¬ 
telpunkt der Leistungen unserer Handwerkerbrigaden stehen. 
Der direkte Zugriff zu eigenen Instandhaltungs- und Baukapazi¬ 
täten dürfte sich dabei wiederum als ein nicht zu unterschät¬ 
zender, besonderer Vorteil erweisen. (Fortsetzung s. s. 163) 



Bild 4 Der Kulturraum des PFA Aschersleben mit Blick auf eine künstlerisch 
gestaltete Wandkeramik, die im übrigen auch allen Beschäftigten gut gefiel 
(Aufn. Dög, Thala) 
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Anläßlich der Aufnahme das Kamp¬ 
fes um den Ehrennamen .Halene 
Göck' berichtet das Mitglied der Be- 
zi^leitung dar SED und Vorsitzende 
das Bezirkskomitees antifaschisti¬ 
scher Widerstandskämpfer, Genosse 
Hermann Göck, aus dem Leben sei¬ 
ner Frau und Kampfgefährtin 



Erfahrungen des Hauptpostamtes 
Neubrandenburg in der Namensträgerbewegung 

Von Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. LUDWIG KALLASCH, 

Leiter des HPA Neubrandenburg 


Oie erfolgreiche Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft erfordert, die Vorzüge und Werte unserer Gesell¬ 
schaft noch stärker für das schöpferische Denken und Handeln 
der Jugend, ihr Bewußtwerden, ihre Aktivität und Wehrbereit¬ 
schaft zu nutzen. Gerade heute gilt es mehr denn je, die Ju¬ 
gend zu motivieren, den Sozialismus unter allen Bedingungen 
zu stärken und zu verteidigen, immer und überall Partei für den 
gesellschaftlichen Fortschritt zu ergreifen. Die Namensträger¬ 
bewegung ist dabei ein wichtiger Beitrag zur kommunistischen 
Erziehung. 


(Schluß V. S. 162) 

Angesichts des Entwicklungsstandes beim Aufbau betriebsei¬ 
gener Kapazitäten sowie der erreichten Leistungen ergeben 
sich für uns in nächster Zeit folgende Aufgaben: 

- Der eigene Anteil an den gesamten Instandhaltungsleistun¬ 
gen ist im laufenden Fünfjahrplan-Zeitraum von 25 auf 35 
Prozent anzuheben. Dabei muß die Hälfte dieser Steige¬ 
rungsrate aus der Verbesserung der Effektivität des Einsat¬ 
zes der Brigaden gewonnen werden. 

- Die Gewerkestruktur muß insbesondere auf dem Gebiet des 
Heizungsbaus sowie der Klempner- und Elektrikerleistungen 
durch den Einsatz weiterer Handwerker vervollkommnet wer¬ 
den. 

- Die „Energiewirtschaftliche Berechtigung" ist nach dem Ein¬ 
satz der entsprechenden Fachhandwerker durch jede selb¬ 
ständige Struktureinheit des Bezirkes zu erwerben. 

Neben dem anzustrebenden Leistungszuwachs — und hierzu 
gibt es in Auswertung der 8. Baukonferenz einen konkreten 
Maßnahmeplan für den Bezirk Halle - ist natürlich den Fragen 
der Qualität besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Den Hand¬ 
werkern und Meistern obliegt es, beginnend bei einer objektbe¬ 
zogenen Einweisung bis hin zur Abnahme der ausgeführten Ar¬ 
beiten, ständig ein hohes Maß an Qualität bei geringstem Mate¬ 
rialeinsatz zu gewährleisten. Die Ergebnisse bei der Abnahme 
aller fertiggestellten Arbeiten sind zum Maßstab der Qualitäts¬ 
bewertung und damit zur Gütefestlegung im Rahmen der lei¬ 
stungsbezogenen Entlohnung zu machen. 


Die Verleihung von Ehrennamen an Kollektive als Form der 
Pflege und Wahrung der revolutionären Traditionen der Arbei¬ 
terbewegung und des antifaschistischen Widerstandskampfes 
nimmt bei der kommunistischen Erziehung der Jugend einen 
herausragenden Platz ein. Auch unsere Erfahrungen bestäti¬ 
gen, daß die Begegnung von Jugendlichen mit erfahrenen Par¬ 
tei- und Staatsfunktionären, kampfgestählten Parteiveteranen, 
antifaschistischen Widerstandskämpfern und Aktivisten der er¬ 
sten Stunde große Wirkung auf das eigene Handeln ausübt. Die 
„anfaßbar" vorgeiebte Einheit von Wort und Tat besitzt eine 
hohe Überzeugungskraft. Deshalb ist es eine wichtige Aufgabe 
aller Parteiorganisationen und staatlichen Leitungen, die Tradi- 
tionspflege zu ihrer eigenen Sache zu machen und besonders 
die Jugendbrigaden in die Namensträgerbewegung einzubezie¬ 
hen. 


Planmäßigkeit - Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Namensträgerbewegung 

Diese scheinbare Binsenweisheit bedarf ständiger Pflege. Be¬ 
triebsparteiorganisation, FDJ, Betriebsgewerkschaftsleitung 
und staatliche Leitung des HPA lassen daher die planmäßige 
Einordnung der Namensträgerbewegung in die Führungs- und 
Leitungstätigkeit nie zur Routine werden. So wird beispiels¬ 
weise jeweils für den Zeitraum eines Fünfjahrplanes unter Mit¬ 
wirkung der Jugendlichen in der betrieblichen „Konzeption zur 
Förderung und Entwicklung der Jugendbrigaden" festgelegt, 
welche Jugendbrigaden den Kampf um einen Ehrennamen auf¬ 
nehmen bzw. den verliehenen Ehrennamen verteidigen. Präzi¬ 
siert und konkret ausgestaltet werden dann diese Festlegungen 
im Jugendförderungsplan. 

Bewährt hat sich in unserem Verantwortungsbereich das Prin¬ 
zip der schrittweisen Einbeziehung bei gleichzeitigem Einsatz 
eines befähigten leitenden Mitarbeiters als Betreuer des Na¬ 
mensträgerkollektives. Für eine erfolgreiche Namensträgerbe¬ 
wegung sind gerade diese Fragen von außerordentlicher Be¬ 
deutung. Dementsprechend werden die vier Jugendbrigaden 
des HPA auch vom Leiter des Amtes, vom BPQ-Sekretär, dem 
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Glückwünsche von der Genossin Lie¬ 
selotte Stiegelrrieier anläßlich der 
Namensverleihung. .. Zur Erinnerung 
überreicht sie das Buch „Die Front 
war überall". (2 Aufn. Glause, Neu¬ 
brandenburg) 


Stellvertreter für Betrieb und Verkehr und dem Kaderleiter 
selbst betreut, ohne daß dadurch die Verantwortung der zu¬ 
ständigen leitenden Mitarbeiter (AbtL, DStL) etwa aufgehoben 
würde. Organisatorische Grundlagen bilden die „Hinweise für 
die Verleihung von Ehrennamen an Jugendbrigaden sowie zum 
Kampf um den Namen eines antifaschistischen Widerstands¬ 
kämpfers oder verdienter Parteiveteranen" der Kommission 
Traditionsarbeit bei der Kreisleitung Neubrandenburg der SED. 


Auswahl der Ehrennamerv 

In diesen Hinweisen ist auch eine vom Sekretariat der Kreislei¬ 
tung der SED bestätigte Liste der Ehrennamen als Grundlage 
für Vorschläge enthalten. Vorzugsweise vvurden in sie solche 
Persönlichkeiten aufgenommen, deren Leben und Wirken mit 
dem Betrieb oder dem Territorium verbunden waren. Zu beach¬ 
ten ist, daß bei noch lebenden Angehörigen des vorgesehenen 
Widerstandskämpfers oder verdienten Parteiveteranen deren 
Zustimmung einzuholen ist. Der ausgewählte Ehrenname ist so¬ 
dann der Kommission Traditionsarbeit mit entsprechender Be¬ 
gründung zur Bestätigung vorzuschlagen. 

Bei den zwei Jugendbrigaden des HPA, die bereits Ehrennamen 
erkämpft haben („Helene Göck", maschinelle Briefverteilung; 
„Heinrich Stiegelmeier", Ausbildungspostamt) wirkte und wirkt 
sich sehr günstig aus, daß sich die Angehörigen aufs engste 
mit der Deutschen Post verbunden fühlen und darüber hinaus 
bekannte Persönlichkeiten im Territorium darstellen. So nimnit 
beispielsweise der Ehemann der verdienten Parteiveteranin He¬ 
lene Göck, Genosse Hermann Göck, die Funktion des Vorsitzen¬ 
den des Bezirkskomitees antifaschistischer Widerstandskämp¬ 
fer wahr. 

Verpflichtungen zum Namensträgerkampf 

Der Kampf um den Ehrennamen ist untrennbar mit dem Kampf 
um ’den Ehrentitel „Kollektiv der sozialistischen Arbeit" verbun¬ 
den. In einer Anlage zu den Wettbewerbsbeschlüssen der Ju¬ 
gendbrigaden sind die Verpflichtungen zusammengefaßt, die 
die Wahrung und Pflege der revolutionären Traditionen der 
deutschen Arbeiterbewegung betreffen und sich in der Persön¬ 
lichkeit'des gewählten Vorbildes identifizieren. Dazu gehören 
beispielsweise 

- das Vertrautmachen mit dem Leben und Wirken des Wider¬ 
standskämpfers oder verdienten Parteiveteranen 

- das Gestalten und Einrichten von Traditionsecken in den Ar¬ 
beitsräumen, die das Leben und den Kampf des Vorbildes 
zum Inhalt haben und mit Dokumenten und Bildmaterialien 
ausgestaltet werden 

- der Besuch von nationalen Mahn- und Gedenkstätten 

- Erfahrungsaustausche mit anderen Kollektiven, die um den 
gleichen Ehrennamen kämpfen 


- die Ehrung des gewählten Vorbildes an seinen persönlichen 
Gedenktagen (Geburtstag, Tag der Ermordung bzw. Todes¬ 
tag) sowie an Gedenktagen des antifaschistischen Wider¬ 
standskampfes 

- enges Kontakthalten mit den noch lebenden Verwandten 
und Kampfgefährten, deren Einbeziehung in das Kollektivle¬ 
ben, insbesondere zu Höhepunkten wie z. B. öffentlichen Re¬ 
chenschaftslegungen 

- mehrmalige öffentliche Abrechnung der Verpflichtungen. 

Namensverleihung - Höhepunkt für das gesamta Amt 

In unserem Amt wurde besonders darauf geachtet, daß die Zwi¬ 
schenabrechnungen und Verteidigungen immer in würdiger 
Form und zu politischen Anlässen unter Einbeziehung der 
Presse stattfinden. Zu ganz besonderen Höhepunkten für das 
gesamte Amt gestalteten sich natürlich die Namensverleihun¬ 
gen selbst. An diesen nahmen neben den Leitungen des Amtes 
die Verwandten und Kampfgefährten des Widerstandskämp¬ 
fers, verdiente Parteiveteranen, Vertreter der Kommission Tra¬ 
ditionsarbeit der Kreisleitung der SED und andere ausgezeich¬ 
nete Werktätige teil. Bewährt hat sich auch die Verknüpfung 
der Namensverleihung mit Erfahrungsaustauschen zu Fragen 
der Wahrung und Pflege der revolutionären Traditionen der Ar¬ 
beiterbewegung. Entsprechende Veröffentlichungen in der Be¬ 
triebszeitung „Postkarte" und der Bezirkszeitung „Freie Erde" 
unterstrichen den würdigen Charakter der Verleihung. 

Damit die Namensträgerbewegung nicht mit der Namensverlei¬ 
hung als abgeschlossen betrachtet wird, sind regelmäßig Ver¬ 
teidigungen anzuberaumen. Als Auszeichnung sind dafür Eh¬ 
renurkunden des Bezirkskomitees der antifaschistischen Wider¬ 
standskämpfer bzw. Ehrenplaketten der Zentralleitung der anti¬ 
faschistischen Widerstandskämpfer der DDR vorgesehen. 

Nach mehrjährigen Erfahrungen in der Namensträgerbewe¬ 
gung in unserem Amt können wir mit Stolz feststellen, daß be¬ 
achtliche Fortschritte in der kommunistischen Erziehung eintra¬ 
ten. Unsere Jugendlichen in den Jugendbrigaden sehen es als 
Ehre und Verpflichtung an, sich im Ernst-Thälmann-Aufgebot 
an die Spitze zu stellen, im sozialistischen Wettbewerb, im Be¬ 
rufswettbewerb und im persönlichen Leben als Vorbild zu wir¬ 
ken und mit Tatendrang hohe Leistungen zur Stärkung der DDR 
und damit zur Sicherung des Friedens zu vollbringen. Das 
drückt sich in vielfältigen Initiativen und Aktivitäten wie z. B. bei 
Friedensschichten, Parteitagsubbotniks oder sozialistischer 
Hilfe in anderen Schwerpunktbereichen aus. Dafür erhielt z. B. 
die Jugendbrigade „Heinrich Stiegelmeier" (Ausbildungspost¬ 
amt) als hohe gesellschaftliche Wertschätzung die Auszeich¬ 
nung mit einem Wanderbanner des Rates des Bezirkes Neu¬ 
brandenburg als bestes Jugendkollektiv der DP im Bezirk. Sol¬ 
che und andere Ergebnisse waren und sind uns Ansporn, den 
Namensträgerkampf planmäßig weiterzuführen. 
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Begriffe der 



Heimelektronik 

KLEINE FACHGESPRÄCHE 


(4/1986, S. 165) 


Schüler: In Prospekten von Geräten der Heimelektronik sind 
viele Begriffe enthalten oder Abkürzungen verwendet, die ich 
nicht kenne und deren Bedeutung ich auch mit Hilfe eines Wör¬ 
terbuches nicht immer klären kann. Bestimmte Begriffe, z. B. 
Kassettendeck, Frontladekassettengerät, Stereosteuergerät, 
HiFi-Mini-Komponentenanlage, Kassettenrecorderfamilie kann 
man sich erklären, aber die vielen Abkürzungen wie AFC, LED- 
Anzeige oder Tuning sind doch weniger bekannt. 

Lehrer: Es ist eine Tatsache, daß in der Heimelektronik eine 
Vielzahl neuer Begriffe auftaucht, die aus dem Englischen kom¬ 
men. An viele von ihnen haben wir uns schon lange gewöhnt, 
z. B. an Tuner. Das ist die Abstimmungsvorrichtung im Fernseh¬ 
empfänger, die wir auch als Kanalwähler kennen. Dem interna¬ 
tionalen Trend folgend, daß der Kunde sich z. B. eine Stereoan¬ 
lage nach seinen Wünschen selbst zusammenstellen kann, sind 
anstelle kompakter Stereoanlagen HiFi-Komponentenanlagen 
entstanden- So besteht die HiFi-Mini-Komponentenanlage S 
3000 des VEB Stern-Radio Sonneberg aus dem Tuner, dem Ver¬ 
stärker, dem Kassettentonbandgerät und den Lautsprecherbo¬ 
xen. Das Hi Fi-Komponentensystem S 3900 ist noph um einen 
Fonoautomaten (Plattenspieler) ergänzt. Die Komponenten 
(Teilgeräte) sind in ihren Abmessungen so gewählt, daß der 
Nutzer mehrere Aufstellmöglichkeiten hat. 

Schüler: Über dieses Gerät las ich, daß dort „Berührungs- 
AFC", MPX-Filter, Stummschaltung und LED-Abstimmanzeige 
eingebaut sind. Wozu sind sie da? 


Lehrer: Zunächst ist unter AFC (engl, automatic frequency con- 
trol) die automatische Scharfabstimmung (Frequenzregelung) 
zu verstehen, d. h., eine geringe Frequenzänderung des emp¬ 
fangenen Signals wird automatisch ausgeglichen. Die AFC 
kann auch systemeigene Veränderungen der Frequenz oder un¬ 
genaue Handabstimmungen kompensieren. - Die „Berührungs- 
AFC" dieses Gerätes wird automatisch ausgeschaltet, wenn der 
Rundfunkteilnehmer den metallischen Abstimmknopf zur Sen¬ 
derwahl berührt. - Das MPX-Filter ist dem FM-Demodulator 
nachgeschaltet und verhindert durch seine Tiefpaßeigenschaf¬ 
ten (fg = 53 kHz) eine Oberwellenmischung im Dekoder. Da¬ 
durch können dicht benachbarte Stereosender bei sich überlap¬ 
penden Seitenbändern kein „Zwitschern" verursachen. - Die 
eingebaute Stummschaltung dient der Unterdrückung von Ein-, 
Aus- und Umschaltgeräuschen. 

Schüler: Was ist eine LED-Anzeige? 

Lehrer: (engl.; ligth-emitting diode) ist eine Lichtemitterdiode 
(Lumineszenzdiode), die aus einem Halbleiter besteht, in dem 
eine elektrische Strömung in Lichtstrahlung umgewandelt wird. 
Werden mehrere dieser Lichtemitterdioden kombiniert, spricht 
man auch von einen LED-display (Lichtdiodenanzeige). Die ein¬ 
zelnen Lichternitterdioden können rot-, grün-, gelb- oder 
orangestrahlend sein, die heute vielseitig als Anzeige- und Kon- 
trollelemente z. B. zur Beleuchtung von Skalen und Bedienele¬ 
menten eingesetzt werden. Auch in der modernen Kfz-Elektrik 
haben sie sich durchgesetzt. In den HiFi-Mini-Komponentenan- 



Der Mikroprozessor (II) 


Lehrling: Ein Mikroprozessor kann eine Vielzahl unterschiedli¬ 
cher arithmetischer und logischer Operationen zeitlich nachein¬ 
ander ausführen. Wie ist es möglich, daß er den Anfang eines 
Programms erkennt und die richtige Reihenfolge der Befehle 
exakt einhält? 

Lehrkraft: Der in der DDR zur Zeit am häufigsten eingesetzte 
Mikroprozessor U 880 besitzt einen Rücksetzeingang RESET, 
(reset, engl., rücksetzen). Im einfachsten Fall wird dort ein RC- 
Glied, eine Kombination aus Widerstand und Kondensator, an¬ 
geschaltet. Durch das Zuschalten der Betriebsspannung ent¬ 
steht ein kurzer nadelförmiger Impuls, der das Rücksetzen des 
Mikroprozessors veranlaßt. Die wichtigste Funktion ist dabei 
das Rückstellen des Programmzählers. Der Zählerstand Null 
des Programmzählers wird danach über den Adreßbus als 
Startadresse des Programms ausgegeben. In vielen Fällen holt 
nun der Mikroprozessor den ersten Befehl aus dem Programm¬ 
speicher, speichert ihn im Befehlsregister, dekodiert und inter¬ 
pretiert ihn und führt den Befehl aus. Danach wird der Pro¬ 
grammzähler erhöht und der nächste Befehl geholt. Der Mikro¬ 
prozessor erhält die Informationen über die Art des Befehls 
also aus dem Speicher und stellt so fest, welche Operationen 
er ausführen muß. Durch den Programm- oder Befehlszähler 
weiß der Prozessor, auf welcher Adresse der nächste Befehl zu 
finden ist. Damit ist der logisch vorgeschriebene Programmab¬ 
lauf gesichert. Die exakte Arbeitsweise wird in erster Linie 
durch den am Takteingang angeschlossenen Taktgenerator ga¬ 
rantiert. Ein meist quarzstabilisierter Oszillator erzeugt ein Zeit¬ 


raster, in dem die Arbeitsschritte des Prozessors synchron ge¬ 
taktet ablaufen. 

Lehrling: Wieviel verschiedene Befehle kann ein Mikroprozes¬ 
sor unterscheiden? ' 

Lehrkraft: Die meisten Mikroprozessoren, so auch der U 880, 
besitzen eine Wortlänge von 8 bit. Es existieren also acht Da¬ 
tenanschlüsse, die mit dem Datenbus des Mikrorechners ver¬ 
bunden werden. Diese Bitgruppe von 8 bit bezeichnet man 
auch als 1 byte. Durch die Verarbeitung der Binärzahlen 0 und 1 
ließen sich somit theoretisch 2* = 256 verschiedene Befehle 
unterscheiden. Beim Mikroprozessor U 880 reichen diese 256 
Möglichkeiten nicht aus. Er ist in der Lage, 158 verschiedene 
Grundbefehle in 696 Varianten auszuführen. Das setzt aber vor¬ 
aus, daß auch Befehle mit größeren Wortlängen als 8 bit vor¬ 
handen sein müssen. Der Schaltkreis U 880 unterscheidet 1- bis 
4-Byte-Befehle, die zeitlich nacheinander über den nur 1 byte 
breiten Datenbus transportiert werden. 

Lehrling: Welche Zeit benötigt ein Mikroprozessor, um einen 
Befehl auszuführen? 

Lehrkraft: Das ist in erster Linie von der Taktfrequenz des ange¬ 
schlossenen Oszillators abhängig. Die Periodendauer des recht¬ 
eckförmigen Taktsignals liegt häufig im Bereich von 250 ns bis 
400 ns. Jeder Befehl benötigt einen oder mehrere Arbeitszyk¬ 
len, die aus einer bestimmten Anzahl von Taktperioden beste¬ 
hen. Diese Arbeite- oder Maschinenzyklen werden in der Litera¬ 
tur mit Hilfe von Zeitdiagrammen genau beschrieben. Die zu 
einem Mikroprozessor gehörende Befehlsliste enthält neben ei¬ 
ner Aufstellung der möglichen Befehle und ihrer Kodierung 
auch Angaben zur Zahl der für den entsprechenden Befehl not¬ 
wendigen Taktperioden. - Wird ein Mikroprozessor U 880 mit 
einer Taktfrequenz von 2,5 MHz betrieben, so entspricht die Pe¬ 
riodendauer 400 ns. Ein einfacher Additionsbefehl erfordert vier 
Taktperioden, somit eine Zeit von 1,6 ps. Kompliziertere Be¬ 
fehle, wie einige der Ladebefehle benötigen schon 20 derartige 
Perioden, so daß die Befehlsausführungszeit hier bereits das 
Fünffache beträgt. Die Zeitdauer eines Befehls kann also sehr 
unterschiedlich sein. 
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lagen S 3000 geschieht die Abstimmanzeige mit sechs Luminis- 
zenzdioden VQA 28 B. Sie zeigen auch Zwischenwerte durch 
entsprechende Helligkeit an. In dieser Anlage sind überall dort 
LED oder LED-Ketten eingesetzt, wo dem Benutzer der Anlage 
optische Signale gegeben werden müssen. Eine rote LED^ zeigt 
an, daß die Netzspannung anliegt, eine orangene LED dient als 
Stereoanzeige, eine grüne LED ist als Skalenzeiger genutzt, 
während die Feldstärkeanzeige durch sechs LED geschieht. 
Schüler: Werden LED auch im Kassettenteil verwendet? 
Lehrer: Ja! Das Kassettendeck dieser Anlage ist ein Frontlader, 
d. h., die Kassette wird in das Kassettenfach an der Frontseite 
des Gerätes eingelegt. Betätigt man die Taste zum öffnen des 
Kassettenfachs, so löst dies automatisch die Stopp-Funktion 
aus. Dadurch wird ein besonderer Schutz der Magnetköpfe ge¬ 
gen Beschädigung gewährleistet. - Als Pegelkontrolle für Auf¬ 
nahme und Wiedergabe wird eine zwölfteilige LED-Kette je Ka¬ 
nal verwendet. Aber auch als Übersteuerungsanzeige werden 
LED eingesetzt. 

Schüler: Ich habe von einer HiFi-Anlage „Digital" gehört, die 
zur Frühjahrsmesse 1985 ausgestelt wurde. Was wird in dieser 
Anlage digital übertragen? 

Lehrer: Die HiFi-Komponentenanlage Digital 900 wurde von der 
VR Polen ausgestellt. Sie besteht aus Tuner, Verstärker und 
Kassettendeck. Sie besitzt gute HiFi-Qualitätseigenschaften. 
Der Beiname Serie Digital, den alle Komponenten (Teilgeräte) 
tragen, ist allerdings irreführend, denn digital vollzieht sich le¬ 
diglich die Frequenzanzeige des AM-FM-Tuners. 

Schüler: Gibt es jetzt noch Stereokompaktanlagen? 

Lehrer: Der VEB Stern-Radio Sonneberg produziert eine Zwei¬ 
fachkompaktanlage „Casseiver SC 1800", die aus einem Stereo¬ 
radio und einem Stereokassettengerät besteht. Sie könnte 
z. B. durch den Fonoautomaten SP 3000 komplettiert werden. 
Das Gerät „Casseiver SC 1800" besitzt als Besonderheiten eine 
elektronische Einstellung der Lautstärke, der Balance sowie von 
Höhen und Tiefen, ferner eine Abstimmanzeige mit LED-Kette 
und MPX-Filter. 
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Typisches Textbeispiel der Beschreibung eines Gerätes der Heimelektronik, 
hier eines „Receivers* (= Empfängers) 


Schüler: Gibt es interessante Neuigkeiten auf dem Gebiet der 
transportablen Stereogeräte? 

Lehrer: Eine Möglichkeit, Klangfülle und Stereoeffekt bei ei¬ 
nem kleinen transportablen Stereokassettenrecorder zu de¬ 
monstrieren, zeigt ein Gerät der japanischen Firma Sanyo - der 
Kassettenrecorder MS 400 im Cubic-Sound. Die kubische 
Klangwiedergabe wird über zwei nach vorn und zwei nach oben 
abstrahlende Breitbandlautsprecher erreicht. Das Gerät kann 
auch hochgestellt werden (Vertikalbetrieb-Umschaltung); dann 
strahlen die Lautsprecher den linken und den rechten Kanal im 
Winkel von 90° zueinander ab. 

(R. Ludwig) 


Lehrling: Wie sieht das Schaltzeichen des Mikroprozessors U 
880 aus? 

Lehrkraft: Die Regeln für Schaltzeichen der Digitaltechnik sind 
in der TGL 16 056 enthalten. Ein so umfangreiches Schaltzei¬ 
chen wie das eines Mikroprozessors besteht aus einem Haupt¬ 
feld, das das Funktionssymbol CPU enthält, und zwei Nebenfel¬ 
dern, in denen die Anschlüsse eingetragen sind (Bild). Das linke 
Nebenfeld wird zur Darstellung von Anschlüssen benutzt, die 
den Charakter von Eingängen besitzen. Rechts sind analog Aus¬ 
gänge eingezeichnet. Diese Form der Darstellung erfordert 
auch Kompromisse. Die Datenanschlüsse Dq bis D 7 können so¬ 
wohl Eingänge als auch Ausgänge sein. Man sagt auch, sie las¬ 
sen sich bidirektional (in beiden Richtungen) betreiben. Dieser 
Sachverhalt soll durch die Pfeile zum Ausdruck gebracht wer¬ 
den. Die kleinen Kreise am Schaltsymbol kennzeichnen diese 
Anschlüsse als low-aktiv. Das heißt, der Vorgang des Rückset¬ 
zens zum Beispiel wird ausgelöst, wenn am Eingang RESET 
Low-Pegel angeschaltet wird. Dazu ist eine Spannung, die klei¬ 
ner als 0,8 V ist, erforderlich. 

Lehrling: Im Schaltzeichen sind zwei Anschlüsse zu sehen, die 

ft 

Schaltzeichen des Mikroprozessors U 680 



mit BUSRQ bzw. BUSAK bezeichnet sind. Welche Bedeutung 
haben sie? 

Lehrkraft: Bei gewöhnlichen Ein/Ausgabeoperationen, z. B. 
wenn ein Programm vom Lochband in den Speicher transpor¬ 
tiert werden soll, überwacht der Mikroprozessor den gesamten 
Datenverkehr. Der Prozessor übernimmt die Daten vom Einga¬ 
begerät und übergibt sie danach einem Speicherplatz. Damit 
machen die Daten eigentlich einen Umweg über den Mikropro¬ 
zessor. Solange das Eingabegerät langsamer als der Mikrorech¬ 
ner ist, sind damit keine besonderen Probleme verbunden. Es 
gibt aber auch Peripheriegeräte, die Informationen wesentlich 
schneller liefern bzw. aufnehmen als der Mikroprozessor. Will 
man beispielsweise von einer Diskette einö größere Daten¬ 
menge zum Arbeitsspeicher oder in umgekehrter Richtung 
übertragen, so läßt sich die Übertragungsgeschwindigkeit da¬ 
durch steigern, daß man eine direkte Datenübertragung zwi¬ 
schen Peripherie und Speicher ermöglicht. Diese Betriebsart 
bezeichnet man als direkten Speicherzugriff DMA (engl., direct 
memory access). Um Konflikte auf dem Bus zu vermeiden, 
müssen in dieser Zeit die wichtigsten Anschlüsse des Mikropro¬ 
zessors in den hochohmigen Zustand geschaltet werden. Der 
direkte Speicherzugriff wird angemeldet durch das Steuersig¬ 
nal BUSRQ (engl., bus request, Busanforderung). Mit dem Si¬ 
gnal BUSAK (engl., bus acknowledge, Busbestätigung) quittiert 
der Prozessor die Busanforderung. 

Lehrling: Wie verläuft die künftige Entwicklung bei Mikropro¬ 
zessoren? 

Lehrkraft: Die Entwicklung führt zu Mikroprozessoren höherer 
Datenbusbreite (16-bit-, 32-bit-Mikroprozessqren). Damit ent¬ 
stehen Prozessoren mit verbessertem Befehlssatz, so daß die 
Programmierung vereinfacht wird. Die Programme werden kür¬ 
zer, die Arbeitsgeschwindigkeit steigt. Mikroprozessorsysteme 
in CMOS-Technologie hergestellt benötigen eine geringere Lei¬ 
stung. Die Fortschritte bei der Erhöhung des Integrationsgra¬ 
des führten dazu, daß komplette Mikrorechner auf einem Chip 
entstanden. 

(W. Zill) 
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Entscheidung von 
Arbeitsstreitfällen (I) 


(4/1986. S. 167) 


Zusteller: Konfliktkommissionen und auch Kreisgerichte be¬ 
zeichnet man als „Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreit¬ 
fällen". Was sind eigentlich Arbeitsstreitfälle? 

Schöffe: Als Arbeitsstreitfälle gelten Streitfälle, die sich bei 
Ausübung der Rechte und Erfüllung der Pflichten aus dem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis ergeben. 

Zusteller: Wenn es also zu Streitfällen kommt, die nicht aus 
den arbeitsrechtlichen Rechten und Pffichten entstehen, dann 
liegen mithin keine „Arbeitsstreitfälle" vor? 

Schöffe: Das ist richtig, und so selten sind Streitigkeiten zwi¬ 
schen Werktätigem und Betrieb, die sich nicht aus dem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis ergeben, auch gar nicht. Zu bemerken ist, 
daß der Arbeitsstreitfall zwischen Werktätigem und Betrieb in 
der Regel auf der Grundlage der sozialistischen Produktionsver¬ 
hältnisse vermeidbar ist. Anders ausgedrückt; Der Streitfall 
zeigt eigentlich oft schon an, daß eine der beiden Seiten aus 
Unkenntnis, Nachlässigkeit oder einer ideologisch unrichtigen 
Haltung zur Verbindlichkeit des sozialistischen Rechts den 
Streitfall verursacht hat. Durch die im Sozialismus grundsätz¬ 
lich bestehende Interessenübereinstimmung zwischen Werktä¬ 
tigem und Betrieb bleibt der Arbeitsstreit^^ daher die Aus¬ 
nahme. Daran ändert es auch nichts, daß die absolute Zahl der 
Arbeitsstreitfälle nicht gering ist. Das ergibt sich auch daraus, 
daß die Partner des Arbeitsrechtsverhältnisses in der Vergan¬ 
genheit im zunehmenden Maße die gesellschaftlichen oder 
staatlichen Gerichte anriefen, um sich Klarheit über die Rechts¬ 


lage zu verschaffen, wenn diese kompliziert und unübersicht¬ 
lich war. 

Zusteller: Können Sie hierfür ein Beispiel nennen? 

Schöffe: Eine Werktätige in einem sozialistischen Betrieb hatte 
ihr zweites Kind geboren und nahm nunmehr mit Recht an, daß 
sie nach Ablauf der Freistellung und Wiederaufnahme der Tä¬ 
tigkeit in den Genuß der gesetzlichen Arbeitszeitregelung für 
Mütter mit zwei Kindern käme. Ihre Kaderleiterin verweigerte 
das aber mit der Begründung, daß sich das ältere Kind überwie¬ 
gend bei den Großeltern aufhielte und nur zum Wochenende 
und in den Schulferien heimkäme. Nachdem auf der Grundlage 
dieser ungesetzlichen Entscheidung die Werktätige bereits 
mehr als 170 Stunden zuviel gearbeitet hatte, sagte ihr die zu¬ 
ständige Richterin am Kreisgericht in der Sprechstunde, die die 
Werktätige aufgesucht hatte, daß ihr die Arbeitszeitvergünsti¬ 
gung zustehe. Die Kaderleiterin, der die Werktätige das mit¬ 
teilte, erwiderte, da habe die Mitarbeiterin „Glück gehabt", es 
bleibe aber bei der bisherigen Regelung, insbesondere werde 
die bis dahin bereits zuviel geleistete Arbeit nicht feguliert. Dar¬ 
aus entwickelte sich natürlich ein Arbeitsrechtsstreit; denn die 
Werktätige fand sich mit der gesetzwidrigen Entscheidung 
nicht ab. 

Zusteller: Wenn aber eines der beiden Kinder nicht bei der 
Mutter wohnt, kann man dann nicht für die Position dieser Ka¬ 
derleiterin ein gewisses Verständnis haben? 

Schöffe: Auf die Meinung der Kaderleiterin kommt es hierbei 
nicht an. Unser Arbeitsrecht entspricht dem zum Gesetz erho¬ 
benen Willen der Arbeiterklasse und der mit ihr verbündeten 
Klassen und Schichten. Über die Zweckmäßigkeit, Gerechtig¬ 
keit, Handhabbarkeit usw. einer Rechtsnorm hat nicht der ein¬ 
zelne Staats- oder Wirtschaftsfunktionär zu entscheiden, son¬ 
dern lediglich das dazu legitimierte Gesetzgebungsorgan des 
sozialistischen Staates. Dieses Beispiel zeigt insbesondere, wie 
eine falsche ideologische Position zur Verbindlichkeit des 
Rechts im Sozialismus die eigentliche Ursache eines Arbeits¬ 
streitfalles wird. 
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Normalsendungen 


Postkunde: Ich bin in unserem Betrieb für Fragen der Verwal¬ 
tungsorganisation und Bürotechnik verantwortlich. Die kürzlich 
bekanntgegebene Neugestaltung der Postanschrift erfordert 
auch bei uns einige Umstellungen, wie z. B. die Veränderung 
von Anschriftenspeichern, sowie eine gründliche Schulung ins¬ 
besondere der Schreibkräfte und der Mitarbeiter der betriebli¬ 
chen Poststelle. In diese organisatorischen und Qualifizierungs¬ 
maßnahmen möchte ich die Anforderungen des Postverkehrs 
umfassend mit einbeziehen. Soviel ich weiß, bereiten Sie eine 
Automatisierung der Briefbearbeitung vor. Aus meinen Erfah¬ 
rungen bei Automatisierungsvorhaben in unserem eigenen Be¬ 
reich weiß ich, daß solche Maßnahmen eine ganze Reihe von 
Randbedingungen erfordern. Ich kann mir daher vorstellen, daß 
es auch bei der Post mit der Umstellung der Anschrift allein 
nicht getan ist, sondern die Briefe auch hinsichtlich ihrer sonsti¬ 
gen Beschaffenheit bestimmten Kriterien entsprechen müssen. 
Abteilungsleiter: Ich freue mich, daß Sie uns vor der Einleitung 
von Veränderungen in Ihrem Postverkehr konsultieren. Ihren 
Überlegungen kann ich nur zustimmen. Ja, es gibt unsererseits 
sehr konkrete Vorstellungen über die Anforderungen an auto¬ 
matisch zu bearbeitende Briefsendungen - Anforderungen, die 
bereits in eine Rechtsvorschrift (Anordnung über den Post¬ 
dienst - Post-Anordnung - vom 28. Februar 1986, GBl. I S. 69) 
- Eingang gefunden haben. Briefsendungen, die für eine auto¬ 
matische und damit schnellstmögliche Bearbeitung geeignet 
sind, wercfen darin (§2 Absatz 2) als Normalsendungen be¬ 
zeichnet. Das sind — 


a) Postkarten (ohne Antwortkarte) und einteilige Drucksachen¬ 
karten, die hinsichtlich ihrer Steifigkeit sowie der Höchst- und 
Mindestmaße den allgemeinen Bestimmungen für Postkarten 
entsprechen (Mindestabmessungen 90 mm x 140 mm, Höchst¬ 
abmessungen 105 mm X 148 mm) 

b) rechteckige Briefe, Drucksachen und Wirtschaftsdrucksa¬ 
chen unter Ümschlag, bei denen folgende Bedingungen einge¬ 
halten sind; 

- Höchstgewicht; 20 g 

- maximale Dicke; 5 mm 

- Mindestmaße; 90 mm x 140 mm mit einer Toleranz von 
2 mm 

- Höchstmaße; 120 mm x 235 mm mit einer Toleranz von 
2 mm 

-Verhältnis von Länge zu Breite; mindestens 1,4;1 
Postkunde: Diese Toleranzbreite der Abmessungen läßt m. E. 
genügend Spielraum für Ihre Kunden, schließt sie doch auch 
das besonders für repräsentative Schreiben oder den Versand 
von Glückwünschen oft verwendete Längsformat von Briefum¬ 
schlägen mit ein. Gibt es besondere Bedingungen für die Be¬ 
schaffenheit der Umschläge? 

Abteilungsleiter: In dieser Hinsicht müssen die Umschläge den 
staatlichen Standards entsprechen und dürfen auch nicht aus 
einem Material hergestellt sein, das grundlegend andere physi¬ 
kalische Eigenschaften als Papier besitzt. 

Postkunde: Werden auch Anforderungen an die Beschaffen¬ 
heit des Inhalts von Normalsendungen.gestellt? 
Abteilungsleiter: Nur insoweit, .als keine hervorspringenden 
Gegenstände enthalten sein dürfen, weil dies zu Schäden an 
den Sendungen oder an den Bearbeitungsanlagen führen 
könnte. Detaillierte Anforderungen werden hingegen an die Be¬ 
schriftung der Anschriftseite gestellt. Sie finden diese Bestim¬ 
mungen in der Anlage 2 zur Post-Anordnung. Ich möchte sie Ih¬ 
nen anhand eines Musters (Bild) erläutern; 

• Die Anschrift muß in einem rechteckigen Feld (A) ange¬ 
bracht sein, das sich in einem Mindestabstand von 

- 40 mm vom oberen Rand des Umschlages (Toleranz 2 mm) 
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Zusteller: Welche Organe gibt es bei uns. die über Arbeits¬ 
streitfälle entscheiden? 

Schöffe: Wenn es auch der Normalfall ist, daß das sozialisti¬ 
sche Arbeitsrecht freiwillig und bewußt verwirklicht wird, so 
gibt es für den Fall, daß die Beteiligten nicht in der Lage sind, 
den Streitfall einschließlich seiner Ursachen durch eigenes 
Handeln zu beseitigen, die Organe zur Entscheidung von Ar¬ 
beitsstreitfällen. Auch können die Beteiligten, insbesondere der 
beteiligte Werktätige, die Hilfe staätlicher oder wirtschaftslei¬ 
tender Organe oder die Hilfe gesellschaftlicher Kräfte (z. B. der 
Gewerkschaften, der FDJ, des DFS usw.) in Anspruch nehmen. 
Zusteller: Was sind „Organe zur Entscheidung von Arbeits¬ 
streitfällen"? 

Schöffe: Arbeitsstreitfälle werden durch die Gerichte in einem 
besonders geregelten Verfahren entschieden bzw. gelöst. Da¬ 
bei muß man gesellschaftliche und staatliche Gerichte unter¬ 
scheiden. 

Zusteller: Was sind „gesellschaftliche Gerichte"? 

Schöffe: Gesellschaftliche Gerichte zur Entscheidung von Ar¬ 
beitsstreitfällen sind die Konfliktkommissionen, deren Tätigkeit 
im AGB (§§ 296ff.), im Gesetz über die gesellschaftlichen Ge¬ 
richte vom 25. März 1982 und in der Konfliktkommissionsord¬ 
nung vom 12. März 1983 geregelt ist. 

Zusteller: Es gibt aber doch noch die „Schiedskommissionen"? 
Schöffe: Die Schiedskommissionen sind ebenfalls gesell¬ 
schaftliche Gerichte, aber keine Organe zur Entscheidung von 
Arbeitsstreitfällen; hierfür sind sie nicht zuständig. Organe zur 
Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten, jedoch keine gesell¬ 
schaftlichen Gerichte, sind aber noch die Beschwerdekommis¬ 
sionen für Sozialversicherung des Freien Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes (§§ 297, 392 und 303 AGB). 

Zusteller: Welche staatlichen Gerichte entscheiden in Arbeits¬ 
streitfällen? 

Schöffe: Als staatliche Gerichte entscheiden in Arbeitsstreitfäl¬ 
len 

- die Kreisgerichte 


- 15 mm vom rechten Seitenrand 

- 15 mm vom unteren Rand 

befindet. Der maximale Abstand der Anschrift vom rechten Sei¬ 
tenrand beträgt 95 mm. 

• Für die Freimachung und die Abstempelung ist ein rechtecki¬ 
ges Feld (F) freizuhalten, das vom oberen Rand ausgehend 
40 mm hoch ist und vom rechten Rand ausgehend 74 mm lang. 
Innerhalb dieses Feldes müssen die Postwertzeichen oder Frei¬ 
stempelabdrucke angebracht sein. 

• Weitere, nicht zur Abschrift gehörende Angaben dürfen sich 
nicht befinden 

- unter der Anschrift (1) 

- rechts neben der Anschrift ab Freimachungs- und Stempel¬ 
zone bis zum unteren Rand des Umschlages (2) 

- links von der Anschrift in einer Zone, die mindestens 15 mm 
breit ist und von der ersten Zeile der Anschrift bis zum 


- die Bezirksgerichte 

— das Oberste Gericht. 

Dazu bestehen an den Kreisgerichten Kammern, an den Be¬ 
zirksgerichten und am Obersten Gericht der DDR Senate für Ar¬ 
beitsrecht. Die Tätigkeit der staatlichen Gerichte wird durch 
Rechtsvorschriften - vor allem durch das Gerichtsverfassungs¬ 
gesetz (GVG) und die Zivilprozeßordnung (ZPO) geregelt. Allge¬ 
mein ist die Beratung und Entscheidung eines Arbeitsstreitfal¬ 
les vor der Konfliktkommission Voraussetzung für die Anrufung 
des Kreisgerichts. 

Zusteller: Der Werktätige oder auch der Betrieb kann also nicht 
direkt mit seiner Sache zum Kreisgericht gelangen? 

Schöffe: Nein, das kann er in der Tat nicht. Davon gibt es nur 
sehr wenige Ausnahmen. Direkt zuständig ist das Kreisgericht 
in Arbeitsrechtssachen, 

1. wenn in einem Neuererrechtsstreit ein Werktätiger Ansprü¬ 
che gegen einen Betrieb erhebt, zu dem er in keinem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis steht oder zur Zeit des Neuerervorschlages 
stand 

2. wenn Streitigkeiten mit Hinterbliebenen eines Verstorbenen 
aus dessen Arbeitsrechtsverhältnis vor seinem Tode bestehen 

3. wenn sich der Werktätige in Untersuchungshaft oder im 
Strafvollzug befindet und Ansprüche aus dem vorherigen Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis geltend gemacht werden 

4. wenn der Betrieb vom Gläubiger eines Werktätigen als Dritt¬ 
schuldner in Anspruch genommen wird 

5. wenn der Staatsanwalt gemäß § 111 Abs. 2 ZPO gegen den 
Betrieb Klage erhebt. 

Außerdem kann das Kreisgericht ohne vorherige Beratung und 
Entscheidung der Konfliktkommission angerufen werden, wenn 
der Werktätige 

1. aktiven Wehrdienst leistet 

2. nicht mehr im Betrieb arbeitet, weil er ein Arbeitsrechtsver¬ 

hältnis mit einem anderen Betrieb in einem anderen Ort be¬ 
gründet hat. (H. Sohre) 


unteren Rand des Umschlages verläuft (3) 

-in einer Zone von 15mm Höhe ab unterem Rand des Um¬ 
schlages und von 140 mm Länge ab rechtem Rand des Um¬ 
schlages (4). Diese Zone kann sich - wie auch in unserem 
Beispiel - mit den oben genannten teilweise überdecken. 
Wegen der Einhaltung dieser für die automatische Bearbeitung 
erforderlichen Freizonen ist es auch notwendig, die Absender¬ 
angabe - falls si& nicht auf die Rückseite geschrieben wird - in 
der linken oberen Ecke der Anschriftseite anzubringen. Ver¬ 
merke über Sendungsarten oder Zusatzleistungen sind bei 
Briefsendungen unter Umschlag in der linken oberen Ecke (ggf. 
unter der Absenderangabe), bei Sendungen in Kartenform 
oberhalb der Empfängeranschrift niederzuschreiben. 
Postkunde: Gilt dies auch für den internationalen Postverkehr? 
Abteilungsleiter: Die Post-Anordnung regelt den Postverkehr 
innerhalb der DDR. Die Bestimmungen des Weltpostvertrages 

über Normalbriefsendungen 
stimmen jedoch weitestge¬ 
hend mit den von mir erläuter¬ 
ten nationalen Vorschriften 
überein. 

(D. Heinrich) 
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Disziplin und Ordnung - 
entscheidende Elemente 
der kommunistischen 
Erziehung (I) 

(4/1986, S. 169) 


Leiter des Amtes: Beim aufmerksamen Studieren der Doku¬ 
mente des XI. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands (17.-21. April 1986) finden wir zum einen unsere 
Ausführungen zu der pädagogisch-psychologischen Kategorie 
„Konsequenz" (vgl. dDP, Hefte 5/1985, S. 193; 6/1985, S: 241; 
2/1986, S. 57) bestätigt und zum anderen immer wieder direkte 
oder indirekte Hinweise auf Disziplin und Ordnung als wesentli¬ 
che Effektivitätsfaktoren. Daher wollen wir uns diesem Pro- 
blemkreis zuwenden. 

Stellenleiter: In dem Roman „Tauwetter" des bekannten sowje¬ 
tischen Schriftstellers lija Ehrenburg (1891-1967) las ich ein¬ 
mal: „Ohne Disziplin ... kann ich mir weder ein großes Werk 
hoch das Leben eines einzelnen Menschen vorstellen, wenn 
dieser Mensch ein Kommunist ist." Das gilt aber nicht nur für 
die Kandidaten und Mitglieder der SED, sondern für alle Werk¬ 
tätige unseres Landes. Was heißt eigentlich „Disziplin"? 

Leiter des Amtes: Dieser Terminus ist vom lateinischen „disci- 
plina" = „Lehre, Zucht" abgeleitet. Das mittelhochdeutsche 
„disCipline" wurde für „geistliche Zucht" verwendet. In dem 
„Handwörterbuch der deutschen Gegenwartssprache" des Aka¬ 
demie-Verlages (Berlin 1984) werden vier Bedeutungen unter¬ 
schieden, und zwar 

-\däs Sich-Einfügen^n eine soziale Ordnung und die Einhal¬ 
tung der dafür geltenden Normen und Regeln 
- Beherrschung des eigenen Willens, der eigenen Gefühle und 
Neigungen, um eine besondere Leistung zu vollbringen 


- Teilgebiet in der Wissenschaft [z. B. ,Grundlagen der Ökono¬ 
mik des Nachrichtenwesens'] 

- Teilgebiet einer Sportart" (z. B. Riesenslalom innerhalb von 
Skiwettkämpfen). 

Auf die beiden zuletzt genannten Bedeutungen wird in unserer 
Gesprächsrunde nicht weiter eingegangen. 

Stellenleiter: Nennen Sie bitte einige Bereiche, in denen „Diszi¬ 
plin" unumgänglich ist, soll ein optimaler gesellschaftlicher 
und/oder persönlicher Effekt erzielt werden. 

Leiter des Amtes: In diesem Zusammenhang denke ich insbe¬ 
sondere an 

- Staats-, Partei-, Gewerkschafts- (usw.) Disziplin in Verwirkli¬ 
chung des demokratischen Zentralismus 

- Arbeitsdisziplin 

- Disziplin innerhalb eines Arbeitskollektivs, speziell eines „Kol¬ 
lektivs der sozialistischen Arbeit" 

- Disziplin in der Kampfgruppe der Arbeiterklasse, den Forma¬ 
tionen der Zivilverteidigung u. ä. 

- Disziplin an den Vorschuleinrichtungen, an den POS und EOS 
sowie auf dem Gebiet der Berufsausbildung 

- Studiendisziplin an den Hoch- und Fachschulen 

- Disziplin im Wohnbereich 

- Disziplin im persönlichen Leben. 

Stellenleiter: Unsere sozialistische Gesellschaft erwartet ent¬ 
sprechend ihren ethischen Grundsätzen von jedem Bürger, ob 
jung oder alt, eine maximale bewußte Disziplin. Welche Kom¬ 
ponenten müssen aktiviert werden, um dieses hohe Ziel zu er¬ 
reichen? 

Leiter des Amtes: Ich sehe hier vor allem Einflußgrößen nach¬ 
stehenden Inhalts: 

• Ausgangspunkt bilden zweifellos juristische, moralische und 
selbst gegebene Verhaltensnormen (z. B. Gesetze; aus dem 
Charakter der Gesellschaftsordnung abgeleitete Einstellungen 
zu Kindern, älteren Menschen usw.; Einteilung und Nutzung der 
individuellen Freizeit). Die zuletzt genannte Gruppe ist identisch 
mit „Selbstdisziplin", worauf noch näher eingegangen wird. 




Gütertransport 
für Bürger (II) 


(4/1986. S. 169) 


Mitarbeiter: Wann ist das Entladen des Straßenfahrzeugs 
beendet? 

Justitiar: Wenn das Straßenfahrzeug frei von Ladegütern, La¬ 
dungsrückständen, Befestigungs- und Verpackungsmitteln ist, 
gilt die Entladung als beendet. Im Falle der Entladungspflicht ist 
sogar die Besenreinheit herzustellen. 

Mitarbeiter: Darf ich als Absender auf dem Straßenfahrzeug 
mitfahren? 

Justitiar: Das Mitfahren als Begleitung ist zwischen Ihnen und 
dem Kraftverkehrsbetrieb zu vereinbaren. Der Kraftverkehrsbe¬ 
trieb hat Ihrem Wunsch zu entsprechen, wenn im (!) Straßen¬ 
fahrzeug die Platzmöglichkeit hierfür gegeben ist. 

Mitarbeiter: Gibt es Fristen für die Lieferung der Güter? 
Justitiar: Für den normalen Transport gelten folgende gesetzli¬ 
chen Lieferfristen: 

- im Nahverkehr: 4 Stunden 

- im Fernverkehr 

a) bis 300 km Fahrstrecke je angefangene 100 km: 6 Stunden 

b) über 300 km Fahrstrecke je angefangene 100 km: 8 Stunden. 
Diese Fristen gelten nicht für Güter, deren Eigenart einen be¬ 
sonders vorsichtigen oder langsamen Transport erfordert. In 
diesem Falle sind längere Fristen zu vereinbaren und im Fracht¬ 
brief zu vermerken. 

Mitarbeiter: Gibt es noch gesetzliche Gründe für eine Liefer¬ 
fristverlängerung? 

Justitiar: Die gibt es gemäß §20 LTOK z. B. für die Dauer des 
Aufenthalts, der durch staatliche Maßnahmen verursacht 
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wurde, oder durch ein eingetretenes Hindernis, für das der 
Kraftverkehrsbetrieb nicht verantwortlich ist. 

Mitarbeiter: Nach welchen Grundsätzen geschieht die Fracht¬ 
berechnung? 

Justitiar: Der Kraftverkehrsbetrieb berechnet das Transportent¬ 
gelt nach den geltenden preisrechtlichen Bestimmungen auf 
der Grundlage der im Frachtdokument und in dem dazugehöri¬ 
gen Leistungsnachweis eingetragenen und durch den Absender 
und Empfänger bestätigten Angaben. Sie sollten sich also als 
Transportkunde genau ansehen, was Sie unterschreiben. 
Mitarbeiter: Es kommt doch aber vor, daß man z. B. bei der 
Entladung per Kipper gar nicht anwesend ist, weil der Lieferter¬ 
min nicht feststand; wie geht da die Bestätigung vor sich? 
Justitiar: Wenn der Kraftverkehrsbetrieb aus Gründen, für die 
er nicht verantwortlich ist, keine Bestätigung über die. Richtig¬ 
keit der vom Kraftverkehrsbetrieb eingetragenen Angaben 
durch den Transportkunden erhält, vollzieht sich die Berech¬ 
nung aufgrund der Eintragungen des Kraftfahrers. 

Mitarbeiter: Darf der Kraftfahrer gleich nach erbrachter Lei¬ 
stung das Transportentgelt verlangen? 

Justitiar: Die Rechnungen für Transportleistungen im allgemei¬ 
nen Ladungstransport und im Schwertransport sind bis zum 
sechsten Werktag nach Erledigung zu erteilen. Sofern nichts 
anderes vereinbart wurde, sind diese im Gütertaxi- und Möbel¬ 
transport unmittelbar nach Beendigung der Leistung zu bezah¬ 
len. 

Mitarbeiter: Mein Nachbar hat sich ein Gewächshaus bei der 
BHG gekauft und durch den Kraftverkehrsbetrieb anliefern las¬ 
sen. Beim Entladen wurde festgestellt, daß in einer Glaskiste ei¬ 
nige Scheiben zerbrochen waren. 

Justitiar: Stellt der kraftverkehrsbetrieb den Schaden fest, hat 
er unverzüglich den Tatbestand schriftlich aufzunehmen. Die 
Aufnahme ist dann auch im Frachtdokument zu vermerken. Der 
Bürger (Empfänger) hat die Aufnahme des Tatbestandes 

— bei äußerlich erkennbaren Schäden unverzüglich, spätestens 
bei_ Ablieferung der Güter 

- bei äußerlich nicht erkennbaren Schäden unverzüglich nach 
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• Der Grad der bewußten Disziplin ist in hohem Maße davon 
abhängig, wie sich der Schüler, Lehrling, Werktätige oder Stu¬ 
dent mit den von der Gesellschaft postulierten Verhaltensnor¬ 
men persönlich identifiziert. Darauf haben Einfluß: die Einstel¬ 
lung zum sozialistischen Vaterland, aber auch beispielsweise 
zum Kollektivleiter; Umfang und Tiefe der eigenen Mitwirkung 
beim Zustandekommen von Rechtsnormen, z. B. im Gesetz 
über das Post- und Fernmeldewesen vom 29. November 1985; 
die Erkenntnis, daß die Gesetze usw. in ihrer konsequenten 
Realisierung dem betreffenden Bürger selbst unmittelbar zu¬ 
gute kommen, beispielsweise die Bekämpfung der .Verkehrs¬ 
rowdys", und die Erfahrungen hinsichtlich der Übereinstim¬ 
mung von Rechtsvorschriften und Rechtswirklichkeit. 

• Die Motivstruktjur für eine bewußte Disziplin ist - wie die Pra¬ 
xis immer wieder zeigt - sehr vielschichtig. So werden in der 
Mehrzahl der Fälle die Verhaltensnormen aus Einsicht in die 
Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit unter Berücksichtigung 
des oben Gesagten eingehalten. Sicher darf aber auch nicht 
übersehen werden, daß die festgeschriebenen rechtlichen und/ 
oder moralischen Sanktionen das ihre zu einem disziplinierten 
Verhalten beitragen. 

Stellenleiter: Bekanntlich enthalten die Rechtsvorschriften 
auch Festlegungen darüber, wie z. B. die Gesetze mit Zwang 
durchgesetzt werden können und müssen. Welches Wechsel¬ 
verhältnis sehen Sie zwischen Zwang und Überzeugung? 

Leiter des Amtes: Oberste Maxime der kommunistischen Er¬ 
ziehung bildet die Überzeugungsarbeit. Stets wird versucht, 
dem Werktätigen usw. Ursachen, Vorteile pder Konsequenzen 
einer Maßnahme oder Festlegung sachkundig und geduldig zu 
erläutern. Leider gibt es aber in unserer täglichen Leitungspra¬ 
xis noch Fälle mangelnder Einsicht aus z. B>. Aversion gegen un¬ 
seren Staat oder einzelne Leiter; Desinteresse am gesellschaft¬ 
lichen Ganzen; Bequemlichkeit; moralischer Haltlosigkeit; 
Oberflächlichkeit; falsch gerichtetem Ehrgeiz bzw. gesellschaft¬ 
lich negativ gerichteter Intelligenz; schlechtem Willen; geisti¬ 
gem Unvermögen, die Zusammenhänge zu verstehen, oder 


Feststellung, spätestens jedoch bis zu sieben Kalendertagen 
nach Ablieferung der Güter beim Kraftverkehrsbetrieb zu be¬ 
antragen. Der Kraftverkehrsbetrieb ist zur Tatbestandsauf¬ 
nahme verpflichtet. Sie ist Grundlage für das Geltendmachen 
von Schadenersatzansprüchen. Für die Tatbestandsauf¬ 
nahme gibt es Vordrucke, die jeder Kraftverkehrsbetrieb be¬ 
sitzt. 

Mitarbeiter: Hat mein Nachbar nun Anspruch auf Schadener¬ 
satz gegenüber dem Kraftverkehrsbetrieb? 

Justitiar: Die Frage kann man nicht ohne nähere Untersuchung 
der Ursache beantworten. Grundsätzlich haftet der Kraftver¬ 
kehrsbetrieb für Schäden an Gütern, die in der Zeit von der An¬ 
nahme bis zur Ablieferung der Güter entstehen. Er haftet je¬ 
doch nicht für Schäden, die ausschließlich darauf zurückzufüh¬ 
ren sind, daß 

- Güter auf Verlangen oder in Übereinstimmung mit dem Ab¬ 
sender auf offenen Straßenfahrzeugen transportiert werden 
(Verlustgefahr) 

- Güter ohne Verpackung oder mit Verpackungsmängeln, die 
bei der Annahme nicht offensichtlich waren, transportiert 
werden 

- Güter, die vom Absender verladen worden sind, mit Mängeln 
in der Verladeweise, die bei der Annahme nicht offensichtlich 
waren, transportiert werden 

- Güter aufgrund ihrer natürlichen Eigenschaften während des 
Transports, der Be- oder Entladung einen Verlust, eine Be¬ 
schädigung oder eine andere Beeinträchtigung ihres Wertes 
(z. B. Bruch, Rosten, Rinnverlust, innerer Verderb, Austrock¬ 
nen) erleiden können. Jedoch ist der Kraftverkehr dann ver¬ 
antwortlich, wpnn er die ihm obliegenden Pflichten verletzt 
oder Anweisungen und sonstige Hinweise des Absenders un¬ 
beachtet läßt. 

Für über die Haftung des Kraftverkehrsbetriebes hinausge¬ 
hende Schäden kann der Bürger eine Versicherung entspre¬ 
chend den Versicherungsbedingungen abschließen. Der Kraft¬ 
verkehrsbetrieb hat den Abschluß dieser Versicherung zu ver¬ 
mitteln. Bei einer ordnungsgemäßen Beratung hätte bzw. hat 


grundsätzlich kriminellem Verhalten. Dort ist mit verbaler Über¬ 
zeugung kein gesellschaftlicher Effekt erreichbar. Folglich müs¬ 
sen nach Schwere und konkreter Lage des Falles differenzierte 
Sanktionen ergriffen werden (z. B. Anwendung der Ordnungs¬ 
strafbestimmungen im § 35 des o. a. Gesetzes über das Post- 
und Fernmeldewesen). 

Stelienleiter: Was ist unter „Kadavergehorsam" zu verstehen? 
Leiter des Amtes: Lassen Sie mich zunächst unseren ersten 
Staatspräsidenten, Wilhelm Pieck, zitieren: „Ohne Disziplin 
kann es keine schlagkräftige Partei geben, und wir wollen doch 

- das ist auch unsere Aufgabe - die Reaktion und die Imperiali¬ 
sten schlagen. Aber diese Disziplin soll kein Kadavergehorsam 
sein. Wir brauchen in der Partei /und nicht nur dort!/ eine frei¬ 
willige Disziplin, die innerster Überzeugung entspringt." (Zu¬ 
satz und Sperrung v. Verf.). Entsprechend dem bereits genann¬ 
ten „Handwörterbuch" bedeutet der im 19. Jh. entstandene Be¬ 
griff „unbedingten, blinden, völlige Unterwei;fung ausdrücken¬ 
den Gehorsam". Es bedarf wohl keines Beweises, daß zwischen 
bewußter Disziplin unter sozialistischen Produktionsverhältnis¬ 
sen und Kadavergehorsam ein himmelweiter Unterschied be¬ 
steht. Schließlich gilt bei uns als Verfassungsgrundsatz „Ar¬ 
beite miVplane mit, regiere mit!" (Artikel 21). 

Stellenleiter: Die auf dem XI. Parteitag beschlossenen hohen 
ökonomischen Ziele sind m. E. nur erreichbar, wenn im Arbeits¬ 
prozeß u. a. eine vorbildliche Disziplin als Ausdruck großen per¬ 
sönlichen Engagements eines jeden Werktätigen herrscht. Wo¬ 
durch wird die Arbeitsdisziplin - ausgehend von den hierzu er¬ 
lassenen vielfältigen Rechtsvorschriften vom AGB bis hin zu 
den Funktionsplänen - im einzelnen beeinflußt? 

LeKer des Amtes: Hierzu gehören vor allem folgende Faktoren: 

- Persönliche Identifikation mit der Arbeit grundsätzlich und 
der konkret zu verrichtenden im Speziellen 

- Motivation aus der Übereinstimmung von persönlichen und 
gesellschaftlichen Interessen. 

(H. Weis) 


Ihr Nachbar bestimmt eine Versicherung abgeschlossen. 
Mitarbeiter: Zu welchen'Bedingungen kann man sich ein Güter¬ 
taxi bestellen? 

Justitiar: Wenn Bürger für den Transport von Gütern Straßen¬ 
fahrzeuge bis zu 3,51 Nutzmasse bestellen, ohne dabei eine Be¬ 
stellfrist einhalten zu müssen, liegt ein Gütertaxitransport vor. 
Die Bestellung braucht nicht schriftlich zu sein. Der Güterta¬ 
xiauftrag hat bestimmte Angaben zu enthalten. Er wird nach 
den Angaben des Bürgers vom Kraftverkehrsbetrieb ausgefüllt. 
Bei der Entgegennahme der Bestellung hat der Kraftverkehrs¬ 
betrieb diese entsprechend den Anforderungen zu bestätigen 
oder mit dem Absender einen anderen Zeitpunkt für die Trans¬ 
portausführung zu vereinbaren, wenn der Transport zum ge¬ 
wünschten Zeitpunkt nicht möglich ist. Bei schriftlichen Bestel¬ 
lungen (ich empfehle per Einschreiben) gilt die Bestellung des 
Gütertaxis als bestätigt, wenn nicht spätestens 16 Stunden vor 
dem geforderten Zeitpunkt der Bereitstellung des Gütertaxis 
eine anderweitige Erklärung des Kraftverkehrsbetriebes beim 
Besteller vorliegt. 

Mitarbeiter: Was passiert, wenn ich das Gütertaxis umsonst 
bestellt habe? 

Justitiar: Eine Abbestellung des Gütertaxis ohne Sanktionen 
für Sie ist nur möglich, wenn sie bis zum Einsatz des Gütertaxis 
zur Beladestelle stattfindet. Sie haben dem Kraftverkehrsbe¬ 
trieb eine Sanktion in Höhe von 20,- Mark zu zahlen, wenn das 
Gütertaxi nicht rechtzeitig abbestellt oder das bereitgestellte 
Gütertaxi nicht in Anspruch genommen wurde. Hinzu kommen 
noch die Tarifkosten für die An- und Abfahrt. 

Mitarbeiter: Wann hat eine Möbeltransportanmeldung zu erge¬ 
hen? 

Justitiar: Den Möbeltransport hat der Absender spätestens 
14 Kalendertage vor Beginn mündlich beim Kraftverkehrsbe¬ 
trieb zu bestellen. Das Vertragsexemplar wird bei der Bestel¬ 
lung vom Kraftverkehrsbetrieb nach den Angaben des Absen¬ 
ders ausgefüllt. Die Abbestellung von Möbeltransporten muß 
mindestens drei Tage vor dem vereinbarten Transporttermin 
vorliegen. (G. Seyda) 
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RUNDSCHAU 


(Aufn. Tluste, Berlin) 


30 Jahre Zeitschrift 
DIE DEUTSCHE POST 

- Grußadressen - 


Im August 1956 lag das erste Heft unserer Zeitschrift für das 
Post- und Fernmeldewesen der DDR bei den Beziehern vor. 

Seither sind drei Jahrzehnte vergangen. Ob und wie DIE DEUT¬ 
SCHE POST an der Gestaltung eines sozialistischen Nachrich¬ 
tenwesens in unserer Republik mitgeholfen hat, spiegelt sich 
wohl am nachhaltigsten und eindrucksvollsten in jenen zahlrei¬ 
chen Grußadressen wider, die die Redaktion aus Anlaß ihres 
Jubiläums erhielt. Solche grüßenden und würdigenden Mei¬ 
nungsäußerungen erhielten wir... 

... von unserem Minister für Post- und Fernmeldewesen 



Zum 30. Jahrestag des Erscheinens des ersten Heftes unserer 
Fachzeitschrift übermittle ich den Mitarbeitern der Redaktion 
sowie des Transpress-Verlages, den Mitgliedern des Redak¬ 
tionsbeirates, den Autoren und Korrespondenten herzliche 
Grüße und Glückwünsche. Drei Jahrzehnte Geschichte der Zeit¬ 
schrift für das Post- und Fernmeldewesen sind untrennbar ver¬ 
bunden mit der Entwicklung der Deutschen Post zu einem mo¬ 
dernen, zuverlässigen und stabilen Nachrichteninstrument für 
Staat, Wirtschaft und die Bürger der DDR. DIE DEUTSCHE 
POST wirkte mit ihrem ausgewogenen und vielfältigen Inhalt 
immer darauf hin, daß unser sozialistisches Nachrichtenwesen 
seinen gesellschaftlichen Klassenauftrag mit immer besserer 
Qualität erfüllt. Sie widerspiegelte die Praxis des Betriebs- und 
Verkehrsgeschehens, erfüllte ihre Rolle als Tribüne des Erfah¬ 
rungsaustausches und trug erfolgreich zur Erziehung und Bil¬ 
dung einer Generation sozialistischer Postler bei. Durch zielge¬ 
richtete Beiträge und interessante Aufmachung förderte die 
Zeitschrift den Berufsstolz unserer Mitarbeiter und die Freude 
an den eigenen Leistungen. 

Damit erwarb sich das Organ Ansehen und Anerkennung bei 
seiner Leserschaft. Nun wird DIE DEUTSCHE POST ihren Bei¬ 
trag zur Verwirklichung der Beschlüsse des XI. Parteitages der 
SED leisten. Solche Themen, wie der wissenschaftlich-techni¬ 
sche Fortschritt beschleunigt wird, wie auch im Post- und Fern¬ 


meldewesen die immer stärkere Anwendung der Schlüsseltech¬ 
nologien zu höherer Effektivität und Qualität der Leistungen 
des Post-, Fernmelde- und Funkwesen beiträgt, müssen in den 
nächsten Jahren das Profil der Zeitschrift prägen. Dabei kommt 
es darauf an, die Fachbeiträge auf das richtige politische Fun¬ 
dament zu stellen und durch kluge, überzeugende und volksver¬ 
bundene Argumentation sozialistische Grundhaltungen, Lei¬ 
stungswissen und Leistungsfähigkeit der Werktätigen des Post- 
und Fernmeldewesens zu fördern. 

Für die in den 30 Jahren geleistete verantwortungsvolle Arbeit 
spreche ich allen, die die Zeitschrift geschrieben, redigiert, ge¬ 
druckt und vertrieben haben. Dank und Anerkennung aus. Ich 
bin davon überzeugt, daß Redaktion und Redaktionsbeirat auch 
die künftigen Aufgaben mit hoher Einsatzbereitschaft und jour¬ 
nalistischem Können meistern werden. Dazu wünsche ich viel 
Tatkraft, Gesundheit und persönliches Wohlergehen. 

Mit sozialistischem Gruß 


Schulze, Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrates 
der DDR und Minister für 
Post- und Fern meldewesen 



... vom Zentralvorstand der IG Transport- und Nachrichtenwesen 


Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Anläßlich des 30. Jubiläums der Zeitschrift' DIE DEUTSCHE 
POST übermittelt Euch das Sekretariat des ZehtralvorstarKles 
der Industriegewerkschaft Transport- und Nachrichtenwesen 
die herzlichsten Grüße und Glückwünsche. Ihr habt mit den 
Euch eigenen journalistischen Mitteln DIE DEUTSCHE POST 
immer stärker von einer vorwiegend wissenschaftlichen Cha¬ 
rakter tragenden Zeitschrift zu einem Sprachrohr aller Postler 
entwickelt, das heute zunehmend die Initiativen der Werktäti¬ 
gen des Post- und Fernmeldewesens widerspiegelt. In diesem 
Prozeß hat sich die kameradschaftliche Zusammenarbeit zwi¬ 
schen den verantwortlichen Kollegen Eurer Zeitschrift und un¬ 
serem Zentralvorstand weiter vertieft. Mit Euren Beiträgen för¬ 


dert Ihr besonders die Aktivitäten der Werktätigen im sozialisti¬ 
schen Wettbewerb und unterstützt damit zugleich ihre klassen¬ 
mäßige Erziehung. Dafür möchten wir Euch, liebe Kolleginnen 
urtd Kollegen, anläßlich des 30. Jubiläums recht herzlich dan¬ 
ken. Wir sind überzeugt, daß Ihr den eingeschlagenen Weg im 
Sinne der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED weiter ent¬ 
schlossen gehen werdet und wünschen Euch dafür Erfolg so¬ 
wie Gesundheit und persönliches Wohlergehen. 

Mit gewerkschaftlichem 

Kalauch, 

Vorsitzender 
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... vom Wissenschaftsbereich 
Ökonomie des Nachrichtenwesens 

30 Jahre Bestehen unserer Zeitschrift „Oie Deutsche Post" ist 
ein willkommener Anlaß, der Redaktion und Ihrem Verantwortli¬ 
chen Redakteur, Gen. Hille, sowie allen anderen Mitarbeitern zu 
danken, die in diesen drei Jahrzehnten den Inhalt unserer Fach¬ 
zeitschrift mit prägten. Sie verkörpert ganz sichtbar ein Stück 
unserer Postgeschichte in der Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik und zeigt, unter welchen schwierigen Bedingungen hier 
ein neues Post- und Fernmeldewesen entstand. Was dabei er¬ 
reicht wurde, spiegelt sich auch in vielen Veröffentlichungen in 
den Jahrgängen wider und dokumentiert so diese Entwicklung. 
Auch an der Hochschule für Verkehrswesen hat die „Die Deut¬ 
sche Post" ihren festen Platz. In der Aus- und Weiterbildung 
der Studierenden ist sie schon lange nicht mehr wegzudenken. 
All das berechtigt uns, unserer Zeitschrift „Die Deutsche Post" 
für ihre Hilfe in den vergangenen dreißig Jahren zu danken und 
für die künftigen Jahre ihr alles erdenklich Gute zu wünschen. 

Prof. Dr. sc. oec. G. Rehbein, Generaldirektor im Ministerium 
für Post- und Fernmeldewesen; Leiter des Wissenschaftsberei¬ 
ches Ökonomie des Nachrichtenwesens 


...vom Institut für 
Post- und Fernmeldewesen 

30 Jahre Zeitschrift „Die Deutsche Post", das sind aus der Sicht 
des Instituts für Post- und Fernmeldewesen vor allem 30 Jahre 
aktive Mitarbeit an der inhaltlichen Gestaltung. Das Institut wid¬ 
met dieser Fachzeitschrift die gleiche Aufmerksamkeit wie den 
von ihm herausgegebenen Publikationen. Wir sehen unsere vor¬ 
rangige Aufgabe dabei darin, die Mitarbeiter des Wirtschafts¬ 
zweiges umfassend und verständlich zu informieren. In seiner 
Würdigung der Zeitschrift anläßlich des 25jährigen Bestehens 
wies der Minister für Post- und Fernmeldewesen darauf hin, 
daß es notwendig ist, Fragen zum wissenschaftlich-techni¬ 
schen Fortschritt verstärkt zu publizieren. Wir können nach fünf 
Jahren feststellen, daß es uns gelang, diesem Auftrag nachzu¬ 
kommen: Von den insgesamt 41 Veröffentlichungen, die Mitar¬ 
beiter des IPF verfaßten, enthielten z. B. 24 Prozent Fragen der 
Anwendung der Mikroelektronik und 15 Prozent Informationen 
zur Roboter- und Handhabetechnik. Dieser Trend wird sich 
auch in Zukunft weiter fortsetzen, denn wir stehen erst am An¬ 
fang einer Entwicklung, die gegenwärtig insbesondere be¬ 
stimmte Prozesse im Postwesen völlig neu gestaltet. Ich wün¬ 
sche der Redaktion und dem Redaktionskollegium weiterhin 
viele gute Ideen und allen Lesern auch in Zukunft eine interes¬ 
sante,vielseitige Fachzeitschrift. 

In Vertretung 

Prof. Dr. sc. techn. Thiele, Oberdirektor 


...vom Organisations- und 
Rechenzentrum Berlin 

Zum 30jährigen Bestehen der Zeitschrift „Die Deutsche Post" 
übermitteln Ihnen die Mitarbeiter des ORZ die herzlichsten 
Glückwünsche. 

In den vergangenen Jahren hat Ihre Zeitschrift maßgeblich mit 
dazu beigetragen, die Mitarbeiter der Deutschen Post mit 
neuen Aufgaben, Techniken und Technologien und den damit 
verbundenen Anforderungen vertraut zu machen. Auch wir nut¬ 
zen die Zeitschrift, um den immer umfassenderen Einsatz der 
modernen Rechentechnik im Wirtschaftszweig und dabei er¬ 
reichte Erfolge zu propagieren, aber auch um auf Probleme und 
Anforderungen aufmerksam zu machen. 

Wir wünschen der Zeitschrift „Die Deutsche Post" weiterhin 
viel Erfolg. 

Dr. Uhlig, Oberdirektor 


...von der Ingenieurschule 
„Rosa Luxemburg", Leipzig 

Anläßlich des 30jährigen Bestehens der Zeitschrift „Die Deut¬ 
sche Post", übermittelt die Ingenieurschule „Rosa Luxemburg" 
die herzlichsten Glückwünsche. Das Jubiläum ist Anlaß, der Re¬ 
daktion für die langjährige gute Zusammenarbeit zu danken. 
Die Veröffentlichungen in der Zeitschrift „Die Deutsche Post" 
sind eine wirksame Unterstützung für den Ausbildungsprozeß 
an der Ingenieurschule. Dank der aktuellen und richtungswei¬ 
senden Beiträge kann stets eine enge Verbindung zum Unter¬ 
richtsprozeß hergestellt werden. Die Ingenieurschule „Rosa Lu¬ 
xemburg" wird auch weiterhin durch zielgerichtete Beiträge die 
Wirksamkeit der Zeitschrift „Die Deutsche Post" unterstützen. 

Ludwig, Direktor 

...von der Hochschule für 
Verkehrswesen „Friedrich List", 

Dresden 

Zum 30jährigen Bestehen der Zeitschrift für das Post- und Fern¬ 
meldewesen der DDR „Die Deutsche Post" überbringe ich der 
unter der bewährten Leitung unseres langjährigen Freundes 
Horst Hille stehenden Redaktion und dem Redaktionsbeirat die 
herzlichsten Grüße und alle guten Wünsche der Mitarbeiter und 
Studenten der Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List" 
Dresden. „Die Deutsche Post" zeichnet sich durch die Breite 
und Vielfalt der in ihr behandelten Probleme und ihre sehr gute 
Gestaltung besonders aus, und wir nutzen sie gern, um neueste 
Forschungsergebnisse zu technischen, technologischen und 
ökonomischen Problemen des Post- und Fernmeldewesens, 
aber auch aktuelle Ergebnisse im Leben der Hochschule einem 
großen Kreis von erfahrenen Praktikern mitzuteilen. Umgekehrt 
sind uns die in der Zeitschrift aus den Instituten, Betrieben und 
Dienststellen des Nachrichtenwesens veröffentlichten Beiträge 
eine wertvolle Hilfe bei der Bildung und Erziehung der uns an¬ 
vertrauten künftigen Hochschulkader. Eine weitere erfolgreiche 
Arbeit im Sinne des „theoria cum praxi" wünscht der Redaktion 
und d^m Beirat 

Prof. Dr.-Ing. habil. Peter Gräbner, Rektor der Hochschule für 
Verkehrswesen „Friedrich List" Dresden 

...von der Kammer der Technik, 

Fachverband Nachrichtenwesen 

Seit dreißig Jahren ist die Fachzeitschrift DIE DEUTSCHE POST 
ein Wegbereiter des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
im Post- und Fernmeldewesen. Dieses Jubiläum gibt dem Vor¬ 
stand des Fachverbandes Nachrichtenwesen der KDT Anlaß, 
für die langjährige Unterstützung Dank zu sagen, die die soziali¬ 
stische Ingenieurorganisation beim Popularisieren der Ziele, 
Wege und Ergebnisse der wissenschaftlich-technischen Ge¬ 
meinschaftsarbeit durch die Redaktion dieser Zeitschrift er¬ 
hielt. Vergleicht man die ersten Jahrgänge unserer Fachzeit¬ 
schrift mit denen der letzten Zeit, so widerspiegelt das deutli¬ 
cher, als es mit Worten ausdrückbar ist, welche Entwicklung 
das Nachrichtenwesen in unserer Gesellschaft genommen hat. 
DIE DEUTSCHE POST war nicht nur Berichterstatter über diese 
Entwicklung, sie war durch die Vielfalt und Aktualität ihrer Bei¬ 
träge auch Mitgestalter des Erreichten. 

Prof. Dr. Dautz, Vorsitzender 

...vom Philatelistenverband 
im Kulturbund der DDR 

Zum 30jährigen Erscheinen gratulieren wir der Zeitschrift „Die 
Deutsche Post" herzlich. Das Blatt der Postler der DDR hat seit 
vielen Jahren immer wieder auch den Bereichen der Philatelie 
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und der Postgeschichte in Artikeln und Meldungen Aufmerk¬ 
samkeit gewidmet und Raum geboten. Viele Postler sind auf 
diese Weise mit den Aktivitäten und Motivationen der Philateli¬ 
sten und ihres Verbandes im Kulturbund der DDR bekannt und 
besser vertraut gemacht worden. Dafür möchten wir der Zeit¬ 
schrift, ihrer Redaktion und ihrem Beirat herzlich danken. Daß 
sich die Verbindung von Post und Philatelie auch künftig mit 
derselben Wirksamkeit widerspiegelt, wünschen wir uns und Ih¬ 
ren Lesern als 

Philatelistenverband im Kulturbund der DDR, Zentralvorstand 
Peter Fischer, Vorsitzender, Günther Wünsche, Sekretär 

...vom Rundfunk- und 
Fernsehtechnischen Zentralamt 

Zum 30jährigen Jubiläum des Erscheinens der Zeitschrift „Die 
Deutsche Post" möchte ich meine herzlichste Gratulation sowie 
die Glückwünsche meines Betriebskollektivs übernutteln. Viele 
Mitarbeiter unseres Amtes, Wissenschaftler, Ingenieure, Öko¬ 
nomen, nutzen seit Jahren die Gelegenheit, in der „Deutschen 
Post" ihre wissenschaftlich-technischen Ergebnisse und damit 
die Leistungen des RFZ für das Funkwesen der Deutschen Post 
dem Leserkreis vorzustellen. Mit anspruchsvollen, interessan¬ 
ten Beiträgen werden wir auch weiterhin unseren Anteil an der 
ständigen Qualitätserhöhung des Organs unseres Wirtschafts¬ 
zweiges leisten und so mit zu dessen Popularität beitragen. Für 
die Zukunft der Zeitschrift, das Erreichen unseres gemeinsa¬ 
men Zieles, der Erfüllung der uns vom XI. Parteitag der SED ge¬ 
stellten Aufgaben, wünsche ich allen Mitarbeitern der Redak¬ 
tion Schaffenskraft und persönliches Wohlergehen. 

Dr. Hermann, Hauptdirektor, Leiter des RFZ 

...vom Zentralen Post- und 
Fernmeldeverkehrsamt 

Es ist mir eine besondere Freude, Ihnen und Ihrem Redaktions¬ 
beirat aus Anlaß des 30jährigen Jubiläums der Zeitschrift im 
Namen der Leser des ZPF die herzlichsten Glückwünsche zu 
übermitteln. Ich verbinde damit den Dank für die umfassende, 
anschauliche und praxisnahe Berichterstattung, die für jeden 
Postler interessante Artikel enthält und die qualitätsgerechte 
Erfüllung unserer Aufgaben wesentlich unterstützt. Ich wün¬ 
sche deshalb allen Mitarbeitern für die Zukunft Gesundheit und 
Schaffenskraft, damit unsere „Deutsche Post" ihren wichtigen 
Beitrag in unserer täglichen Arbeit weiter mit hohem Niveau er¬ 
füllen kann. 

Dieter Smolka, Leiter des ZPF 

...vom Zentralamt für 
Berufsbildung 

Anläßlich des 30jährigen Erscheinens der Fachzeitschrift für 
das Post- und Fernmeldewesen „Die Deutsche Post" übermit¬ 
teln Ihnen die Mitarbeiter des Zentralamtes für Berufsbildung 
die herzlichsten Glückwünsche. Wir nehmen dieses Jubiläum 
zum Anlaß, Ihnen für die durch die Redaktion geleistete konti¬ 
nuierliche Arbeit zur Unterstützung der Ausbildung der Lehr¬ 
linge und Studenten sowie der Aus- und Weiterbildung der 
Werktätigen der DP zu danken. Ebenso war uns die Nutzung Ih 
rer Fachzeitschrift zur Information über den Entwicklungsstand 
der betrieblichen Praxis bei der DP eine wertvolle Unterstüt 
zung bei der Erfüllung unserer Aufgaben. Wir wünschen Ihnen 
weiterhin viel Erfolg in Ihrer Arbeit und hoffen auf weitere gute 
Zusammenarbeit - insbesondere bei der Realisierung der Be¬ 
schlüsse des XI. Parteitages - zur weiteren Entwicklung des so¬ 
zialistischen Bildungswesens bei der DP. 

Schmidt, Direktor 


Ortslexikon der DDR 

Das vorliegende Ortslexikon erfaßt die Gemeinden bzw. Städte 
und die Ortsteile der Gemeinden in der DDR in alphabetischer 
Reihenfolge nach dem Gebietsstand vom 30. Juni 1985 (Staats¬ 
verlag der DDR, 1986, bearbeitet von Karla Balkow und Werner 
Christ, 352 Seiten, Format 17 x 24 cm, Ledereinband, EVP DDR 
18,- M). Auf den ersten Seiten findet man Benutzungshin¬ 
weise, Abkürzungen und Zeichen, Gerichte, Staatliche Nota¬ 
riate und Standesämter in der DDR, Bezirke und Kreise der 
DDR (Karte), Bezirke der DDR (Systematische Übersicht) und 
Kreise der DDR (Systematische Übersicht). 

Fernamt Potsdam rekonstruiert - 
Parteitagsobjekt planmäßig 
übergeben 

Am 14. April 1986 - wenige Tage vor dem Beginn des 
XI. Parteitages der SED - wurde das rekonstruierte Durch¬ 
gangsfernamt Potsdam dem Betrieb übergeben. Die Umschal¬ 
tung der technischen Einrichtungen war bereits in der Nacht 
vom 4. zum 5. April 1986 vollzogen worden. Dank der hervorra¬ 
genden Vorbereitung dieser Investitionsmaßnahme und der en¬ 
gen Kooperation zwischen den beteiligten Mitarbeitern des 
Kombinates Fernmeldebau, Fernmeldebauamt Potsdam, der 
Hauptvermittlungsstelle und des Durchgangsfernamtes Pots¬ 
dam sowie tJen Mitarbeitern des Zentralamtes für Materialwirt¬ 
schaft, Außenstelle Potsdam, fanden die Rekonstruktion und 
die Umschaltung sowie die Inbetriebnahme planmäßig und 
ohne wesentliche Komplikationen statt. Das neue Fernamt ist 
mit einer Kapazität von 27 Fernplätzen für den nationalen Fern¬ 
dienst, den internationalen Ferndienst und für Nebendienste 
ausgestattet. Mit seiner Inbetriebnahme ergeben sich auch 
viele günstige Auswirkungen für die Fernsprecherinnen der Ta¬ 
gesfernämter und Fernämter des Bezirkes, die sich aus der Ver¬ 
kürzung von Umschaltzeiten bzw. Einbeziehung von Knotenver¬ 
mittlungsstellenbereichen in das erweiterte FoG-Verfahren zei¬ 
gen werden. Für 44 Mitarbeiter des DF selbst verbesserten sich 
die Arbeite- und Lebensbedingungen wesentlich. Geschmack¬ 
voll angeordnete Grünpflanzen, moderne Beleuchtung und 
helle Gardinen verleihen dem neuen Raum eine wohltuende At¬ 
mosphäre. Auch der grundsätzlichen Forderung, daß größere 
Fernamtsräume möglichst von zwei Seiten Tageslicht erhalten 
sollen, wurde entsprochen. 

Rat Klaus Peldschus, BDP Potsdam 


Di« Tätigkeit an den neuen Femschränken steigert die Leistungen und erhöht 
die Arbeitszufriedenheit (Aufn. Rohde, Potsdam) 
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Ehrendiplome für 
Betriebsstellen der FuDP 

Alljährlich zeichnet der Zentralvorstand der Industriegewerk¬ 
schaft Transport- und Nachrichtenwesen in Abstimmung mit 
den zuständigen Ministerien Kollektive und Einzelpersonen mit 
dem „Ehrendiplom für internationale Zusammenarbeit" aus. Mit 
der Verleihung des Ehrendiploms werden besondere Verdien¬ 
ste bei der Festigung der internationalen Beziehungen und, bei 
der Vertiefung der brüderlichen Zusammenarbeit zwischen den 
sozialistischen Staaten gewürdigt. Erstmalig erhielten 1986 
auch ?wei Kollektive der Funkdirektion der Deutschen Post das 
„Ehrendiplom für internationale Zusammenarbeit". Am 18. März 
1986 konnten Vertreter der Kollektive der Erdefunkstelle INTER¬ 
SPUTNIK und der Funkbetriebsstelle Wilsdruff aus der Hand 
des Vorsitzenden der IG Transport- und Nachrichtenwesen, 
Karl Kalauch, im Beisein des Stellvertreters des Ministers für 
Post- und Fernmeldewesen, Dr. Hammer, diese hohe Auszeich¬ 
nung entgegennehmen. 

Beide Kollektive wirken seit vielen Jahren ideenreich und enga¬ 
giert in der internationalen Arbeit. Seit Inbetriebnahme der Er¬ 
defunkstelle INTERSPUTNIK im Jahre 1975 entwickelte sich 
eine sehr enge Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und den 
anderen sozialistischen Staaten. Die Betriebsdienste der Sta¬ 
tion sichern ständig durch ihr Zusammenwirken im grenzüber¬ 
schreitenden Nachrichtenverkehr hochwertige und stabile Ver¬ 
kehrsverbindungen. Das erfordert täglich exaktes koordiniertes 
Handeln im Rahmen der internationalen Arbeit. 

Bei den jährlich stattfindenden Betriebskonferenzen werden im 
internationalen Rahmen technische Neuerungen bekanntgege¬ 
ben und zur Nachnutzung angeboten, neue Technologien ent¬ 
wickelt und Betriebserfahrungen ausgetauscht. Im Jahre 1985 
gestaltete das Kollektiv der Erdefunkstelle der DDR anläßlich 
der 7. Betriebskonferenz einen umfassenden ganztägigen Er¬ 
fahrungsaustausch und stellte im Komplex Weiterentwicklun¬ 
gen und Neuerungen vor. Der Weiterentwicklung der internatio¬ 
nalen Beziehungen dienten ebenso bilaterale Erfahrungsaustau¬ 
sche. Dazu gehören Technikeraustausche mit der Erdefunk¬ 
stelle der Republik Kuba, Aufenthalte bulgarischer Spezialisten 
in der DDR oder Begegnungen mit Technikern der Erdefunk¬ 
stelle der ÖSSR. 

Rat Dipl.-Ing, Dieter Liebenau, wiss. Mitarbeiter und Parteise¬ 
kretär in der FuDP, Berlin 


Diesen Vorschlag braucht niemand mehr zu unterbreiten - wie man sieht, 
wurde diese Methode schon erfunden (Zeichnung Frank Steger, Plauen) 



FDJ-Studententage der 
HfV mit Leistungsschau 

Vom 28. April bis 8. Mai 1986 fanden an der Hochschule für Ver¬ 
kehrswesen „Friedrich List" Dresden die XVIII. FDJ-Studenten¬ 
tage statt. Gegenstand von intersektionären Kolloquien waren 
die Komplexe „Umfassende Intensivierung und Verkehrswe¬ 
sen", „Umfassende Intensivierung und Schlüsseltechnologien" 
sowie „Intensiv erweiterte Reproduktion, Technik- und Techno¬ 
logieentwicklung". Zum „Tag der Wissenschaften" berichteten 
FDJ-Studenten und junge Wissenschaftler der Sektion Ver¬ 
kehrs- und Betriebswirtschaft über Möglichkeiten zur Nutzung 
der dezentralen Rechentechnik in den ökonomischen Bereichen 
des Transport- und Nachrichtenwesens. Ein Fachrichtungskollo¬ 
quium der Sektion war der Ökonomie des Nachrichtenwesens 
gewidmet. Aktuelle Probleme derTUL- und Posttechnologie be¬ 
handelte ein Kolloquium in der Sektion Technische Verkehrsky¬ 
bernetik. Den Höhepunkt der XVIII. FDJ-Studententage bildete 
die umfangreiche Leistungsschau der HfV mit 95 Exponaten. 
Daran haben sich 170 Studenten und 142 junge Wissenschaftler 
im wissenschaftlichen Wettstreit beteiligt. Mehr als ein Drittel 
der gezeigten Arbeiten entstand im Rahmen von Jugendobjek¬ 
ten, Jugendforscherkollektiven und im Studentischen Rationali- 
sierungs- und Programmierbüro. Auf die mikrorechnerge¬ 
stützte Lösung von technischen und technologischen Problemen 
im Transport- und Nachrichtenwesen waren 26 Exponate ge¬ 
richtet. 

Um aktuelle Probleme des Post- und Fernmeldewesens ging es 
vor allem in den Arbeiten aus der Sektion Technische Verkehrs¬ 
kybernetik. Untersuchungsgegenstand waren unter anderem 
die Optimierung der Telegramm- und Eilzustellung, der Entwurf 
eines Briefaufstellautomaten, die mikrorechnergestützte Über¬ 
wachung von Münzfernsprechern sowie die Erfassung und Aus¬ 
wertung von Gesprächsdaten mit Mikrorechner. Weitere Expo¬ 
nate betrafen die Berechnung des Ortsverkehrs mit Hilfe eines 
Bürocomputers, ein PCM-Ortsverbindungsnetz, die Störungser¬ 
kennung in Vermittlungssystemen sowie die mikrorechnerge¬ 
stützte statische Effektivierung impulsförmiger Funkstörsig¬ 
nale. 

Für die Ausbildung an der Hochschule haben junge Wissen¬ 
schaftler ein rechnergestütztes Komplexseminar zu ausgewähl¬ 
ten Problemen der Verkehrsentwicklung im Post- und Fernmel¬ 
dewesen aufgebaut. 

Personenbeförderungsrecht 

Die im Staatsverlag der DDR (1986, 96 Seiten, Format 
17 X 24 cm, broschiert, EVP DDR 6,- M) herausgebrachte Text¬ 
ausgabe enthält die Allgemeinen Rechtsvorschriften zur Perso¬ 
nenbeförderung, die Bestimmungen zur Personenbeförderung, 
die Bestimmungen zur Personenbeförderung durch die Eisen¬ 
bahn sowie die Bestimmungen zur Personenbeförderung durch 
den Kraftverkehr, Nahverkehr und die Fahrgastschiffahrt. Her¬ 
ausgeber ist das Ministerium für Verkehrswesen. 

Arbeitsmaterial 12... 

...der Forschungsgruppe „Preußische und mecklenburgische 
Postmeilensteine" - 33 Seiten geormigt, mit 12 Originalfotos il¬ 
lustriert, liegt vor (zu beziehen durch den Leiter der Gruppe 
Eduard Rendler, 3280 Genthin, Karl-Liebknecht-Str. 17). 
Wichtigste Beiträge sind: 

- Rieck: Reminiszenz zur 6. Tagung der Forschungsgruppe 
vom 26./27. Oktober 1985 in Genthin 

- Redersborg: Das alte Foto (Meilenstein an der F 104 in 
Selmsdorf) 

- Gollmer: Anhaitische Meilensteine (17 Seiten - eine umfas¬ 
sende Arbeit!) 

- Wahl: Besonderheiten „I Meile bis Arnstadt" 

- Kranert: Der Meilenstein in Staaken, Kreis Neuen 

- Rendler: Neufunde, Forschungsergebnisse, Hinweise 

- Render: Neue Literatur über Meilensteine 

Die letztgenannte Übersicht zeigt erneut deutlich, wie sehr sich 
die alten Verkehrsdenkmale (das gilt auch für die kursächsi¬ 
schen Säulen) des öffentlichen Interesses erfreuen. 
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Gesehen auf der Leipziger 
Frühjahrsmesse 1986 (II) 

Gerätesystem U 700 auf Funkkrad ETZ 250 F 

Die Ergänzung des Gerätesystems U 700 der UKW-Verkehrs¬ 
funktechnik des VEB Kombinat Nachrichtenelektronik durch 
das Zusatzgerät UZS 71 und einen schwingungsgedämpften 
Montagerahmen ermöglicht den Einsatz von U-700-Kompakt- 
stationen auch für Motorräder, speziell des Typs ETZ 250 F vom 
VEB Motorradwerk» Zschopau. Motorräder dieses Typs sind 
vom Hersteller funkvorbereitet. Die Funkvorbereitung umfaßt 
die Ausstattung des Krades mit einer Verkleidung und mit ei¬ 
nem Armaturenbrett sowie einem aus glasfaserverstärktem Po¬ 
lyester bestehenden Gefäß mit verschließbarer Abdeckhaube 
anstelle des Soziussitzes. Es dient der Aufnahme der Kompakt¬ 
station U 700. Die Abdeckhaube schützt die Kompaktstation vor 
Umwelteinflüssen und unberechtigten Zugriffen. Zum Vermei¬ 
den von Empfangsstörungen der hochempfindlichen Sende/ 
Empfangsgeräte wird die Störstrahlung des Motorrades durch 
Einsatz elektronischer Regler und Widerstandszündkabel her¬ 
abgesetzt. Spezielle Massebänder gestalten definierte Masse 
Verbindungen zwischen dem Motorrad und Funkbaugruppen 
als eine wesentliche Voraussetzung für ungestörten Sende/ 
Empfangsbetrieb. Das Zusatzgerät UZS 71 und die Anzeigeele¬ 
mente sind im Armaturenbrett des Motorrades angeordnet. 
Durch diese Unterbringung in Lenkernähe ist eine Bedienung 
der Kompaktstation, wie z. B. Sendertastung, Rufauslösung, 
Lautstärkeschaltung, Ruflöschung, Notrufauslösung oder 
Rauschsperrenschaltung auch während der Fahrt gewährlei¬ 
stet. Eine Brechkupplung und eine Wendelschnur stellen die 
Verbindung zur Helmsprechgarnitur UML 7-6 her. Diese ist mit 
einem integrierten Mikrofonverstärker ausgerüstet, so daß eine 
hohe Sprachverständlichkeit im Funkbetrieb gesichert ist. Die 
Kompaktstation, die mit Gummielementen in ihrem Gefäß vor 
schädlichen Schwingungen und Resonanzen während der Fahrt 
geschützt ist, besteht aus dem 2-m-Sende/Empfangsgerät 
UFS 72 und dem Bedienteil UBS 70, 71 oder 75. Die Möglichkeit 
der Kombination verschiedener Typen von Bedienteilen und 
Sende/Empfangsgeräten gestattet den Aufbau von Motorrad¬ 
stationen für den Einsatz in Dispatcherfunknetzen mit offenem 
Anruf, Basisstationsnetzen und Relaisstationsnetzen sowie zur 
Übertragung von Gesprächen und Meldungstelegrammen. 
(Bild rechts) 

Thermodrucker robotron K 6304 

Markante Merkmale beim Thermodrucker robotron K 6304 sind 
die Zeilenbreite von 80 Zeichen, der sich auf der Zeile bewe¬ 
gende Thermodruckkopf sowie die mögliche Verwendung von 
Normalpapier, Der robotron K 6304 druckt Grafik (bit image) so¬ 
wie Semigrafik und ist BTX-kompatibel. Schriftbild und Grafik 
entsprechen den hohen Kriterien der optischen Beleglesung. 
Der Thermodrucker robotron K 6304 ist universell einsetzbar. Zu 
seinen Anwendungsmöglichkeiten gehört der Einsatz als Termi¬ 
naldrucker, als Meßwerterfasser sowie als Ausgabedrucker für 
Home- und Personalcomputer. Er ist speziell für die Einsatzge¬ 
biete vorgesehen, die ein extrem leises Arbeitsgeräusch erfor¬ 
dern. 



Stereo-Equalizer EQ 150 

Der Stereo-Equalizer FERA EQ 150 der HiFi-Klasse ist eine Ent¬ 
wicklung der PGH Fernseh-Radio Berlin. Er erweitert mit seinen 
technischen Möglichkeiten der zusätzlichen Klangbeeinflus¬ 
sung sinnvoll den Anlagenkomplex FERA 150. An dem Gerät 
lassen sich je Kanal 10 Frequenzsteller in Oktavabstand von 32 
Hz... 16 OOOTHz variieren. Der Regelbereich je Frequenzsteller 
beträgt ± 10 dB. Die Vielzahl der Frequenzsteller ergeben sehr 
differenzierte Möglichkeiten der Klangbeeinflussung. Je nach 
individuellem Bedürfnis kann der Sound originalgetreu oder 
völlig extrem beeinflußt werden. Räumlich bedingte akustische 
Mängel lassen sich ausgleichen. Das Gerät läßt sich auch an 
andere Gerätesysteme (Tuner, Verstärker usw.) der TGL oder 
DIN-Norm entsprechend betreiben. Weitere Einzelheiten: 

— Frequenzgang ist grafisch ablesbar 

— Frequenzsteller ist rechts und links getrennt zugänglich 

— LED-Netzkontrolle 

— Schaltkreistechnik (hohe Zuverlässigkeit) 

— Lineartaste (Umschalter für Equalizer- und Normalbetrieb) 

— Abmessungen: 436 x 98 x 250 

— Masse: 4 kg 

— Netzspannung: 220 V, 50 Hz 

— Leistungsaufnahme: 5 W 

— Frequenzgang: 20 ... 20 000 Hz 
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Kleincomputer KC 85/3 

Der Kleincomputer ist durch seine Eigenschaften und sein mo¬ 
dernes Konzept sehr vielseitig einsetzbar, z. B. 

- als Rechner und Entscheidungshilfe in Konstruktionsabtei¬ 
lungen 

- zur Ausstattung eines Ingenieur-Arbeitsplatzes 

- zur Rationalisierung der Büroarbeit durch Anwendung eines 
Schreibsystems oder einer Datenbank 

- zur Steuerung von Prozessen im Laborbetfieb 

- als Arbeitshilfsmittel im Hoch- und Fachschulwesen und in 
der Forschung 

- als Kommunikationsmittel zum Personal- bzw. Bürocomputer 

- in der Volksbildung als Hilfsmittel im Unterricht 

Der Kleincomputer arbeitet zusammen mit einem Färb- oder 
Schwarz-Weiß-Fernsehgerät als Datensichtgerät und einem 
Magnetband-Kassettenrecorder als Speichereinheit. Techni¬ 
sche Daten; 

- Programmiersprachen: U 880-Assembler, BASIC, FORTH 

- Basisschaltkreis: U 880 

- Schreib-Lese-Speicher: 32 KByte d RAM (U 256), davon; rd. 
16 KByte für Anwender nutzbar 

- Festwertspeicher: 16 KByte ROM (U 2364) 

- Bildaufbau: vollgrafisch, 320 x 256 Bildpunkte 

- frei programmierbare Bildpunktzahl: 8 1920 

- Vordergrundfarben; 16 

- Hintergrundfarben; 8 

- Tonwiedergabe: Lautstärke in 32 Stufen regelbar 

- Erweiterungsmöglichkeiten: zwei Modulsteckplätze im 
Grundgerät, Anschluß für Erweiterungsaufsätze 

Quarzradiowecker RC 85, Kaliber 62-45 

Die Erzeugnisentwicklung vereinigt in sich das geschlossene 
Konzept von „Analog-Quarz-Wecker", Kaliber 62-45, und einer 
AM/FM-Radiobaugruppe (Mittelwelle/UKW) mit dem Funk¬ 
tionsumfang 

- Quarz-Analog-Zeitanzeige 

- Wecker-Signal (Alarm) 

- Einschalten Radio und Uhr 

- Einschalten Radio extern 

- Radio-Alarm-Signal 

Die Uhrzeit wird an einer großflächigen Analog-Anzeige ables¬ 
bar. Die Radiobaugruppe arbeitet mit einem Einchip-Radio- 
Schaltkreis A 283 D. 


Digitales elektronisches Nebenstellenanlagensystem 
NZ 400 D 

Die NZ 400 D ist ein vollelektronisches, mikrorecKnergesteuer- 
tes, digitales Nebenstellenanlagensystem mittlerer Größe des 
VEB Kombinat Nachrichtenelektronik. Es umfaßt vier Anlagen¬ 
typen, von denen die NZ 400 D 128 mit einer Anschlußkapazität 
von 32 ... 128 Anrufeinheiten und 0 ... 16 Hauptanschluß- bzw. 
Verbindungsleitungen sowie einem Bedienplatz der Basistyp 
des Systems ist. Die Anlagen NZ D 256 mit 64 ... 256 Anrufein¬ 
heiten und 0 ... 32 Hauptanschluß- bzw. Verbindungsleitungen 
sowie maximal zwei Bedienplätzen und NZ 400 D 384 für 
128 ... 384 Anrufeinheiten und 0 ... 48 Hauptanschluß- bzw. Ver¬ 
bindungsleitungen sowie maximal drei Bedienplätzen entste¬ 
hen aus der hierarchischen Kopplung zweier bzw. dreier Basis¬ 
typen 128. Der Anlagentyp NZ 400 D 64 mit einer Anschlußka¬ 
pazität von 16 ... 64 Anrufeinheiten und 0 ... 8 Hauptanschluß- 
bzw. Verbindungsleitungen sowie einem Bedienplatz wird mit 
nur einem 64er Anschlußblock realisiert. Die Anlagen der Sy¬ 
stemfamilie NZ 400 D sind für den Einsatz in kleinen und mittle¬ 
ren Betrieben und Einrichtungen (z. B. der Produktion und des 
Handwerks, des Gesundheitswesens, Verkehrswesens, Bil¬ 
dungswesens usw.) vorgesehen und gestatten den Anschluß an 
verschiedenartige Netze. Mit ihnen stehen Vermittlungseinrich¬ 
tungen zur Verfügung, die ein zeitgemäßes, komfortables Tele¬ 
fonieren ermöglichen und darüber hinaus den Anforderungen 
dienstintegrierter digitaler Netzer (ISDN) für Sprache, Daten 
und weitere KommL|nikationsdienste im Nebenstellenbereich 
(Bürokommunikation) entsprechen. Das Systemkonzept zeich¬ 
net sich sowohl in seiner Hardware als auch in der Software 
durch eine modulare Struktur aus, woraus dem Anwender zahl¬ 
reiche Vorteile, z. B. bezüglich der Systemerweiterung, der Be¬ 
triebszuverlässigkeit, der Systemverwaltung und -Wartung, der 
Realisierung spezieller Kundenwünsche und der Fehlerdia¬ 
gnose erwachsen. 
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Während der Proben zum Festkon¬ 
zert anläßlich des 40jährigen Beste¬ 
hens des Chores in der Konzerthalle 
^Georg Philipp Telemann* in Magde¬ 
burg (Aufn. Dömeland, Magdeburg) 


Erst getanzt, 
dann gesungen - 
und beides gut 



Der Chor des FMA Magdeburg ist das älteste Volkskunstkollek¬ 
tiv dieser Bezirksstadt. Im August 1986 kann er auf sein 41jähri- 
ges Bestehen zurückblicken und hat soeben im Juni zum zwei¬ 
ten Mal an Arbeiteiiestspielen in seiner Heimatstadt teilgenöm- 
men. Seine Geschichte begann am 16. August 1945. Als Volks¬ 
tanzgruppe ins Leben gerufen, in deren Gründungsprotokoll 
man sich zu den Zielen der Antifa-Jugend bekannte und sich 
der Pflege alter deutscher Volkstänze verschrieb, wurde der 
Tanzkreis bald über die Grenzen seiner näheren Heimat be¬ 
kannt. 1949 gelang es, beste Volkstanzgruppe der noch jungen 
DDR zu werden und bis weit in die fünfziger Jahre hinein zu 
den besten Gruppen der Republik zu zählen. 

Maßgeblichen Anteil an der Formung und Festigung unseres 
Kollektivs hatten und haben gemeinsame Unternehmungen ge¬ 
selligen Charakters, von denen hier nur Wanderungen, Garten¬ 
feste, Oster- und Silvesterreisen, Jahresabschlußfeiern und der 
seit 1950 alljährlich stattfindende gemeinsame Urlaub eines 
Teils unserer Mitglieder genannt sein sollen. Aber auch gemein¬ 
same Erfolgserlebnisse, wie sie die Teilnahme an den Weltfest¬ 
spielen in Berlin brachten, oder Auftritte in der BRD 1954, Mit¬ 
wirkung an den Arbeiterfestspielen 1961, ein Gastspiel in der 
VR Bulgarien 1965, die Auszeichnung als „Hervorragendes 
Volkskunstkollektiv" 1971, waren Meilensteine auf dem Weg zu 
einem festen Kollektiv. Stets waren wir auch in der Lage, die 
Leitungsfunktionen unseres Kollektivs aus den eigenen Reihen 
zu besetzen. Um eine ständige Erhöhung der Qualität auf volks¬ 
künstlerischem Gebiet zu erreichen, begannen wir schon sehr 
früh, unsere Probenarbeit planvoll zu gestalten. Monatspläne 
und - zur Vorbereitung ganz spezieller Veranstaltungen - Ar¬ 
beitspläne über längere Zeiträume sind uns bis heute unent¬ 
behrliche Hilfen geblieben. In den langen Jahren unseres Be¬ 
stehens erachteten wir es immer für notwendig und wichtig, 
langjährige Mitglieder zu ehren. Wir tun das auf unseren Jah¬ 
reshauptversammlungen und glauben auch hierbei eine Form 
gefunden zu haben, die wir für wirksamer halten als eine mehr 
oder weniger schematische Verteilung von Prämien. Neben 
Blumen und einer Urkunde wird dem Jubilar ein auf ihn zuge¬ 
schnittenes Schreiben überreicht, in dem nicht nur die Dauer 
der Mitgliedschaft, sondern auch seine ganz-speziellen Aktivitä¬ 
ten gewürdigt werden. So gestaltet sich die Ehrung zu einem 
großen Augenblick im Leben des Jubilars sowie der ganzen 
Gruppe. Schließlich sind unsere „dienstältesten" Mitglieder 
schon seit 37 bzw. 35 Jahren dabei! 

Wie sich mit diesem Arbeitsstil auch schwierige Situationen 
meistern lassen, bewiesen wir wohl am treffendsten, als 1973 
der Bestand unseres Kollektivs akut gefährdet war: Wegen 
Überalterung stand die Auflösung der Tanzgruppe bevor Wie 
sollte es weitergehen? Wir wagten im Januar 1974 einen unge¬ 


wöhnlichen Schritt, indem wir aus einer traditionsreichen 
Volkstanzgruppe einen gemischten Chor biPdeten, der mittler¬ 
weile aus 50 Mitgliedern besteht. Daß wir in den letzten zwölf 
Jahren unter den künstlerischen Leitern Hans-Herbert Lebus 
und Dr. Wulfhard v. Grüner auch auf dem Gebiet des Chorge¬ 
sanges einiges erreicht haben, beweist unsere beim Bezirkslei¬ 
stungsvergleich 1985 erfolgreich verteidigte Einstufung in die 
Oberstufe mit dem Prädikat „gut" und unsere 1980 und 1985 
vorgenommene Ehrung mit dem Titel „Hervorragendes Volks¬ 
kunstkollektiv". 1983 erhielten wir die Medaille „Ausgezeichne¬ 
tes Volkskunstkollektiv der DDR". 

Mit der Übernahme der künstlerischen Leitung durch Gerhard 
Bock am 1. April 1985 sind alle Voraussetzungen geschaffen, 
daß der Chor des FMA Magdeburg den einmal eingeschlage¬ 
nen Weg erfolgreich weitergeht, um noch möglichst lange 
Magdeburgs ältestes VoJkskunstkollektiv zu bleiben. 

Amtmann Helga Dömeland, Untersekretär Karin Triegel, FMA 
Magdeburg 

Das Bild in Film 
und Fernsehen 

Für dieses Buch des VEB Fotokinoverlag Leipzig 1985 (603 Sei¬ 
ten mit 375 z. T. farbigen Abbildungen, Format 14,5 x 21,5 cm, 
Pappeinband, EVP DDR 68,— M) nennt der Waschzettel als Le¬ 
serkreis Filmschaffende der Gebiete Dramaturgie, Regie, Ka¬ 
mera und Montage, Techniker der Gebiete Aufnahmegeräte 
und -material, Studenten sowie fortgeschrittene Filmamateure 
in Studios und Zirkeln. Aus dem Bereich unserer Bezieher sind 
also vor allem jene Mitarbeiter angesprochen, die in Foto- und 
Filmzirkeln auf Bildwirksamkeit bedacht sind. So wird das recht 
anspruchsvolle Werk sicher ihr Interesse finden und dazu die¬ 
nen können, seinen Stoff systematisch Schritt für Schritt 
durchzuarbeiten. Denn der international renommierte Fachau¬ 
tor Dr. phil. Hilmar Mehnert setzt sich in dem Werk mit allen 
Problemen der Film- und Fe/nsehfilmfotografie auseinander. 
Hierbei werden sowohl die technischen Seiten mit ihren Mög¬ 
lichkeiten als auch die künstlerischen Seiten in bezug auf ge¬ 
stalterische und dramaturgische Funktionen behandelt. Reich¬ 
haltiges, sorgfältig ausgewähltes Bildmaterial trägt wesentlich 
zum Veranschaulichen bei. Sachgebietsweise gegliederte Lite¬ 
raturverzeichnisse zeigen, wie tiefschürfend der Verfasser gear¬ 
beitet hat und wie er damit auch noch weitergehende Studien 
ermöglicht. Ein ausführliches Sachwortverzeichnis gestattet ei¬ 
nen raschen Zugriff zum anfänglich ein wenig schwer zu über¬ 
schauenden Gesamtstoff. 
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Wissenschaftliches 
Forum des ORZ 

Unter Leitung des Staatssekretärs, Genossen Dr. Calov, fand 
im März 1986 in Berlin in Vorbereitung des XI. Parteitages der 
SED ein wissenschaftliches Forum statt, an dem leitende Mitar¬ 
beiter des MPF sowie Leiter, Arbeitsgebietsverantwortliche und 
Projektanten des ORZ teilnahmen. Ziel dieses Forums war, 
neueste Ergebnisse der EDV-Projektierung darzustellen und 
zwischen den für die Projektierung von EDV-Lösungen verant¬ 
wortlichen Mitarbeitern die Erfahrungen auf den Gebieten der 

- weiteren Intensivierung und Beschleunigung der Softwa¬ 
reentwicklung 

- raschen Bereitstellung von Anwendersoftware für die breite 
Anwendung rechnergestützter Arbeitsweisen in Leitungs-, 
Planungs- und Verwaltungsprozesseh im Post- und Fernmel¬ 
dewesen durch Einsatz der dezentralen Datentechnik, insbe¬ 
sondere von Personalcomputern PC 1715 

- Erhöhung der ökonomischen Wirksamkeit der EDV im Wirt¬ 
schaftszweig durch schrittweise Schaffung durchgängiger 
rechnergestützter Informationssysteme über die Leitungs¬ 
ebenen 

auszutauschen sowie mit den Vertretern des MPF über Mög¬ 
lichkeiten und Ansätze zur Lösung damit verbundener Aufga¬ 
ben zu beraten. 

Im Mittejjpunkt der Beratungen standen die mit dem in der ge¬ 
genwärtigen Phase des Übergangs in eine neiie Qualität der au¬ 
tomatisierten Informationsverarbeitung verbundenen höheren 
Anforderungen an den Inhalt der Aufgaben des ORZ sowie 
auch an Formen und Organisation der wissenschaftlichen Ar¬ 
beit. Deutlich kam zum Ausdruck, daß sich die Mitarbeiter des 
ORZ mit Mut und Entschlossenheit dafür einsetzen, den Erfor¬ 
dernissen zum verstärkten, beschleunigten und breiten Einsatz 
von CAD/CAM-Technologien sowie zur Einführung rechnerge¬ 
stützter Arbeitsweisen, insbesondere in Leitung, Planung und 
Verwaltung des Post- und Fernmeldewesens, zu entsprechen. 
Angesichts der vorrangig zu verwirklichenden Vorbereitung ei¬ 
nes weitflächigen Einsatzes von Personalcomputern in den Di¬ 
rektionen und ausgewählten anderen Organisationseinheiten 
der Deutschen Post wurde insbesondere beraten, mit welchen 
Mitteln und Methoden 

- das Tempo zum Erarbeiten der Softwarelösungen spürbar er¬ 
höht werden kann 

- eine möglichst breite Nachnutzung von Basissoftware und 
vorgefertigter Standardsoftware möglich ist 

- die Gerätekopplung unterschiedlicher Systeme zu sichern ist 


Staatssekretär Dr. Calov hielt das Schlußwort mit richtungsweisenden Anfor¬ 
derungen an die wissenschaftlich-technische Arbeit des ORZ. 




Der Personalcomputer 1715 wird als Rationalisierungsmittel für Leitung und 
Verwaltung in den Direktionen eingesetzt. (2 Aufn. ORZ) 

— die erforderliche enge Zusammenarbeit zwischen Projektan¬ 
ten und Anwendern organisiert werden muß zum Gewährlei¬ 
sten der regen Mitwirkung praxiserfahrener Fachkader beim 
Stellen der Aufgaben sowie Finden von Anwendungslösun¬ 
gen 

— die interdisziplinäre Arbeit insbesondere durch Bilden von Ju¬ 
gendforscherkollektiven sowie im Rahmen der MMM- und 
Neuererbewegung weiter intensiviert werden muß 

— den Anwendern leichtverständliche Hilfsmittel zur Bedienung 

der Geräte und zur interaktiven Nutzung der Anwendungslö¬ 
sungen bereitgestellt werden können , 

— welche Strategien zur vorbeugenden Instandhaltung der Ge¬ 
räte und hinsichtlich des reibungslosen Ablaufs notwendiger 
Reparaturen durchgesetzt werden müssen. 

Ausführlich wurden die bisher vorliegenden Ergebnisse der 
EDV-Projektierung zur rechnergestützten Gestaltung von Ar¬ 
beitsplätzen der Materialdisponenten sowie die von einem Ju¬ 
gendforscherkollektiv des ORZ erarbeiteten anschaulichen 
Lehrmaterialien zur autodidaktischen Qualifizierung der Anwen¬ 
der der automatisierten Textverarbeitung unter Nutzung des 
Programmsystems TEXT 30 erläutert. Die Darlegungen zur Ein¬ 
ordnung des rechnergestützten bezirklichen Informationssy¬ 
stems in die Aufgabe zur Erarbeitung von Software für Perso¬ 
nalcomputer - insbesondere zur Rationalisierung von Pla¬ 
nungs-, Leitungs- und Verwaltungsprozessen in den Direktio¬ 
nen - vermittelten neue Erkenntnisse über die weitere Rationa¬ 
lisierung der Informationsprozesse auf Ebene der Direktionen 
unter besonderer Berücksichtigung der Bereitstellung zeitkriti¬ 
scher Informationen. Im übrigen vermittelten Beiträge über Lö¬ 
sungsansätze, vorliegende Ergebnisse und Probleme der 

— schrittweisen Herausbildung eines flächendeckenden Rech¬ 
nernetzes/Rechnerverbundsystems als Basis der verteilten 
Informationsverarbeitung im Post- und Fernmeldewesen 

— Gestaltung von übergreifenden Informationssystemen für 
alle Leitungsebenen unter Nutzung der CAD/CAM-Technolo- 
gie 

— Arbeit mit rechnergestützten Software-Entwicklungsplätzen 

— Rationalisierung der Erarbeitung von Anwendersoftware 
durch rechnergestützte Arbeitsweisen und durch Anwendung 
von Standard- bzw. Basissoftware 

— Technik bzw. Technologie bei der Kopplung von Personal¬ 
oder Bürocomputern mit Kommerziellen Basisrechnern und 
ESER-EDVA uriter Gewährleistung einer zeitgerechten und 
stabilen Nutzbarkeit von Dialogsystemen 

eindrucksvoll die Vielfalt der Aufgaben, die von allen Mitarbei¬ 
tern des ORZ im Interesse einer termin- und qualitätsgerechten 
Erfüllung der Aufträge die höchste Einsatzbereitschaft verlan¬ 
gen und die auch eine entsprechende Neuformierung und wei¬ 
tere Motivierung der Kräfte bedingen. Eine zusammengefaßte 
Darstellung der Diskussionsbeiträge wird in einem Informa¬ 
tionsheft des IPF veröffentlicht. 

Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. Gerhard Lehmann (KDT), Fachgebietslei¬ 
ter beim ORZ, Berlin 
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Vor 40 Jahren: 

Suchdienste halfen, daß 
sich Menschen wiederfanden 


Von Horst Hille, Leipzig 

Diejenigen Postler, die heute die Fünfzig erreicht und über¬ 
schritten haben, können sich bestimmt an die Situation erin¬ 
nern, die unmittelbar nach Ende des zweiten Weltkrieges 
herrschte. Wir haben darüber schon im letzten Heft (s. dOP, 
Heft 3/1986, S. 133) einiges geschildert, als wir über den Beginn 
des wirtschaftlichen Wiederaufbaus mit Hilfe der Leipziger 
Messe sprachen. Ging es dabei vornehmlich um ökonomische 
Probleme, so werden in diesem Beitrag menschliche im Vorder¬ 
grund stehen. Tausende und aber Tausende, insgesamt sicher 
eine Million und mehr Männer, Frauen und Kinder, dabei viele 
Soldaten, Umsiedler, Ausgebombte, in andere Orte Umgezo¬ 
gene, waren betroffen, die den Kontakt zu ihren Angehörigen 
verloren hatten. Eine nicht erfaßbare Anzahl Väter und Mütter, 
Söhne und Töchter suchten irgendein Lebenszeichen von ver¬ 
schollenen Verwandten und Freunden zu erlangen. Wie sollten 
sich alle diese Menschen wiederfinden, wie könnte man sie 
wieder zusammenführen? Dies war zwar zuvörderst ein huma¬ 
nes Anliegen, aber auch Probleme des Wiederaufbaus hingen 
mit Erfolgen auf diesem Gebiet zusammen. Die Bürger mußten 
wieder seßhaft und ihrer Hauptsorge, den geliebten Menschen 
wiederzufinden, entledigt werden. Erst dann waren sie wohl in 
der Lage, mit voller physischer und - nicht zu unterschätzen - 
psychischer Kraft an den Neubeginn zu denken. 

Viele wandten sich in ihrer Not auch an postalische Dienststel¬ 
len, so daß sich die am 8. September 1945 neugebildete Zen¬ 
tralverwaltung für das Post- und Fernmeldewesen in der sowje- 



Suchkarte der OP - Anschriftseite 

Suchkarte der DP - Rückseite, gefertigt aus einem Postvordruck 



II5»» PS-kÄU-ptHf * V.t(, N, V. 



Klappkarte mit Wertstempei zu 2 RM des Suchdienstes für vermißte Deutsche 
in der SBZ (16 Pf davon waren die Postgebühr, 1946). Die Ka/te gibt es mit Per¬ 
foration in der Knickung und mit gestrichelter gedruckter Trennlinie in der 
Farbe das Wertzeichens (Rotbraun). 


tischen Besatzungszone Deutschlands (ZVPF) entschloß, einen 
„Anschriftensuchdienst der Deutschen Post" zu organisieren. 
Mit der Verwirklichung dieser Aufgabe tst dann das Postamt 
Leipzig C 1 betraut worden. Dieser völlig neue Dienstzweig - 
aus der Not der Zeit geboren - begann am 15. Juni 1946 seine 
nützliche Tätigkeit. Für die praktische Arbeit dieses Suchdien¬ 
stes erschienen Such- und Meldekarten, die man - wiederum 
aus Not wegen Materialmangels - aus noch vorhandenen po¬ 
stalischen Vordrucken fertigte, die Kartonstärke aufwiesen. So 
besaßen sie genügend Festigkeit, daß sie gleich als Karteikar¬ 
ten dienen konnten. Sie wurden bei allen Postämtern der dama¬ 
ligen SBZ vorrätig gehalten und für 1 Pfennig je Stück abgege¬ 
ben. Sandte man Sie ein, so waren sie mit 50 Pfennig freizuma¬ 
chen - der Gebühr für ihre Bearbeitung. Sollte jemand diese 
Karten nicht nutzen und einen Brief schicken, dann mußte der 
Suchdienst eine Karteikarte anlegen. Übrigens hielten viele der 
Suchenden diesen Betrag für zu gering, und oft wurden - wenn 
ein Erfolg der Suchaktion eingetreten wät* - nachträglich Spen¬ 
den bis zu 20 Mark überwiesen. Interessant ist das ökonomi¬ 
sche Ergebnis, das im übrigen nachweist, wie rentabel postali¬ 
sche Stellen arbeiten können. Obwohl man 42 Mitarbeiter be¬ 
schäftigte (bei besonders starkem Arbeitsanfall wurden sogar 
zeitweilig bis zu 85 Personen eingesetzt), erbrachte der postali¬ 
sche Suchdienst nach Abzug aller Selbstkosten für Räume, Hei¬ 
zung, Material usw. einen Überschuß von 200 000 RM. Ungleich 
wichtiger ist jedoch sein zweckbestimmtes Ergebnis: Es ge¬ 
lang, bis zur Auflösung des Suchdienstes 15 946 Personen zu 
ermitteln. 

Insgesamt gingen 322 630 Suchkarten und 99 533 Meldekarten 
ein. Neu angelegt wurden 226 525 Meldekarten, so daß insge¬ 
samt 648 688 Karten durch die Hände der Mitarbeiter liefen. Je 
Monat wurden im Durchschnitt 1000 Personen ermittelt; Spit¬ 
zenergebnisse gab es im Dezember 1947 (1162 Ermittlungen), 
Januar 1948 (1178), Februar (1105) und März (1184). 

Im September 1946 war auf Anregung der Zentralverwaltung 
für deutsche Umsiedler in Berlin und im Einverständnis mit der 
Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) der 
„Suchdienst für vermißte Deutsche in der sowjetischen Besat¬ 
zungszone", Berlin W 8, Kanonierstraße 35 (später „Suchdienst 
für vermißte Deutsche in der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik", Berlin W 8, Glinkastraße 35) gebildet worden. Nunmehr 
hatten alle bis dahin bestandenen Suchdienste ihre Unterlagen 
dorthin abzuliefern, um die Sucharbeiten zu konzentrieren und 
zahlreiche aufwendige Querverbindungen mit den nötigen ge¬ 
genseitigen Informationsaustauschen zu beseitigen. Nur der 
postalische Suchdienst blieb zunächst bestehen, bis mit ZVPF- 
Telegramm vom 23. März 19^ und OPD-Vf I A 1 2110-4 vom 27. 
März 1948 dann - wie gesagt - mit Monatsende März auch 
dessen Unterlagen in die des zentralen Suchdienstes übergin¬ 
gen. 

Außer diesen Unterlagen gab es beim Postamt Leipzig C 1 auch 
eine Kartei für verlagertes Personal der Deutschen Post, sozu- 
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Heute schon ein historisches Doku¬ 
ment aus schlimmen Tagen - Kopf 
der .Suchzeitung" (1947) 



Herausgegeben vom 


Suchdienst für vermisste Deutsche 
in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands 


BERLIN W8,kanonierstrasse35 


Nr. u/i 


Berlin, September 1947 


Einzelnummer 60 Pf 


Brief(umschlag) an den Berliner Rundfunk (1946) mit einem Suchwunsch 



sagen einen innerbetrieblichen Suchdienst. Seine Bestände an 
Karteikarten blieben beim Postamt Leipzig C 1, wurden aber 
nicht mehr ergänzt und berichtigt (s. AmtsbIVf Nr. 53/1948). Je¬ 
doch hat man eingegangene Anträge noch bearbeitet, soweit 
die Kartei das hergab. T 

Die Konzentration der Suchdienste erwies sich als segensreich. 
Zuvor hatte eine Unzahl an verschiedensten derartigen Organi¬ 
sationen bestanden, z. B. private Dienste (von denen es so 
mancher vornehmlich auf das Erlangen hoher Gewinne abgese¬ 
hen hatte), vor allem aber solche caritativer Verbände, des Ro¬ 
ten Kreuzes usw. So gab es z. B. in der englischen Besatzungs¬ 
zone zwar eine Amtliche Flüchtlingssuchstelle - Zonenzentrale 
Hamburg, Amtsgericht, doch außerdem weitere 33 Stellen 
(ohne private), z. B. bei der Inneren Mission in Bremen, Osna¬ 
brück, Münster, Wuppertal-Elberfeld und in Düsseldorf, bei der 
Jüdischen Gemeinde in Mühlheim/Ruhr and andere mehr. In 
der SBZ hatten auch einige, aber bei weitem nicht so viele 


Gefalteter Mitteilungsbogen A4 mit Anschrift und Absenderfreistempel einer 
Nachforschungsstelle des Roten Kreuzes in Westberlin (1948) 



Suchstellen bestanden, so vor allem die Landessuchstellen, die 
1946 in Berlin, Dresden, Halle, Potsdam, Weimar und Schwerin 
gebildet worden waren. 

Auch der Rundfunk schaltete sich in die Aufgabe, Menschen 
wieder zusammenzuführen, tatkräftig ein. Und so mancher Bür¬ 
ger wandte sich dorthin. So strahlte der Berliner Rundfunk im 
September 1947 z. B. täglich von 8.30 bis 9 Uhr Suchsendungen 
aus. Auch in der Reihe „Frage und Antwort" wurden gelegent¬ 
lich Suchwünsche erfüllt. Gleiches galt für den Kinderfunk „Wo 
bist du?". Im Mitteldeutschen Rundfunk Leipzig wurden die 
Berliner Sendungen am Vormittag übernommen, auch rief man 
eine Kindersuchaktion ins Leben und sonntags eine „Hörer¬ 
post". 

Große Bedeutung erlangte eine Suchdienstaktion für Kriegsge¬ 
fangene in der Sowjetunion. Die deutschen Faschisten hatten 
bekanntlich nicht zugelassen, daß irgendwelche Nachrichten 
der gefangenen deutschen Soldaten an deren Angehörige ge¬ 
langten, so daß diese lange Zeit im Ungewissen blieben, ob ihr 
Sohn oder Mann überhaupt noch am Leben war. Nun wurden 
besondere Suchdienstkarten für die Kriegsgefangenen ge¬ 
schaffen. Wie die „Tägliche Rundschau" vom 31. Oktober 1947 
meldete, gingen 162 000 Suchanträge ein, und mehr als 40 000 
Soldaten hatten dadurch ihre Angehörigen bis dahin wiederge¬ 
funden. 

Aus dieser Zeit ist nun eine Reihe von Originaldokumenten er¬ 
halten geblieben - nicht zuletzt dank des Sammlereifers der 
Philatelisten. Neben gewöhnlichen Briefen an Suchdienste oder 
an den Rundfunk müssen hier vor allem die amtlichen Such¬ 
dienstkarten genannt werden. Diejenigen des postalischen 
Suchdienstes hatten wir schon erwähnt. Für den zentralen 
„Suchdienste für vermißte Deutsche" erschienen besondere 
Klappkarten, deren beide Teile als Karteikarten fungierten und 
die es (wichtig für Sammler) entweder nur gefaltet oder mit 
Perforation in der Bruchstelle gibt. Sie erhielten einen einge¬ 
druckten Wertstempel zum Preise von 2 RM, wobei die allerer¬ 
ste Ausgabe sehr gesucht ist. Da der Suchdienst auch noch ar¬ 
beitete, als die Währungsreform stattfand, mußten die im Ver¬ 
hältnis 10:1 abgewerteten 2-M-Wertstempel durch eine ent¬ 
sprechende Zusatzfrankatur in neuer Währung wieder auf die 
alte Höhe gebracht werden. 

Verschiedene Suchdienste führten private Gummi-Absender¬ 
stempel, aber es gibt auch eine Anzahl größerer Stellen, die ei¬ 
nen richtigen Absenderfreistempel benutzten, also ihre Sen¬ 
dungen nicht mit aufklebbaren Postwertzeichen versahen. Der 
wohl schönste, zukunftsträchtigste ist jener des Suchdienstes 
für vermißte Deutsche, der hinsichtlich seines Domizils in der ^ 
Berliner Kanonierstraße den Text „Haus der Hoffnung" zeigt. 
Hoffnung war der unsichtbare Gedanke, der sich mit allen dort¬ 
hin gerichteten Zuschriften verband. Aus heutiger Sicht kann 
und muß die Hoffnung darauf, gerichtet sein, daß ein solcher 
Dienst - sei er nun postalisch, caritativ oder staatsamtlich - nie 
wieder nötig wird. Doch das Hoffen, daß dies so sein möge, 
reicht nicht aus. Wir wollen es uns hier versagen, noch einmal 
ausführlich zu sagen, daß der Imperialismus heute eine solche 
Möglichkeit, daß es wieder Versprengte in Millionenzahl geben 
könnte, erneut heraufbeschwört. Doch kurz angedeutet, kurz 
betont sein soll es doch, auf daß es auch nicht ein einziges Mal 
zu wenig gesagt wurde! 
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Döbelner Dialog mit dem Bürger macht umfassend Schule / 
Zaioudek, Peter; Kohl, Erdmuthe. - In: Dtsch. Post. - Berlin 
31(1986)4, S. 157-'l58 

Wie es im Bezirk Leipzig damit weiterging - Unterstützung der 
neuen Methode durch SED-Kreisleitungen und Räte der Kreise 
- Kunden mit Leistungen der DP weitgehend zufrieden, Kritiken 
vor allem beim Zustand der Münzfernsprecher und hinsichtlich 
Wartezeiten auf Meldung von Fernamt und Telegrammauf¬ 
nahme - Auch beim PFA Bischofswerda im Dialog mit dem 
Bürger 


Freizeit ist nicht nur arbeitsfreie ZeitI / 

Menz, Fritz. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)4, S. 158-159 

Freizeitbeschäftigung der Lehrlinge Bestandteil der pädago¬ 
gisch geführten außerunterrichtlichen Tätigkeit - Sinnvolles so¬ 
zialistisches Gemeinschaftsleben entwickeln - FDJ ist gleich¬ 
berechtigter erzieherischer Partner - Was unter dem Begriff 
„Freizeit" zu verstehen ist - FDJ-Studienjahr - Aufgabe der 
(hier vorhandenen 14) Arbeits- und Interessengemeinschaften. 


UKW-Stereoversorgung in Suhl durch UKW-Füllsender / 
Schmidt, Peter. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)4, S. 160 

Neben Grundnetzsendern betreibt die DP eine größere Anzahl 
Füllsender für den Fernsehbereich und im Mittelwellenbereich 
- In Bezirksstadt Suhl war UKW-Empfang nur in Monoqualität 
möglich — Seit Ende 1985 nunmehr zwei UKW-Stereopro¬ 
gramme durch erstmaligen Bau von UKW-Füllsendern ermög¬ 
licht - Würdigung der technischen und personellen Leistungen 


Werterhaltung unserer Grundfonds durch Handwerkerbrigaden 
der Ämter des Bezirkes / 

Horn, Rudolf. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)4, S. 161-162, 
163 

Grundlagen zur Arbeit der Handwerkerbrigaden in den Ämtern 
— Ausstattung und Materialversorgung der Handwerkerbriga¬ 
den - Leistungsumfang mit Sofortreparaturen als Hauptauf¬ 
gabe - Überwachungstätigkeit der Betriebselektriker - Fallre¬ 
paraturen möglichst einschränken, damit Kapazität für Rekon¬ 
struktionsmaßnahmen gewonnen wird 


Erfahrungen des Hauptpostamtes Neubrandenburg in der Na¬ 
mensträgerbewegung / 

Kallasch, Ludwig. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)4, S. 
163-164 

Planmäßigkeit ist Voraussetzung für eine erfolgreiche Namens¬ 
trägerbewegung — Auswahl der Ehrennamen — Verpflichtungen 
zum Namensträgerkampf - Namensverleihung ist Höhepunkt 
für das gesamte Amt 
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Brandenburgisch-preußische Münzstudien 



Bahrfeldt, Emil 


Brandenburgisch-preußische 

Münzstudien 

transpress Reprint 
Berlin 1913 


1. Auflage 

184 Seiten - 1 Abbildung 
Format 145 mm x 2l5 mm 
Lederin mit Schutzumschlag 19,80 M 
Bestellangaben: 

566 724 7 / Bahrfeldt, Muenzstudien 
Erscheint voraussichtlich im III. Quartal 1986 


Dr. E. Bahrfeldt, 1850-1929, gehört un¬ 
zweifelhaft zu den profiliertesten Ken¬ 
nern der brandenburgischen Münzge¬ 
schichte des Mittelalters und des preu¬ 
ßischen Münzwesens. Obwohl selbst 
kein Berufsnumismatiker, schuf er 
auf der Basis umfangreicher Forschun¬ 
gen durch die von ihm verfaßten Bü¬ 
cher und Aufsätze einen bleibenden li¬ 
terarischen Beitrag zur Münz- und 
Geldgeschichte deutscher Länder. 

Bei dem vorliegenden Reprint handelt 
es sich um die Zusammenstellung von 
18 der bedeutendsten bis dahin er¬ 
schienenen Arbeiten Bahrfeldts zur 
brandenburgisch-preußischen Münz¬ 
geschichte, die vom Autor selbst vor¬ 
genommen wurde und 1913 als Sepa¬ 
ratdruck in den „Berliner Münzblät¬ 
tern" erschien. Die in diesem Buch ab¬ 
gedruckten Aufsätze und Einzelarbei¬ 
ten, meisten^ entstanden aufgrund in¬ 
tensiver Studien in Museen und Archi¬ 
ven, ausgestattet mit einer Fülle hoch¬ 
interessanter Einzelheiten und bezie¬ 
hungsreicher Erkenntnisse, sind für 
den engagierten Sammler unserer Zeit 
sowie auch für den heimat- und wirt¬ 
schaftsgeschichtlich interessierten Le¬ 
ser bei der Neubewertung von erhebli¬ 
chem Nutzen. ' 


Hinweis: 

Ihre Bestellung richten Sie bitte 
an den Buchhandel 
oder an den Fachhandel. 
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750 Jahre Berlin (Ausgabe 1986) 

Am 28. Oktober 1237 wurde Berlin zum ersten Mal urkundlich 
genannt; ein Ereignis, das im Jahre 1987 eine hohe gesell¬ 
schaftliche Würdigung erfährt. Die 750-Jahr-Feier Berlins wird 
die Berliner mit ihren Freunden aus den sozialistischen Bruder¬ 
ländern wie aus aller Welt zusammenführen im Rückblick auf 
die Geschichte und beim Voranschreiten in die Zukunft: Alles 
zu tun für die Stärkung des Sozialismus, für das Glück und 
Wohl des ganzen Volkes, für die Sicherung des Friedens, für 
das Gedeihen dieser Stadt und ihrer Einwohner. 

Es gibt in der Welt kaum eine zweite Stadt, in deren Geschichte 
sich die gesellschaftlichen Verhältnisse seit dem Mittelalter bis 
in die Jetztzeit so eindeutig widerspiegeln, wie in Berlin. Das 
begann mit dem Entstehen der mittelalterlichen Handelsstadt 
an einer Furt durch das sumpfige Urstromtal der Spree. Hier 
kreuzten sich zwei Handelsstraßen; hier rasteten die fahrenden 
Kaufleute, besserten ihre Fahrzeuge aus und trieben Handel. In¬ 
nerstädtischer Hader um Vorteile und Vorrechte brachte die 
Doppelstadt Berlin/Cölln im 15. Jahrhundert unter die Herr¬ 
schaft der Kurfürsten von Brandenburg und späteren preußi¬ 
schen Könige aus dem Hause Hohenzollern. Sie degradierten 
Berlin bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts zu einer Hof- und Resi¬ 
denzstadt. Mit der Entwicklung des Kapitalismus wuchs dann 
Berlin durch den Zugang hunderttausender Arbeitskräfte bis 
1875 zur Millionenstadt heran. 

Kapitalistische Ausbeutung im Verein mit hemmungsloser 
Unterdrückung jeder fortschrittlichen Entwicklung durch die 
Obrigkeit führten zur Herausbildung einer organisierten Arbei¬ 
terbewegung in Berlin, deren Traditionen und Ziele mit der 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik in ihrer 
Hauptstadt Berlin Wirklichkeit wurden. Bis zu dieser histori¬ 
schen Wende in ihrer Geschichte aber durchlebte und durchlitt 
die Stadt gesellschaftliche Prozesse von größter Tragweite. Sie 
nahmen hier zum großen Teil ihren Anfang und kehrten hierher 
auch wieder zurück. 

Berlin erwarb sich dabei weltweiten Ruhm als Stadt der Wis¬ 
senschaften und der Künste und gleichermaßen den Makel als 
größte Mietskaserne Europas. Von hier aus gingen Impulse für 
die Entwicklung humanistischer Ziele, und gleichzeitig nahmen 
von hier zwei verheerende Weltkriege ihren menschenvernich¬ 
tenden Lauf. Zuletzt legten sie Berlin selbst in Schutt und 


Asche. Die Stadt wurde schließlich am 2. Mai 1945 durch die 
ruhmreiche Rote Armee der Sowjetunion vom Joch des Fa¬ 
schismus befreit. Der Weg zum Aufbau einer entwickelten so¬ 
zialistischen Gesellschaft in der am 7. Oktober 1949 gegründe¬ 
ten Deutschen Demokratischen Republik mit ihrer Hauptstadt 
Berlin war geebnet. 

10-Pf-Wert: Ältestes Stadtsiegel von Berlin 1253 
20-Pf-Wert: Ältester Stadtplan Berlins 1648 
50-Pf-Wert: Ältestes Stadtwappen Berlins 
70-Pf-Wert: Nicolaikirche um 1832 

1-M-Block: Haus des Ministerrates der DDR mit Gebäuden der 
Umgebung 

Ausgabetag: 3. Juni 1986 

21. Arbeiterfestspiele der DDR 1986 

21. Arbeiterfestspiele der DDR - das Kulturfest der Gewerk¬ 
schaften für Sozialismus und Frieden im Jahr des XI. Parteita¬ 
ges der SED und im 40. Jahr des Bestehens der Partei der Ar¬ 
beiterklasse, das bedeutet Bilanz und Aufgabe für und im uner¬ 
müdlichen Wirken für das Wohl des Volkes, für die ständige 
Erhöhung seines materiellen und kulturellen Lebensniveaus. 

21. Arbeiterfestspiele, das bedeutet aber auch Leistungsschau 
der kulturschöpferischen Kräfte der Arbeiterklasse, Erfahrungs¬ 
austausch und Volksfest sozialistischer Kultur und Kunst, be¬ 
deutet einen eigenständigen Beitrag des FDGB zur Bereiche¬ 
rung unserer Kultur und weitere Impulse für das geistig-kultu¬ 
relle Leben der Werktätigen. Die Festspiele fanden vom 20. bis 

22. Juni 1986 im Bezirk Magdeburg statt, jenem Bezirk, der be¬ 
reits 1961 Gastgeber der 3. Arbeiterfestspiele der DDR war. Zwi¬ 
schen den Bergen des Harzes und den Niederungen der Havel, 
zwischen Osterburg und Wernigerode, Genthin und Haldensle¬ 
ben, begegneten uns Zeugen schöpferischen Wirkens aus Ver¬ 
gangenheit und Gegenwart, sinnvoll vereint im sozialistischen 
Heute. 

20-Pf-Wert: Trachtenpaar, Traktor, Bagger und Fachwerkhaus 
50-Pf-Wert: Elbhafen in Magdeburg, Bauwerke der Stadt und 
Text 

Zwischenfeld: Emblem der Arbeiterfestspiele 
Ausgabetag: 17. Juni 1986 
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Unsere 1.Volleyballmannschaft ... 


... beim Training 


Die BSG „Post" Cottbus wurde 1949 mit einer Sektion Fußball, 
bestehend aus 21 Mitgliedern, gegründet. Bereitk 1951 kam die 
Sektion Kegeln hinzu, die noch heute unsere stärkste Sektion 
ist. In vier Mannschaften beteiligen sich die 64 Sektionsmitglie¬ 
der am Übungs- und Wettkampfbetrieb. Verdiente Sportfunk¬ 
tionäre, wie die Sportfreunde Richard Seifert und Hans Weh- 
ner, sorgen dafür, daß besonders im Kinder- und Jugendbe¬ 
reich eine vorbildliche Arbeit zustande kam. Jüngstes Kind un¬ 
serer BSG ist die Sektion Ski, die 1983 gegründet wurde und 
inzwischen schon 34 Mitglieder zählt. In der Allgemeinen Sport¬ 
gruppe Lehrlingssport treiben 60 Prozent der Lehrlinge der Be¬ 


triebsschule der DP Cottbus regelmäßig Sport. Die Sektion Vol¬ 
leyball feierte im vergangenen Jahr ihr zwanzigjähriges Beste¬ 
hen. Seit 1979 sind die Volleyballer mit je einer Männermann¬ 
schaft in der Bezirksliga bzw. Bezirksklasse vertreten. Insbeson¬ 
dere die 1. Mannschaft bestimmt hier seit Jahren das Niveau 
dieser höchsten Spielklasse im Bezirk Cottbus mit. Im Ver¬ 
gleich mit den besten Postmannschaften konnte sie in den Jah¬ 
ren 1980 bis 1983 viermal in Folge den Wanderpokal des Mini¬ 
sters für Post- und Fernmeldewesen erringen. 

BSG „Post" Cottbus, Kombinat Fernmeldebau, Fernmeldebau¬ 
amt Cottbus, August-Bebel-Str. 89-92, Cottbus, 7500 
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Betriebssportgemeinschaft „Post" Cottbus 

Sektionen: Kegeln / Handball / Volleyball / Tischtennis / Gymnastik / 
Ski / Allgemeine Sportgruppe / Lehrlingssport / 226 Mitglieder 
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